


















































V,2. JAPANS AUSSENPOLITIK VON SEPTEMBER 1940 BIS JULI 1941: 

TRIUMPH UND STURZ MATSUOKAS 

Matsuoka und mit ihm die politisch-militärische Führung 
J apans waren beim Abschluß des Dreimächtepaktes von einer 
Reihe von Voraussetzungen ausgegangen, die sich im nach­
hinein sämtlich als falsch erweisen sollten. Dazu gehörte 

vor allem die Uberzeugung, Deutschland stehe unmittelbar 
vor einem endgültigen Sieg über England und seine Bezie­
hungen zur UdSSR seien ungetrübt ; hinzu kam das große Ver­
trauen in die Abschreckungskraft des Dreimächtepaktes oder 
eines möglichen Viermächteblockes gegenüber Amerika und 
China. Angesichts dieser Fehleinschätzungen konnte es 

nicht ausbleiben, daß Matsuokas politischer Weg in den 
folgenden Monaten mit Mißerfolgen förmlich gepflastert war. 

In Wirklichkeit hatte Deutschland das Bündnis mit Japan 
abgeschlossen, um seine militärische Schwäche auszuglei­
chen. In der Luftschlacht um England hatte sich die Royal 
Air Force als überlegen erwiesen und hatte Berlin zu einer 

Revision der Gesamtstrategie gezwungen: Das "Unternehmen 
Seelöwe", eine Invasion in Großbritannien, wurde aufgege­
ben oder zumindest bis zum nächsten Jahr verschoben.1)
Hitler rang sich in der zweiten Septemberhälfte - wenn 
auch nur vorübergehend - noch einmal zu der Kontinental­
blockkonzeption Ribbentrops durch.2) 

Die - besonders von Matsuoka aufgestellte - Rechnung, 
durch die Allianz mit den Achsenmächten England von Ame­
rika zu trennen3) und dann das isolierte und im Zusammen­
bruch begriffene britische Weltreich zu beerben, ging 
nicht auf. Mehr denn je schweißte die Allianz der Dreier­
paktmächte die angelsächsischen Nationen zusammen, und 
Matsuoka hätte - in Botschafter Craigies Worten - England 
keinen besseren Dienst als den Abschluß der Allianz mit 
der Achse erweisen können.4) Als die Laufzeit des im Juli 

geschlossenen Abkommens über die Schließung der Burma­
Straße Mitte Oktober endete, zeigte sich das in seinem 
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Selbstbewußtsein gestärkte Großbritannien nicht zu einer 

Verlängerung bereit, sondern nahm die Versorgungslieferun­
gen für Chiang wieder auf.5)

Auch die erhoffte Abschreckung des Dreimächtepaktes auf 
Amerika blieb aus . Zwar wirkte der seit J ahren befürchtete 
Zusammenschluß der Habenichtse als Schock,6) der durch die 

offensichtlichen Bemühungen um einen Einschluß der UdSSR 
bis in die Nachkriegszeit anhalten sollte,?) doch hatte 

die Allianz mit der Achse den gegenteiligen als den von 

Matsuoka erhofften Effekt. Nach außen hin gab sich Washing­
ton gelassen und setzte seine Politik umso entschlossener 
fort, die japanischen Expansionsbestrebungen einzudämmen.8)
Die amerikanische Regierung gewann nun für ihre Politik, 
England zumindest materiell massive Unterstützung zu ge­
währen, zusehends die Unterstützung der Öffentlichkeit, 
.wodurch die Isolationisten geschwächt9) und Roosevelt 
für die bevorstehenden Wahlen im November gestärkt wurden. 
Bereits in den zwei Wochen, die dem Abschluß des Dreimäch­
tepaktes vorausgegangen waren, hatten die USA ihr Export­
verbot gegenüber Japan wegen dessen Drucks auf Südostasien 
auf eine-Reihe von Waren wie Raffinerieausrüstungen, 
Baupläne von Flugzeugen, Flugzeugmotoren und alle Arten 
von Schrott erweitert.10) Sogar Botschafter Grew hatte 

seine seit Jahren kompromißbereite Haltung aufgegeben und 
für einen schärferen Kurs plädiert.11) Japanische Pro­
teste, in denen sich die Furcht vor einem vollständigen 
Embar

�
o, d.h. unter Einschluß von Ölsanktionen, ausdrück­

te,12 verhallten wirkungslos. Am 26. September beschloß
die amerikanische Regierung außerdem, China einen Kredit 
in Höhe von 25 Mill. Dollar zu gewähren und Chungking 
durch Aufkäufe von Wolfram im Wert von 30 Mill. Dollar 
wirtschaftlich zu stärken.1 3)

Kriegsminister Stimson und Finanzminister Morgenthau hat­
ten seit langem sogar ein Erdölembargo befürwortet,14)
doch fürchtete die amerikanische Regierung, daß eine der-
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artige Maßnahme die Japaner zu einer Verzweiflungstat 

treiben·würde, d.h. zu dem Entschluß, den langsamen wirt­

schaftlich-militärischen Ruin zu verhindern und lieber 

einen Krieg mit den USA auf sich zu nehmen.1 5) In der

Tat hatten bereits im Mai 1940 Untersuchurigen der japani­
schen Admiralität zu dem Schluß geführt, daß bei einem 

vollständigen Erdölembargo der angelsächsischen Mächte 

innerhalb von vier bis fünf Monaten ein militärischer 

Vorstoß nach Südostasien unternommen werden müßte,16) 

und vom Herbst an tendierte die Marine immer mehr dazu, 

die Fortsetzung bzw. Einstellung von Öllieferungen durch 

die USA zum Schlüssel über Krieg oder Frieden mit den 

Vereinigten Staaten zu machen.17) Amerika bemühte sich

angesichts der wachsenden Gefahr, wenigstens die UdSSR 

aus dem Block der wahrscheinlichen Kriegsgegner herauszu­
halten. Trotz der in den USA herrschenden Empörung über 

den sowjetisch-finnischen Winterkrieg und die Annexion 
der baltischen Länder durch Moskau wurden daher ab Sommer 

1940 in Washington bilaterale Gespräche geführt, in denen 

Wirtschaftsfragen - insbesondere die Aufhebung von Export­

restriktionen für strategisch wichtige Güter - im Mittel­

punkt standen. Diese Unterredungen führten jedoch noch zu 

keinerlei konkreten Ergebnissen, da die von allen Seiten 

umworbene Sowjetunion zu hohe Forderungen stellte.18)

Die unerwartet harte Haltung der USA verfehlte ihren Ein­

druck auf Matsuoka nicht, der bereits am 5. Oktober Bot­

schafter Grew zu einer langen Unterredung einlud und sich 
sehr versöhnlich gab.19) Wenige Tage später machte er

noch einmal den Versuch, Amerika zu beschwichtigen und 

von Embargomaßnahmen abzubringen.20) Außerdem griff er

den bereits seit Ende August erwogenen Plan21) wieder auf, 

Admiral Nomura Kichisaburö zum neuen Botschafter in 

Washington zu ernennen, den ehemaligen Außenminister im 
Kabinett Abe und erklärten Freund Amerikas. Dieser aber 

lehnte den Posten wegen der schlechten Beziehungen zu den 

USA und der Unberechenbarkeit Matsuokas ab.22) Noch über 
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einen Monat lang mußte der Außenminister seine ganze 

Uberredungskunst anwenden,23) bis d�r Admiral, der auch

von hohen Führern der Marine wie Minister Oikawa und 

dessen Stellvertreter Toyoda gedrängt worden war,24) 

endlich einwilligte. 2 5) Auch die am 5. November erfolgte

Wiederwahl Roosevelts, mit dem Nomura seit dem Ersten 

Weltkrieg bekannt war, könnte sich dabei ausgewirkt haben. 

Grew begrüßte die Ernennung des Admirals sehr und empfahl, 

diesen in Amerika zuvorkommend auf�unehmen.26) 

In Bezug auf China erfüllten sich Matsuokas Erwartungen 
ebenfalls nicht. Noch Anfang Oktober hatte er groß ver­

kündet, für Verhandlungen mit Chungking benötige er höch­

stens zwei Wochen,27) doch zeigte sich sehr schnell, daß

China sich nach dem Abschluß des Dreimächtepaktes von den 

angelsächsischen Mächten stärker umworben sah und sich 

seines gestiegenen Wertes sehr wohl bewußt war_ 28) Seit

Monaten waren auf Initiative von wesentlichen Teilen der 

Kaiserlichen Armee mit Rückendeckung Konoes unter dem 

Tarnnamen "Operation Kiri" in Hongkong und Macao geheim& 

Gespräche geführt worden. Die Japaner wußten dabei aber 

eigentlich nie genau, ob es sich bei den chinesischen 

Partnern wirklich um Gewährsleute der Kuomintang handele. 

Trotzdem sprach man schon bald nach Konoes Kabinettsbil­

dung über Ort und Zeitpunkt für einen Waffenstillstand, 

um dann direkte Verhandlungen zwischen Chiang und Itagaki, 
dem Stabschef der japanischen Expeditionsarmee in China, 

führen lassen zu können.29) 

Die chinesische Seite stellte jedoch die Vorbedingung, 
Japan müsse Chiang anerkennen und sich schriftlich ver­
pflichten, Wang fallenzulassen.JO) Schließlich einigte

man sich darauf, einen Ausweg in einem Briefwechsel zu 
suchen.31) In einem Schreiben Konoes, das am 22 . August

mit Billigung Töjös, des Generalstabs, der China-Armee 

und der Marine abging, wurde der in den bisherigen Ver­

handlungen bereits gemachte Fortschritt betont. Außerdem 
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erklärte sich der Premierminister zur Fortsetzung der 
Gespräche bereit.32) Der Brief mit diesem nichtssagenden 
Inhalt aber wurde von chinesischer Seite als "unbefriedi­
gend" abgelehnt.33) Konoe fühlte sich betrogen,34) und
die "Operation Kiri" verlief im Sande. Dabei ist nicht 
sicher, ob Chiang an dem Willen Japans zweifelte, Wang 
fallenzulassen, ob er die Gespräche mit Rücksicht auf 
Amerika aufgab, oder ob die Japaner ohnehin nur Hoch­
staplern aufgesessen waren, wie si�-nach Ende des Zweiten 
Weltkrieges zu erkennen glaubten.35) 

Das Scheitern der "Operation Kiri" führte dazu, daß der 
Plan zur endgültigen Einsetzung der Regierung Wang in 
Nanking, die von Japan diplomatisch immer noch nicht an­
erkannt worden war, vorangetrieben wurde, insbesondere 
durch die japanische Armee. Am 1. Oktober lag der dazu 

.ausgehandelte Grundlagenvertrag vor, der bis Ende des 
Monats unterzeichnet werden sollte. Matsuoka aber bestand 
zur Verärgerung des Heeres darauf, noch einmal einen Ver­
such für einen Friedensschluß mit Chungking zu untersuchen, 
und verzögerte den Abschluß des Vertrages mit Wang bis 
Ende November.36) Dazu bediente er sich wieder seines
Vertrauten Nishi Yoshiaki von der Südmandschurischen Ei­
senbahn, der bereits im Jahre 1938 für ihn Kontakte zu 
Wang geknüpft hatte.3 7)

Nishi nahm im Oktober über einen chinesischen Financier 
in Hongkong Kontakte zur Kuomintang auf. Dann ließ Matsu­
oka die Verhandlungen auf offiziellem Weg führen, und 
zwar durch den japanischen Generalkonsul in der Kronkolo­
nie. Außerdem bat er das Deutsche Reich über Botschafter 
Ott um einen erneuten Vermittlungsversuch. 3 8) Ribbentrop,
der nun - im Gegensatz zum Sommer 1940 - kein Interesse 
mehr an einer Bindung Japans in China besaß, sondern statt 
dessen auf ein militärisches Vorgehen des Kaiserreiches 
in Südostasien hoffte, riet dem chinesischen Botschafter 
in einer Unterredung am 11. November zu einem Kompromiß 
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mit Tökyö, um den jahrelangen Krieg zu beenden, und wies 
auf die drohende Anerkennung Wangs durch Tökyö hin. Der 
diplomatische Vertreter nannte jedoch als Voraussetzung 
die bedingungslose Räumung des chinesischen Territoriums 
durch japanische Truppen.39) Ähnlich lauteten die Bedin­
gungen, welche die japanischen Unterhändler wenige Tage 
später direkt aus Chungking erhielten. Matsuoka war damit 
grundsätzlich einverstanden, und es gelang ihm sogar, am 
22. November die Zustimmung der Vierministerkonferenz
dafür zu erlangen, die Anerkennung Wangs noch einmal
aufzuschieben. Die Armee aber reagierte ausgesprochen
feindselig auf diese Einigung und griff auch Kriegsmini­
ster Töjö heftig für seine Billigung an.40) Die Regierung
gab dem massiven Druck nach, um den Sturz des Kabinetts
zu verhindern.41) Außerdem waren der Grundlagenvertrag
und seine Bedingungen schon am 13 . November auf einer
Kaiserlichen Konferenz gebilligt worden.42) Das Abkommen
wurde am 30.11� unterzeichnet�3�s schrieb die japanische
Oberherrschaft über weite Teile Chinas fest und bildete
die erste Niederlage, die Matsuoka gegen die Armee erlit­
ten hatte. Der Außenminister aber gab die Hoffnung auf
eine Verhandlungslösung mit Chiang bis zum Ende seiner
Amtszeit niemals auf.

Der Generalissimus selbst nutzte die Verhandlungen mit 
Tökyö und die deutschen Vermittlungsbemühungen, um mit 
diesem Druckmittel den angelsächsischen Mächten eine stär­
kere Unterstütz�ng abzupressen. Er erzielte binnen weni­
ger Tage die gewünschte Wirkung: Präsident Roosevelt ver­
kündete am 30. November, dem Tag, an dem in Nanking der 
Grundvertrag mit Wang unterzeichnet wurde, die Gewährung 
eines Kredits vom 100 Mill. Dollar an Chunking sowie 
weitere Unterstützungsmaßnahmen.44) Zehn Tage später sagte
auch London eine Anleihe in Höhe von 10.Mill. Pfund zu.45)

Etwa gleichzeitig mit dem Scheitern der Politik gegenüber 
Chungking bahnte sich Tökyös nächste diplomatische Nie-
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derlage an. Am 12. September war. eine japanische Wirt­
schaftsdelegation in. Batavia eingetroffen, die von Han­
delsminister Kobayashi persönlich geleitet wurde. Die 
Verhandlungen zielten auf eine Erweiterung des Warenaus­
tausches und eine stärkere japanische Wirtschaftstätig­
keit in Niederländisch-Indien ab. Das Hauptaugenmerk galt 
dabei den Ölvorkommen in der holländischen Kolonie, die 
dem Kaiserreich dazu verhelfen sollten, Vorräte für Kriegs­
und Krisenzeiten anzulegen und sieb von einer Versorgung 
durch die angelsächsischen Mächte unabhängig zu machen. 
Außerdem waren zahlreiche weitere Rohstoffe wie Kautschuk, 
Zinn, Nickel und Bauxit für Tökyö von großem Wert. Das 
Fernziel lag jedoch eindeutig darin,. die starken wirt­
schaftlichen und politischen Bindungen Niederländisch­
Indiens an die angelsächsischen Mächte zu durchtrennen 
und die Inseln zu einem fest integrierten Bestandteil von 
Japans "Großostasiatischer Wohlstandssphäre" zu machen. 
Gerade dagegen aber sträubte sich Batavia und zögerte die 
Verhandlungen monatelang hinaus, im Vertrauen auf einen 
englischen Sieg in Europa und auf eine amerikanische 
Unterstützung gegen Japan.46)

Am 17. Oktober erging an Kobayashi die Anweisung, nach 
Tökyö zurückzukehren .. 47) Zwar wurde Ende Dezember mit
Yoshizawa Kenkichi, einem Mitglied des Oberhauses und 
ehemaligem Außenminister,48) ein neuer prominenter Dele­
gationsleiter entsandt, doch erbrachten auch die Verhand­
lungen unter seiner Führung kein konkretes Ergebnis. Bata­
via glaubte sich des amerikanischen Schutzes gewiß und 
war daher nicht zu entscheidenden Zugeständnissen bereit, 
obwohl sich die Hoffnung auf eine förmliche Beistands­
garantie der USA nicht erfüllte.49) Die Verhandlungen
sollten schließlich im Juni 1941 ergebnislos abgebrochen 
werden.50) Die Tatsache, daß auf japanischer Seite ausge­
sprochen prominente Politiker die beiden Verhandlungsrun­
den geführt hatten, war dabei für Tökyö besonders demü­
tigend. Da Niederländisch-Indien aber auch ohne den Ab-
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schluß eines Handelsvertrages an Japan von den meisten 
Rohstoffen größere Mengen exportierte als in den vorauf­
gegangenen Jahren,51) hatte das Kaiserreich keinen direk­
ten Anlaß für eine militärische Intervention. Die Liefe­
rungen aber lagen immer noch weit unter dem von Japan 
gewünschten Umfang, und die eigene Hilflosigkeit führte 
dazu, daß die Stimmung sich· - besonders unter den Militärs -
immer stärker gegen Amerika richtete, das man als wahren 
Drahtzieher hinter der harten Haltung Batavias vermutete.52)

Mehr Erfolg hatte Japan mit seinem Druck auf Indochina, 
wo Heer und Marine seit der französischen Niederlage im 
europäischen Krieg eine ständige Truppenpräsenz angestrebt 
hatten,53) die sich offiziell zwar nur gegen China richten
sollte, ebenso aber auch für einen weiteren Südstoß die­
nen könnte. Unmittelbar nach Kanoes Kabinettsbildung hat-

_ten in Tökyö und Hanoi Unterredunge6�egonnen, die unter 
ständiger Androhung militärischer Mittel durch Japan 
endlich am 22. September zur Unterzeichnung eines Abkom­
mens zwischen den Verhandlungsleitern in Indochina, Nishi­
hara und Martin, führten. Darin gewährte Frankreich den 
Japanern. zum Zwecke von Operationen gegen China im Norden 
Tongkings Durchmarschrechte für Truppen, die jedoch nicht 
die Zahl von 25 000 Mann zur gleichen Zeit überschreiten 
dürften. Außerdem wurde die Benutzung von drei Flugplät­
zen gestattet.55) Die USA, die von französischen Stellen
ständig über den Stand der Verhandlungen unterrichtet 
worden waren, hatten vergeblich Druck auf Tökyö auszuüben 
versucht56l und waren schließlich zu Wirtschaftssanktionen 
geschritten. 

Innerhalb der Marine fand die aggressive Stimmung Ausdruck 
in zahlreichen Umbesetzungen, wobei die radikalen, pro­
deutsch eingestellten mittleren Ränge ihren Einfluß er­
heblich stärken konnten. 57) Ihren Höhepunkt fanden die
Umbesetzungen erst im April 1941, als Prinz Fushimi von 
seinem Posten als Chef der Admiralität durch den radika-



- 496 -

leren Nagano Osami abgelöst wurde . De r Chef des General­
stabs, Prinz Kanin, war schon im Oktober 1940 durch Gene­
ral Sugiyama ersetzt worden. Die Ablösung der beiden 
Stabschefs dürfte nicht allein mit deren hohem Alter zu 
erklären sein, sondern auch mit der Absicht, zwei so 
hohe Mitglieder der kaiserlichen Familie nicht mit der 
Verantwortung für den immer unausweichlicher erscheinen­
den Krieg zu belasten. Inzwischen wuchs nämlich innerhalb 
der Streitkräfte die Bereitschaft zum "Südstoß" an. Die 
Marine hatte der Armee jahrzehntelang diesen Weg gewiesen, 
war aber in den letzten Monaten vom Heer an Radikalität 
weit übertroffen worden. Im Herbst 1940 forderten Vertre­
ter der extremistischen mittleren Marineschicht einen 
Krieg im "Süden" für das nächste Frühjahr,58) insbesondere -
auch auf die Gefahr eines Konfliktes mit den angelsächsi­
schen Mächten hin - eine Eroberung Niederländisch-Indiens?9) 

Die gemäßigtere Marineführung sah April 1941 ebenfalls 
·als günstigsten Zeitpunkt für einen Krieg mit Amerika
an,60) den der offizielle Sprecher der Admiralität den
USA schon im November 1940 öffentlich androhte.61)

Noch aber verweigerte die Marineführung dem von den mitt­
lere i �ä�gen und der Armee wiederholt vorgetragenen Plan
für einen bewaffneten Südstoß die Zustimmung 62) und
zeigte sich zum Krieg mit Amerika und England nur für
den Fall eines völligen Ölembargos entschlossen.63) Die
Vorbereitungen für den immer wahrscheinlicher werdenden
Konflikt aber wurden erheblich forciert.64) Auch Admiral
Yamamoto, langjähriger Kämpfer gegen eine Politik der
Konfrontation mit den Westmächten, der als Chef der Ver­
einigten Flotte die Hauptverantwortung in einem Krieg zu
tragen hätte, suc�e nach einer geeigneten Strategie. Er
hielt zwar in einem Konflikt mit Amerika spektakuläre
Anfangserfolge für möglich,65) rechnete aber eher damit,
daß die USA einer schnellen Entscheidungsschlacht auswei­
chen und das Kaiserreich in einem jahrelangen Krieg zer­
mürben würden.66) Yamamoto, der Schöpfer der japanischen
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Marineluftwaffe und der Flugzeugträgerflotte, begann da­
her Ende November mit Planungen, die auf den guten Ergeb­
nissen von Übungen im April des Jahres basierten, als 
Flugzeuge mit großem Erfolg Torpedoangriffe gegen Schiffs­
ziele geflogen hatten. Der Admiral beschloß daher, in ei­
nem überfallartigen Masseneinsatz von Trägerflugzeugen 
einen vernichtenden Schlag gegen die amerikanische Pazi­
fikflotte in Hawaii zu führen.67) Möglicherweise war
Yamamoto von der Durchführbarkeit seines Vorhabens noch 
durch die "Generalprobe" bestärkt worden, welche die 
Engländer ihm lieferten, als sie am 12. November 1940 
mit Torpedoflugzeugen die italienische Flotte in Tarent 
erfolgreich angriffen.68) 

Ende 1940, als Japan und die USA sich unaufhaltsam auf 
einen Krieg zuzubewegen schienen, gab es durchaus Versuche, 
das Steuer noch herumzureißen. So unternahmen z.B. zwei 
katholische Geistliche, Walsh und Drought, die über gute 
Verbindungen zu amerikanischen Politikern und japanischen 
Diplomaten verfügten, einen Vermittlungsversuch. Diese 
Initiative, die schließlich zu Verhandlungen zwischen 
Botschafter Nomura und Außenminister Hull führen sollte, 
wurde �isher immer als privater Natur angesehen.69) Es
sind aber neuerdings Belege bekannt, daß einer der beiden 
Geistlichen in Zusammenarbeit mit der amerikanischen 
Marine - wenn nicht sogar in deren Auftrag - handelte und 
in engem Kontakt zum englischen Geheimdienst stand.?O) 

Andererseits unterhielt sein Partner in Japan, ein Bankier 
namens Ikawa Tadao, Verbindungen zu hohen Politikern und 
Militärs, darunter mit Konoe.71) Dadurch gelang es den 
beiden Geistlichen, die Ende November 1940 in Tökyö ein­
trafen, im folgenden Monat eine Reihe von wichtigen 
Unterredungen zu führen, dar"unter mit Matsuoka, Öhashi 
und Mutö Akira. Indirekt nahmen sie auch Kontakt zu Pre­
mierminister Konoe auf. Obwohl Matsuoka grundsätzlich 
eine Verständigung mit den USA befürwortete, waren seine 
Stellungnahme so unklar72) und sein Festhalten an einer 
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Position der Stärke so starr, daß die Fortsetzung der 
Ausgleichsbemühungen im folgenden Jahre zu einer Bewegung 
gegen den japanischen Außenminister anwachsen und ent­
scheidend zu seinem Sturz beitragen sollte . Auch das Heer 
zeigte sich angesichts der unbeugsamen amerikanischen 
Haltung an einer Verständigung mit den USA - oder zumindest 
an einem Ausloten der Möglichkeiten - interessiert, wie 

die Aktivitäten des radikalen Mutö Akira beweisen, der 
als Chef des Militärbüros Hauptgestalter der Armeepolitik 
war. Seine langjährige "rechte Hand", Oberst Iwakuro Hideo, 
betätigte sich i.m folgenden Jahr sogar in Washington als 
aktiver Teilnehmer an den Verhandlungen, in denen u.a .. 
über die Aufkündigung des Dreimächtepaktes und einen japa­
nischen Rückzug aus China verhandelt wurde .73 ) 

Japans Interesse an einem außenpolitischen Kurswechsel 
führte noch zu einer weiteren Initiative: Mit der Zustim­
mung einflußreicher Finanz- und Hofkreise sowie der Billi­
gung durch Kanoe, der Marine und sogar Kriegsminister 
Töjö reiste nach einigen sondierenden Gesprächen mit Grew 
im Januar 1 941 Hashimoto Tetsuma, der Vorsitzende einer 
nationalistischen Vereinigung aus dem Lager der Ideali­
stischen Rechten, in die USA ab. Maßgeblichen Anteil 
an der Initiative hatte ein Vertreter der Großindustrie, 

. die traditionell an guten Beziehungen zu den angelsächsi­
schen Ländern interessiert war. Hashimotos Vorschläge 

machten zwar keinerlei Eindruck auf die amerikanischen 
Politiker, doch ist der Versuch schon insofern von Bedeu­
tung, als das erklärte Ziel der von ihm vertretenen Grup­
pen die Beseitigung Matsuokas war. 74) Hinter dieser Ini­
tiative stand mit Sicherheit die Idealistische Rechte 

Hiranumas, die zu dieser Zeit dabei war, eine Koalition 
mit Wirtschaft, Hof, Ködö-Generalen und ehemaligen Partei­
politikern75) 

einzugehen, um Kanoe für ihre konservativen 
Ziele einzuspannen, zu denen außenpolitisch ein Ausgleich 
mit den Westmächten gehörte. 
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Von Mitte Januar an konferierte Hashimoto mehrmals mit 

hohen Beamten des amerikanischen Außenministeriums. Er 
warb um eine konziliantere Haltung der USA gegenüber J apan, 
die Unterzeichnung eines Pazifischen Paktes zur Wahrung 
des Status quo, eine amerikanische Friedensinitiative in 
Europa und Asien sowie eine Einwirkung auf Chiang z um 
Abschluß eines Friedens. Außerdem sollten die Vereinigten 

Staaten die japanische Führungsrolle in Ostasien und die 

Gleichberechtigung Tökyös auf dem Gebiet des internatio­
nalen Handels anerkennen, Japan bei der Beschaffung von 
Rohstoffen unterstützen, einen neuen Handelsvertrag ab­
schließen und dem Kaiserreich eine Anleihe gewähren. 76)
Trotz der ablehnenden amerikanischen Reaktion setzten Hi­
ranuma und Hashimoto ihre Bemühungen fort,??) die schließ­
lich in die Nomura-Hull-Gespräche einmündeten. Pater Drought 

hoffte sogar, daß Hiranuma den ungeliebten Matsuoka als 

-Außenminister ablösen würde. 78) 

Die sich Ende 1 940 ausbreitende Enttäuschung und die 

halbherzige Bereitschaft zu einer Kursänderung79) fanden
auch Ausdruck in einer Kabinettsumbildung. Am 6. Dezember
ernannte-Kanoe Baron Hiranuma, den schärfsten Widersacher
der Reformisten, zum Minister ohne Geschäftsbereich und
übertrug ihm zwei Wochen später das Innenministerium,
das bis dahin von Yasui Eiji geleitet worden war.
Gleichzeitig betraute er den Ködö-General Yanagawa Heisuke 

an Stelle von Kazami Akira mit dem Justizministerium.so)
Der General hatte zur Bedingung für seinen Kabinetts­
eintritt gemacht, daß der China-Konflikt schnell beigelegt 

werde und Japan nicht mit militärischer Gewalt nach Süden
vorstoße .81 ) Kanoe schwächte mit dieser Regierungsum­
bildung den radikalen reformistischen Flügel und nahm
über den konservativen Innenminister der Mitte Oktober
g egründeten Einheitspartei die Möglichkeit, durch eine 

Mobilisierung der Massen Einfluß auf die Politik auszu­
üben. Seine Maßnahmen wirkten sich am spektakulärsten 

auf den innenpolitischen Kurs aus,82) doch machten sie 
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sich auch in der Außenpolitik bemerkbar, insbesondere 
durch die starke Stellung des neuen Innenministers, 
Hiranuma Kiichirö, der an den Verbindungskonferenzen teil­
nahm83) und zu einem der engsten Berater Konoes wurde. Er
setzte seinen jahrelang verfolgten Kurs fort, unnötige 
Konflikte mit den Westmächten zu vermeiden, und wurde zum 
wahren Gegenspieler Matsuokas im Kabinett.84)

Noch aber genoß der Außenminister weitgehend die Unter­
stützung der Armee, zumal die wichtigste Frage des inter­
nationalen Kräftespiels noch gar nicht entschieden war: 
Auf wessen Seite würde sich die UdSSR schlagen? Um eine 
starke Verbindung zwischen den Dreierpaktmächten und der 
Sowjetunion herzustellen, belebte Matsuoka den Gedanken 
an den Abschluß eines Nichtangriffspaktes neu, der unter 
dem Kabinett Yonai bereits zugunsten der Idee für einen 
Neutralitätsvertrag aufgegeben worden war. Der Außenmini­
ster, der schon wenige Tage nach seinem Amtsantritt erste 
Gespräche mit dem sowjetischen Botschafter in Tökyö ge­
führt hatte,85) kündigte in seinem üblichen Optimismus
unmittelbar nach dem Abschluß des Dreimächtepaktes eine 
baldige Reise nach Moskau und die Unterzeichnung eines 

· · 
86) Nichtangriffsvertrages an . . Ausgerechnet Konoe, der 

sich sonst nicht gerade durch politischen Weitblick aus­
zeichnete, äußerte zu dieser Zeit Zweifel, ob die deutsch­
sowjetischen Beziehungen wirklich so freundschaftlich 
seien wie allgemein angenommen.87) Außerdem tauchten in
Japan Bedenken auf, ob man Moskau überhaupt nach dem 
Zustandekommen einer vertraglichen Regelung - und zwar 
auch in Form eines Nichtangriffspaktes - trauen könnte 
und bei einem Krieg mit den Westmächte sicher sein könnte, 
daß die UdSSR dem Kaiserreich nicht in den Rücken fiele.88)
Trotzdem ließen Konoe und di·e Militärs Matsuoka freie 
Hand für seine Politik gegenüber Moskau. 

Der Außenminister hatte Anfang September als neuen Bot­
schafter in der sowjetischen Hauptstadt den inaktiven 
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General Tatekawa Yoshitsugu ausgewählt, einen alten Freund 
aus gemeinsamer Zeit in der Mandschurei, der sich in den 
vorausgegangenen Jahren als führende Gestalt in einer 
Reihe extremistischer Vereinigungen einen Namen gemacht 
hatte. Entgegen den Befürchtungen des Hofes begrüßte die 
UdSSR die Ernennung des Generals sehr und erteilte unver­
züglich das Agr�ment.89) Die Sowjetunion dürfte erkannt
haben, daß die von Tatekawa vertretenen Extremisten, d.h. 
der reformistische Flügel, sich in den letzten Jahren im­
mer stärker von einer antisowjetischen Stoßrichtung abge­
wandt und in eine Konfrontation mit England gestürzt hat­
ten.90) Außerdem schien die Entsendung des Generals die
Zustimmung der Armee zu einem Ausgleich mit Moskau zu 
signalisieren. 

Die von Tatekawas Vorgänger, Tögö Shigenori, Anfang Juli 
unterbreiteten Vorschläge für den Abschluß eines Neutra­
litätsvertrages waren von Moskau erst am 14. August beant­
wortet worden, Zwar wurde das Angebot von der UdSSR "prin­
zipiell akzeptiert•, doch wurde die Zustimmung von einer 
Reihe von Vorbedingungen abhängig gemacht, darunter vor 
allem der Liquidierung der japanischen Öl- und Kohlekon­
zessionen in Nord-Sachalin. Als Gegenleistung sollte für 
fünf Jahre der Verkauf von je 100 000 t Öl an Tökyö garan­
tiert werden. Moskau hegte jedoch Bedenken, daß der vorge­
schlagene Neutralitätsvertrag dem Inhalt nach ein Nicht­
angriffspakt sei, der Japan den Rücken für Eroberungen in 
Südostasien freihalten und daher zu Spannungen zwischen 
der UdSSR und den Westmächten führen würde. Außerdem be­
stand die Sowjetunion auf einer Revision des Vertrages von 
Portsmouth aus dem Jahre 1905, womit sie unklar abgegrenzte 
Gebietsforderungen auf Süd-Sachalin und einige Kurilen­
Inseln geltend zu machen suchte.91) Durch diese hohen For­
derungen kamen die Verhandlungen zunächst zum Stillstand. 
Matsuoka vertrat jedoch die Ansicht, die von der UdSSR 
verlangten Opfer könnten umgangen werden, wenn man sich 
einer deutschen Vermittlung beim Abschluß eines Vertrages 
mit Moskau bedienen könnte.92)
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Am 3. Oktober legte das Gaimushö den Entwurf für einen 
japanisch-sowj etischen Nichtangriffspakt mit zehnjähriger 
Gültigkeit vor,93) der noch am gleichen Tage von Vertre­
tern aus Kriegs-, Marine- und Außenministerium erörtert 
und nach einigen Änderungen gebilligt wurd�,94) so daß
bereits am folgenden Tage eine endgültige Fassung fest­
stand.95) Diese erhielt später auf einer Vierministerkon­
ferenz die Zustimmung96l und bildete die Grundlage für 
einen Entwurf, den Tatekawa Außenminister Molotow am 30. 
Oktober übergab. 97) Der Text lehnte sich in Aufbau und 
Inhalt eng an den Hauptteil des Hitler -Stalin-Paktes an, 
der als Vorbild angesehen wurde.98) Tatekawa schlug vor,
zunächst den Nichtangriffspakt abzuschließen und später 
das Problem der Konzessionen und andere Einzelheiten zu 

lösen. Molotow aber machte die Regelung der schwebenden 

Einzelfragen zur Vorbedingung.99) Ansonsten äußerte er
sich nicht konkret zu den japanischen Vorschlägen,100)
da er sich gerade anschickte, zu Verhandlungen nach Ber­
lin zu reisen � Inzwischen war nämlich Ribbentrop der häu­
fig vorgetragenen Bitte Tökyös nachgekommen, sich um eine 

Vermittlung in Moskau zu bemühen. Er hatte am 13. Oktober 
an Stalin einen Brief gerichtet, in dem er die in Japan 

herrschende Tendenz zur Verständigung mit der UdSSR und 
die Vorteile betont hatte, die eine Abgrenzung der jewei­
ligen Interessen und eine enge politische Verbindung der 

vier Mächte Japan, Deutschland, Italien und der Sowjet­
union langfristig bieten würde . Außerdem hatte er darin 

Molotow zu Besprechungen nach Berlin eingeladen.101)
Stalin hatte nur ausweichend geantwortet und lediglich 
klargestellt, daß für ihn eine Abgrenzung der deutsch­
sowj etischen Interessen Vorrang besitze, hatte aber einer 
Reise seines Außenministers nach Berlin zugestimmt.102)

Ribbentrop hielt noch immer an seiner Lieblingsidee fest, 
der Errichtung eines antibritischen Kontinentalblocks, 
der im günstigsten Falle auch Spanien und Frankreich ein­
schließen würde. Diese beiden Mächte aber sträubten sich 
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dagegen, in den Krieg gegen England gezogen zu werden, 
wie Hitler Ende Oktober bei seinen Treffen mit Laval und 
Franco feststellen mußte .103) Außerdem führte Mussolinis
Ruhmsucht zu einer Verzettelung der Kräfte : Mitte Septem­
ber hatte der "Duce• von Libyen aus Ägypten angreifen und 
Ende Oktober von Albanien aus einen Uberfall auf Griechen­
land durchführen lassen ; beide Unternehmungen endeten mit 
katastrophalen Mißerfolgen und machten nach einigen Mona­
ten deutsche Rettungsaktionen erforderlich. 

Italiens Vorstoß nach Griechenland rief gemeinsam mit den 

deutschen Versuchen, die Balkanländer an sich zu binden,104)
das Mißtrauen der UdSSR hervor, die selbst diesen Raum 
als ihr Interessengebiet ansah. Für Hitler, der eine ita­
lienische Niederlage nicht hinnehmen könnte, gewann der 
Balkan als künftiges Aufmarschgebiet nicht nur gegen 
Griechenland, sondern auch gegen die Sowjetunion zusehends 
an Bedeutung, da er zu diesem Zeitpunkt die Vorbereitungen 

für den Angriff auf die Sowjetunion forcieren ließ.105)
Für die Rettung von Ribbentrops Kontinentalkonzeption, 
für die sich auch Matsuoka begeisterte 106l 

und der auch 
die japanischen Militärs weitgehend zustimmten, hing in 

dieser Situation vieles vom Ausgang der Unterredungen mit 
Molotow in Berlin ab. 

Matsuoka ließ den Reichsaußenminister sowohl über den 

deutschen Botschafter in Moskau, Schulenburg,10?) als
auch über seinen diplomatischen Vertreter in Berlin, 
Kurusu,108) über das an die UdSSR übergebene Angebot für
den Abschluß eines Nichtangriffspaktes unterrichten. Er 

bat um deutsche Unterstützung und ersuchte darum, Berlin 

möge Moskau veranlassen, gemeinsam mit der Reichsregierung -
oder jeder einzeln - Chiang zu einem Friedensschluß mit 
Tökyö zu raten . Bei einem Erfolg der deutschen Vermittlung 
stellte er eine japanische Mitwirkung bei der Vernichtung 
Großbritanniens in Aussicht.109) Ribbentrop schlug darauf­
hin vor, die UdSSR zur Abstimmung der Politik mit den 
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Dreierpaktmächten zu veranlassen und übersandte den Ent­
wurf für ein Abkommen, den er nach eigenen Worten auch 
zur Basis der Diskussion mit Molotow zu machen gedachte.110)
Neben einer Verpflichtung zur Respektierung der territo­
rialen Integrität der UdSSR und einer gegenseitigen Neu­
tralitätsverpflichtung war als Kern des Vertrages die ge­
genseitige Anerkennung von Einflußsphären vorgesehen, 
wobei den einzelnen Signatarstaaten die Führungsrolle in 
folgenden Räumen zugeschrieben werden sollte: Deutschland 
und Italien in Europa und Afrika, Japan in Asien, die 
Sowjetunion im Iran und in Indien.111)

Matsuoka erwirkte für diesen Vorschlag die Billigung der 
Vierministerkonferenz und erteilte Berlin seine Zustim­
mung.112) Die kühle Haltung Molotows gegenüber dem japa­
nischen Entwurf aber ließ es dem Gaimushö geraten er­
scheinen, Ribbentrop vorsorglich zu bitten, auf den sow­
jetischen Außenminister bei dessen bevorstehendem Besuch 
Einfluß zugunsten der Tökyöter Konzeption auszuüben, d.h. 
für den Abschluß eines japanisch-sowjetischen Nichtan­
griffsvertrages, die Einstellung sowjetischer Unterstüt­
zung für Chiang und eine Einwirkung auf Chungking zum 
Friedensschluß mit dem Kaiserreich zu werben. Dafür sei 
Tökyö zu weitgehenden Zugeständnissen an die UdSSR bereit, 
so z.B. zu der Anerkennung Sinkiangs und der Äußeren Mon­
golei als russischer Einflußsphäre sowie schließli�h auch 
zur Zustimmung für die künftige Schaffung eines sowjeti­
schen Interessengebietes in Indien. Zur Uberwindung der 
innerjapanischen Opposition sei jedoch zunächst der Ab­
schluß eines Nichtangriffspaktes unbedingt erforderlich.113)

Am 12. November traf Molotow in Berlin ein und führte mit 
Ribbentrop und Hitler je zwei längere Unterredungen,114)
die wegen englischer Luftangriffe teilweise im Luftschutz­
bunker abgehalten werden mußten. Der deutsche Außenmini­
ster legte in seinem zweiten Gespräch den Entwurf für 
ein Abkommen zur Abgrenzung der Interessensphären zwischen 
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den Dreierpaktmächten und der UdSSR vor, das eine Laufzeit 
von zehn Jahren haben sollte und inhaltlich den bereits 
von Tökyö akzeptierten Vorschlägen entsprach. Auch für den 
Abschluß eines japanisch-sowjetischen Nichtangriffsver­
trages setzte sich Ribbentrop dabei mit Nachdruck ein, 
wofür das Kaiserreich bereit sein würde, Sinkiang, die 
Äußere Mongolei und Indien als Einflußsphäre der UdSSR 
anzuerkennen. Mit der Behauptung, die Regierung in Tökyö 
sei gewillt, nach dem Paktabschluß den Wünschen Moskaus 
bezüglich der Öl- und Kohlekonzessionen in Nord-Sachalin 
entgegenzukommen, sobald die innerjapanischen Widerstände 
überwunden seien,115) ging er jedoch eigenmächtig über
die Vorschläge Matsuokas hinaus. 

Molotow beantwortete die Frage nach einer Verständigungs­
möglichkeit mit Japan nur ausweichend.116) Überhaupt waren 

die Gespräche mit dem sowjetischen Außenminister aus der 
Sicht Deutschlands bzw. der Dreierpaktmächte ein völliger 
Mißerfolg. Molotow lehnte schroff alle Versuche ab, die 
UdSSR zum Erfüllungsgehilfen der deutschen und der japa­
nischen Politik zu machen, indem sie sich unter größten 
Risiken militärisch gegen England wenden und sich ihre 
Expansionsrichtung von den Dreierpaktmächten vorschreiben 
lassen würde, die ihr Persien und Indien zugedacht hatten. 
Statt dessen stellte der Außenminister klar, daß die pri­
mären sowjetischen Ziele in Europa lägen und der Streit 
um den Balkan das Haupthindernis für eine Einigung mit 
den Achsenmächten sei. Er forderte immer wieder von seinen 
deutschen Gesprächspartnern, die diese Themen völlig 
hatten vermeiden wollen, die Anerkennung Finnlands, Bul­
gariens und der türkischen Meerengen als sowjetisches 

Interessengebiet. Auch das Schicksal Rumäniens, Ungarns 

Jugoslawiens und Griechenlands konnte Moskau nach den 
Ausführungen Molotows nicht gleichgültig sein. Daneben 
bestand er auf Garantien für freie Durchfahrt durch die 
Ostseeausgänge.117) Eine Woche nach seiner Rückkehr gab
Molotow die unverändert harten Bedingungen für den An-
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schluß an die Dreierpaktmächte nach Berlin durch.118) 

Das Mißtrauen gegenüber Deutschland dürfte noch durch die 
Tatsache verstärkt worden sein, daß Ungarn, Rumänien und 
die Slowakei �enige Tage zuvor dem Dreimächtepakt beige­
treten waren und Hitler sich auch um die Einbeziehung 
Bulgariens bemühte.119) Damit erhielt die Allianz eine
bisher - zumindest nach außen hin - immer sorgfältig ver­
miedene antisowjetische Spitze. 

Das Scheitern der Verhandlungen mit Molotow stärkte in 
Hitler den Entschluß zum Krieg gegen die UdSSR. Der sow­
jetische Außenminister erhielt nicht einmal eine einge­
hende Antwort auf seine Forderungen. Statt dessen erließ 
Hitler am 18. Dezember die "Weisung Nr. 21'' für den 
"Fall Barbarossa", in der der Abschluß der Angriffsvor­
bereitungen gegen die UdSSR bis zum 1 5. Mai 1941 ange­
ordnet wurde. 120) Mit diesem Entschluß zerstörte Hitler 
die Voraussetzungen� unter denen Japan den Dreimächtepakt 
unterzeichnet hatte. Ein Viermächteblock bildete das 
Schreckgespenst Englands121) und hätte in der Tat die 
Weltgeschichte entscheidend verändern können. Diese Gefahr 
wertete die UdSSR auch in den Augen Amerikas auf,1 22) das
sich im Herbst 1940 - ebenso wie England - um eine Ver­
besserung der Beziehungen zu Rußland bemühte und wegen 
der zunehmenden deutsch-sowjetischen Spannungen auf dem 
Balkan auch in Moskau auf Entgegenkommen stieß. 123) Eine
vorsichtige Haltung der USA schien umso stärker geboten, 
als man durchweg den falschen Eindruck hatte, Molotows 
Gespräche in Berlin seien in großer Harmonie verlaufen.124) 

Ende November wurden die im September unterbrochenen 
amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen in Washington 
wieder aufgenommen und bis zum Frühjahr 1941 fortgesetzt. 
Dabei sagten die USA schließlich zu, die Exportbeschrän­
kungen gegenüber der UdSSR zu lockern, 12 5) fanden sich
aber zur Verärgerung Moskaus nicht zu Lieferungen im 
vollen gewünschten Umfang bereit. Washington besaß näm­
lich inzwischen Kenntnis von Hitlers "Weisung Nr. 21" 
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für den Angriff auf Rußland126) und sah keine Veranlassung, 
Moskau allzuweit entgegenzukommen, das zwangsweise auf die 
Seite der Westmächte würde treten müssen. 

Washingtons Besorgnis wurde jedoch dadurc� verstärkt, daß 
Matsuoka aus seinen Aus

�
leichsbemühungen mit der UdSSR 

gar kein Hehl machte127 und gegenüber Amerika in Bezug 
auf seine Rußlandpolitik mit völlig offenen Karten spielte. 
Auch seinen Botschafter in der Sowjetunion wies er an, 
offen mit den diplomatischen Vertretern der USA zu spre­
chen, so daß Tatekawa alle wesentlichen Informationen 
über die Unterredungen mit Moskau weitergab und dadurch 
die Vereinigten Staaten über die ganze Entwicklung auf 
dem laufenden hielt. 128) Offenbar gehörte dieses Verhalten 
zu Matsuokas Abschreckungsstrategie gegenüber Amerika. 

Molotow erteilte nach seiner Rückkehr aus Berlin, am 18.

November, endlich Botschafter Tatekawa eine Antwort auf

die japanischen Vorschläge und zeigte angesichts der

Spannungen mit Deutschland eine gewisse Kompromißbereit­

schaft. Statt eines Nichtangriffspaktes aber, dem Moskau

weiter�in nur unter der Bedingung der "Rückgabe verloren­

gegangenen russischen Landes" zugestimmt hätte, legte die

sowjetische Seite lediglich den Entwurf für einen Neutra­

litätsvertrag vor und beschränkte außerdem die Laufzeit 

auf fünf Jahre. Außerdem forderte die UdSSR von Japan 

erneut, die Konzessionen in Nord-Sachalin zu annullieren

und wiederholte ihr Angebot, für die Dauer von fünf Jahren
.. 129) 

den Verkauf von je 100 000 Tonnen 01 zu garantieren. 

Tatekawa persönlich hielt diese Vorschläge für zumutbar, 
wenn Moskau die Öllieferungen verdoppeln würde.130) Auch
Kurusu in Berlin sah den sowjetischen Vorschlag als rea­
listisch und aussichtsreich an.131) In Japan aber stieß
Molotows Angebot auf völlige Ablehnung.132) Besonders die
Marine war angesichts der stockenden Verhandlungen mit 
Batavia nicht bereit, die in japanischer Hand befindlichen 
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.. 133) Olquellen aufzugeben. Im Heer zeigte sich dagegen

schon eher Bereitschaft, auf die Konzessionen zu verzich­

ten, da die Ölfelder in Nord-Sachalin ohnehin bald er­

schöpft sein würden.134) Eine klare Entscheidung aber

wurde nicht gefällt. Auf einen Vorschlag T6ky6s, Nord­

Sachalin an Japan zu verkaufen,135) reagierte Molotow

nur mit der Gegenfrage, ob das "ein Witz sein solle•.136)

Obwohl Matsuoka sich der deutsch-sowjetischen Spannungen 

wegen der Rivalitäten auf de� Balkan zumindest teilweise 
bewußt war,137) ließ er nun noch einmal Ribbentrop um die

guten Dienste der Reichsregierung in Moskau bitten.138)

Einen derart aussichtslosen Schritt aber scheint der 

deutsche Außenminister gar nicht mehr unternommen zu haben. 

Damit war der Versuch Japans zum Abschluß eines Nichtan­

griffs- oder Neutralitätsvertrages mit der UdSSR im ersten 

Anlauf gescheitert, eine Tatsache, die von Matsuoka auch 

gar nicht beschönigt wurde.139)

Da nun das gesamte Gebäude von Matsuokas Konzeption wie 

ein Kartenhaus einzustürzen drohte und die innerjapanische 

Opposition gegen seine Rußlandpolitik erheblich anwuchs,140)

faßte der Außenminister den Entschluß, endlich seine seit 

langem geplante Reise nach Moskau und in die Hauptstädte 

der Achse zu unternehmen, um einen Durchbruch in den Ver­

handlungen mit der UdSSR zu erreichen.141) Er ließ am 6.

Januar 1941 dem Oberkommando einen Entwurf für die Unter­

redungen mit Deutschland, Italien und der UdSSR zukom­

men142) und erhielt binnen kurzer Zeit Verhandlungsvoll­
macht. Matsuoka, der die deutsch-sowjetischen Spannungen 

erheblich unterschätzte und immer noch der Ansicht war, 
Moskau Bedingungen stellen zu können, zielte mit seinem 

Plan darauf ab, die UdSSR zur Zustimmung für Ribbentrops 

Vorschläge vom November des Vorjahres zu gewinnen. Außer­
dem beabsichtigte er, die Sowjetunion durch Vermittlung 

Berlins zum Verkauf Nord-Sachalins zu bewegen. Würde 

Moskau dies ablehnen, solle es die Ölbohrungen erleichtern 

und dadurch eine Forderung von 2,5 Mill. Tonnen in den 
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kommenden fünf Jahren ermäglichen. Danach würden die Öl­

und Kohlekonzessionen gegen eine Entschädigung an die 

UdSSR zurückgegeben. Ferner müsse Moskau die Unterstüt­

zung für Chiang einstellen und der Einrichtung von sowje­

tisch-mandschurisch-mongolischen Kommissionen für die 

Demarkation der Grenzen und zur Beilegung von Zwischen­

fällen zustimmen. Die Fischereiverhandlungen würden auf 

der Basis von Vorschlägen abgeschlossen, die Tatekawa 

schon unterbreitet habe. Außerdem solle die UdSSR für den 
deutsch-japanischen Warenaustausch den erforderlichen 

Transportraum zur Verfügung stellen und die Frachttarife 

senken. Ferner müsse die Hegemonie des Kaiserreiches 

über den Bereich der Großostasiatischen Wohlstandssphäre 

anerkannt werden. 

Auch für den Fall eines negativen Ausgangs seiner Ge­

spräche mit Moskau wollte Matsuoka auf seiner Reise Ab­

sprachen treffen. Die Achsenmächte, besonders Deutschland, 

sollten die UdSSR unter Druck halten. Sollte die Sowjet­

union dennoch Japan und die Mandschurei angreifen, so 

würden Berlin und Rom in den Krieg gegen Rußland eintre­

ten. Für den Fall, daß Japan in den europäischen Konflikt 

eingreifen sollte, werde es mit Berlin und Rom die Ver­

pflichtung eingehen, keinen Sonderfrieden zu schließen. 

Die japanische Marine werde ihr Rüstungsprogramm vervoll­
ständigen, dafür müsse die Armee die Kriegshandlungen in 

China reduzieren. Deutschland solle mit Nachdruck die 

Rüstungsanstrengungen des Kaiserreiches unterstützen, 

und Tökyö müsse sich um die Lieferung von Rohstoffen 

und Nahrungsmitteln an Berlin bemühen.143)

Matsuokas Entwurf bewies, daß der Aufenthalt in Moskau 
das eigentliche Ziel seiner Reise bildete, und nLcht et-

wa die Gespräche mit den Achsenmächten.144) Am 1. Februar

erstattete Matsuoka dem Kaiser Bericht über seine Pläne, 145)

und zwei Tage später befaßte sich eine Verbindungskonfe­

renz mit dem Thema.146)Nennenswerte Differenzen herrsch-
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ten dabei lediglich in Bezug auf die künftige China­

politik, da sich die Vertreter von Heer und Marine dage­

gen aussprachen, die erreichte militärische Position auf­

zugeben. Schließlich wurde der ganze Punkt gestrichen und 
durch den Passus ersetzt, Japan werde erneut Gespräche 

mit Deutschland zur Förderung eines allumfassenden Frie­

dens mit China führen.147) Als Termin für die Abreise

Matsuokas wurde Anfang März ins Auge gefaßt, d.h. die 

Zeit nach dem erwarteten Erfolg einer japanischen Vermitt­

lungsaktion im indochinesisch-thailändischen Grenzkonflikt; 

die Rückkehr wurde für Mitte April geplant.148) 

Die japanischen Politiker gingen - ebenso wie Tatekawa in 

Moskau149) - immer noch davon aus, daß die deutsch-sowje­

tischen Beziehungen relativ ungetrübt seien, obwohl ver­

schiedene gegenteilige Informationen eintrafen. So hatte 

z.B. der ehemalige Botschafter in Moskau, Tögö Shigenori,

seit November 1940 wiederholt - u.a. gegenüber Konoe und

Matsuoka - die Ansicht vertreten, die UdSSR werde die von

Berlin und Rom beanspruchte Hegemonialstellung niemals

anerkennen und die Beziehungen seien deswegen bereits

in ein.k,itisches Stadium getreten.150) Auch der japanische

Generalkonsul in Wien, Yamaji Akira, betonte in einem
ausführlichen Bericht den wegen der Balkanfragen gespann­

ten Zustand im Verhältnis zwischen Berlin und Moskau.151)

Sogar Hitler bemühte sich, die japanischen Erwartungen
zu dämpfen. Als ihm Anfang Februar der von seinem Botschaf­

terposten durch Öshima abgelöste Kurusu einen Abschieds­

besuch abstattete, bemerkte der "Führer", die deutsch­
sowjetischen Beziehungen seien zwar an der Oberfläche

freundlich, man wisse aber nie, wann sie sich ändern
würden.152) Matsu�ka scheint diese unverzüglich weiterge­
gebene Warnung gar nicht beachtet zu haben, aber am Hof

löste sie große Unruhe aus. Der Tennö äußerte die -

allerdings unbegründete - Sorge, im Falle eines deutsch­

sowjetischen Krieges könnten für Japan Verpflichtungen

aus dem Dreimächtepakt entstehen. Wenn das Kaiserreich
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dann bereits nach Süden ausgegriffen habe, werde es in 

die schwierige Situation eines Zweifrontenkrieges gera­

ten,153)

Matsuoka aber hegte keine derartigen Bedenken. Großspurig 

verkündete er gegenüber Ott am 10. Februar, wenn trotz 

aller Abschreckung durch den Dreimächtepakt ein Kriegs­
eintritt der USA unvermeidbar erscheinen sollte, so erwäge 

die japanische Regierung einen Prä�!ntivangriff gegen 
Singapur, um strategische Vorteile gegenüber den Vereinig­

ten Staaten zu erringen.154) Matsuoka hatte damit sicher­

lich mehr versprochen, als seinen Kabinettskollegen lieb 

sein konnte, aber seine Äußerung scheint in Berlin sorgsam 

registriert worden zu sein. Wenige Tage später, am 17. 

Februar 1941, befahl nämlich Hitler dem Wehrmachtsführungs­

stab, eine "Weisung" vorzubereiten, in der als deutsches 
Ziel festzuschreiben sei, "Japan so bald wie möglich zu 

aktivem Handeln im Fernen Osten zu veranlassen". Es müase 
sich dabei in den Besitz Singapurs und aller Rohstoffe 

setzen, die es für die weitere Kriegführung genötige, 

besonders wenn Amerika eingriffe.155) Hitler folgte damit

einer Anregung, die der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine, 

Erich Ra�der, bereits Ende Dezember 1940 gemacht hatte.156)

Die Marine, die stets auf globale Kriegführung gegen das 

auf allen Kontinenten präsente Großbritannien bedacht war, 
erhoffte sich eine große Entlastung durch einen japani­

schen Angriff auf Singa
)

ur, die englische Schlüsselstel­

lung in Südostasien.157 Sie hatte daher in einem am 4 -

Februar fertiggestellten Memorandum die Vorteile einer 

derartigen Maßnahme gegenüber einem amerikanischen Kriegs­

eintritt abgewogen. Der Schluß lautete, daß sich das Ri­
siko lohne: Bei einem Eingreifen der USA ginge die ameri­

kanische Hilfe an England zurück, und die Kriegsanstren­
gungen der Vereinigten Staaten würden sich vom.Atlantik 
auf den Pazifik verlagern. Außerdem würden britische 

Flotteneinheiten nach Ostasien abgezogen.158)
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Das Ziel, Tökyö zu einem militärischen Unternehmen gegen 
England zu überreden, verfolgte auch Ribbentrop in seiner 
ersten Unterredung mit dem gerade in Deutschland einge­
troffenen Öshima am 23. Februar. Der Außenminister drängte 
auf einen baldigen japanischen Angriff gegen Singapur als 
angebliches Mittel zur Neutralisierung der USA. Öshima 
stimmte dem zu, bemerkte aber, daß noch umfangreiche 
Vorkehrungen zu treffen seien, incbesondere da ein Krieg 
mit den USA bei einem Vorstoß nach Singapur nicht auszu­
schließen sei. Ribbentrop war offensichtlich noch immer 
davon überzeugt, die angelsächsischen Mächte voneinander 
trennen zu können, und warnte seinerseits vor militäri­
schen Aktionen gegen Amerika wie etwa einem Angriff auf 
die Philippinen. 159) Auf die Frage Öshimas nach einem
eventuellen Beitritt der UdSSR zum Dreimächtepakt äußerte 
sich der Reichsaußenminister endlich über die sowjeti­
schen Vorbedingungen, insbesondere über die Ansprüche 
auf Finnland, Bulgarien und die türkischen Meereng�n. 
Auch das deutsche Engagement in Rumänien sei den Sowjets 
ein Dorn im Auge gewesen. Nach einer Beruhigung der Si­
tuation auf dem Balkan aber könne das Gespräch mit Moskau 
eventuell fortgesetzt werden. Damit erfuhr Japan erstmals 
Einzelheiten über die Differenzen, die bei Molotows Be­
such im November des Vorjahres aufgetreten waren, da 
Ribbentrop seinem alten Vertrauten Öshima gegenüber etwas 
offener war als gegenüber dessen Vorgänger Kurusu. Der 
Botschafter betonte das japanische Interesse an einer 
vertraglichen Regelung mit der UdSSR, um Truppen für den 
Süden freizubekommen, und erkundigte sich nach der Haltung 
Deutschlands für den Fall, daß Japan mit der Lösung des 
"Südproblems" beschäftigt wäre und dabei von der UdSSR 
militärisch bedroht würde. Ribbentrop versicherte ohne 
zu zögern, das Reich habe bereits 80 bis 100 Divisionen 
im Osten bereitstehen und werde gegebenenfalls dafür 
sorgen, daß sich das Kaiserreich in seinem Rücken sicher 
fühlen könne. Schließlich riet Ribbentrop, gegenüber 
China mit einem neuen Friedensversuch und einer eventuel-
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len deutschen Vermittlung zu warten, bis die angelsächsi­

schen Mächte durch die militärische Initiative des Reiches

. F .. h. h h .. ht . 160)im ru Ja r gesc wac seien. 

Als Öshima wenige Tage später von Hitler empfangen wurd�, 
um sein Beglaubigungsschreiben zu überreichen, versicherte 
der "Führer" prahlerisch, Deutschland plane für das Früh­
jahr eine Landung in England und der Krieg sei bereits 
so gut wie gewonnen. Offenbar versuchte auch er, Japan 
zu einem Angriff auf Singapur zu bewegen. Schließlich kam 
Hitler auf die UdSSR zu sprechen, die er als heimtückisch 
und nicht vertrauenswürdig bezeichnete. Obwohl er kein 
Vertrauen zu dem deutsch-sowjetischen Vertrag besitze, 
mache er sich keinerlei Sorgen, da er sich auf die rund 
100 im Osten aufgestellten Divisionen verlasse. Als die 
gemeinsamen Feinde der Dreierpaktmächte bezeichnete er 
"England, Amerika und danach die Sowjetunion."161) 

In diametralem Gegensatz zur japanischen Politik war 
Hitler schon fest zum Angriff.auf Rußland entschlossen 
und wünschte einen schnellstmöglichen Angriff auf Singa­
pur sowie andere englische Besitzungen in Ost- und 
Südostasien, um gegenüber Großbritannien für die Dauer 
des "Unternehmens Barbarossa" entlastet zu werden. Das 
wird auch aus der "Weisung Nr. 24" deutlich, die am 5. 
März ergin

1
, also wenige Tage nach der Unterredung mit 

Öshima. 162 Ribbentrop versuchte sogar, als Termin für
einen japanischen Vorstoß nach Singapur den Mai 1941 

festzulegen, d.h. den gleichen Monat, in dem der Angriff 
auf Rußland beginnen sollte. 163) Öshima, der sich schon 
vor seiner Abreise aus Tökyö für einen Krieg gegen Eng­
land ausgesprochen hatte,164) gab vor, mit Konoe und
Matsuoka darin einig zu sein, daß der Vorstoß auf Singa­
pur bald�öglichst stattfinden solle,165) und erweckte
damit wie so oft falsche Hoffnungen in Berlin. Hitler 
untersagte jedoch, gegenüber den Japanern Andeutungen 
über den geplanten deutschen Angriff auf die UdSSR zu 
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166) machen. Im Gegensatz dazu hatte Raeder, der großen
Wert auf eine mit dem Kaiserreich abgestimmte Kriegführung 
legte, wiederholt geraten, Tökyö in die Barbarossa-Pläne 
einzuweihen.167) Der Großadmiral, der selbst einem Feld­
zug gegen Rußland ablehnend gegenüberstand, riet Öshima 

.. 1 · h . A . ff f S. 168) d · person ic zu einem ngri au ingapur, um ie
Lage der deutschen Marine zu erleichtern . 

Ribbentrop wies auch Ott am 27. Februar an, mit allen 
Mitteln auf die Führung in Tökyö zugunsten eines Vorstoßes 
auf Singapur einzuwirken,169) und informierte ihn ausführ­
lich über den Inhalt der Unterredung mit Öshima.170) Der
deutsche Botschafter kam dem Auftrag nach, indem er am 
4- März sowohl mit Generalstabschef Sugiyama als auch mit
dem Vizechef der Admiralität, Kondö, Gespräche führte.171)
In der Unterredung mit Sugiyama riet er, Japan solle als
Voraussetzung zur Errichtung der Großostasiatischen Wohl­
standssphäre und zum Sturz des Chiang-Regimes nach Süden
vorstoßen und dabei einen Angriff gegen Singapur führen.
Deutschland werde in nächster Zukunft, so versicherte der
Botschafter, eine Invasion in England durchführen und
seine Macht im Mittelmeer ebenfalls erweitern. Auch nach
dem Verlust des Mutterlandes aber werde Großbritannien
voraussichtlich von seinen überseeischen Besitzungen aus
gemeinsam mit den USA den Krieg fortsetzen. Da durch diese
weltweite Kriegführung die Gefahr eines Konfliktes mit
Japan ebenfalls anwachse, würde sich ein baldiger Angriff
des Kaiserreiches auf Singapur empfehlen. Damit würden
die USA eine stragegische Basis in Ostasien verlieren und
möglicherweise auf einen Krieg gegen das Kaiserreich unter
derart schlechten Bedingungen verzichten. Wenn Matsuoka
demnächst nach Berlin reise, müsse er darauf gefaßt sein,
daß auch Hitler und Ribbentrop das Thema "Singapur'' zur
Sprache brächten.172)

Sugiyama stimmte dem Botschafter grundsätzlich zu und 
beteuerte, das japanische Militär sei bereits mit der 
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Vorbereitung und der Planung eines derartigen Angriffs 
beschäftigt. Er warnte aber - jedenfalls nach der japani­
schen Aufzeichnung - vor allzu großen Erwartungen, da der 
richtige Zeitpunkt noch nicht gekommen sei. Japan müsse 
sich zunächst um eine Beilegung des China-Konfliktes und 
einen Ausgleich mit der UdSSR bemühen. Außerdem warnte er 
vor der Illusion, sich bei einem Vorstoß nach Süden schlag­
artig in den Besitz rüstungstechnisch wichtiger Rohstoffe 
bringen zu können. Man müsse damit r�chnen daß die Feind­
mächte die Förderanlagen - insbesondere diejenigen der 
niederländisch-indischen Ölfelder - zerstören und sie 
damit für sechs bis zwölf Monate unbrauchbar machen würden. 
Auch stimmte der General dem Botschafter nicht zu, daß 
eine Einnahme Singapurs durch Japan. den Kriegswillen der 
Vereinigten Staaten entscheidend lähmen würde, da der 
dortige Kriegshafen für die großen Einheiten der US-Flotte 
ohnehin ungeeignet sei und den Amerikanern in Niederlän­
disch-Indien und den Philippinen ausreichend Basen zur 
Verfügung stünden.173)

Auf noch weniger Verständnis stieß Ott - zumindest nach 
dem Prot9koll der japanischen Marine - bei Admiral Kondö, 
dem Vizechef der Admiralität. Zunächst prahlte der Bot­
schafter wieder mit der angeblich bevorstehenden Invasion 
in England, geplanten Aktivitäten im Mittelmeerraum und 
der Lähmung der UdSSR durch den Aufmarsch riesiger 
deutscher Heeresverbände. Für Japan sei daher der günstig­
ste Zeitpunkt für einen Angriff auf Singapur gekommen. 
Sehr viel stärker als vor ihm Sugiyama äußerte Kondo 
Bedenken gegen einen möglichen Krieg mit den USA sowie 
Sorgen um die Haltung der UdSSR, den China-Krieg und die 
Rohstoffversorgung. Ott drang auch mit der Ansicht nicht 
durch, daß die noch unzureichend gerüsteten _USA bei einem 
japanischen Angriff auf Singapur militärisch nicht ein­
greifen würden. Kondö rechnete vielmehr in einem solchen 
Falle mit einer amerikanischen Blockade und einer Krieg­
führung, die sich hauptsächlich auf U-Boote und die US-
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Luftwaffe stützen würde. Schließlich aber, wenn Japan 
genug geschwächt wäre und die USA sich ihres Sieges sicher 

fühlten, würden sie die militärische Entscheidung erzwin­

gen und die Streitkräfte des Kaiserreiches vernichten. 

Auch Kond6 äußerte die Überzeugung, daß die Rohstoffge­

biete Südostasiens nur in verwüstetem Zustand in japani­

sche Hand geraten würden. Für Tökyö und Berlin sei es 

daher von großem Wert, Lieferungen mit friedlichen Mitteln 
zu erreichen. Außerdem wies der Admjral darauf hin, daß 

Aktivitäten, die eine kriegerische Verwicklung der USA 

zur Folge hätten, gegen den Geist _des Dreimächtepakt'es 

verstoßen würden, der ja gerade eine Neutralisierung 

Amerikas beabsichtigt habe.174)

Möglicherweise hatten sich Sugiyama und Kondö gegenüber 
Ott nicht derart klar ausgedrückt und erst nachträglich 
in ihren - für die japanische Seite bestimmten - Protokol­

len Unnachgiebigkeit gezeigt. Der Botschafter jedenfalls 

entwarf in einer Aufzeichnung ein viel zu optimistisches 

Bild von diesen beiden Unterredungen, wonach in Töky6 

Heer und Marine entschlossen auf einen Angriff gegen 

Singapur hinarbeiten würden. Die Bedenken der Militärs 

kamen dagegen in seiner Schilderung nicht zum Ausdruck.175)

An der euphorischen Beurteilung Ribbentrops, ein japani­

scher Angriff auf Singapur sei in absehbarer Zeit zu er­

warten, trugen Otts Berichte - neben Äußerungen Oshimas 

und Matsuokas - damit eine erhebliche Mitschuld. Der ja­

panische Außenminister hatte wiederholt einen Vorstoß 
gegen die englische Bastion in Südostasien gefordert und 

. d F d' .. d M·1·t-- · ht t 176)provozieren e ragen an ie zogern en l l ars geric e . 

Es ist jedoch fraglich, ob er selbst wirklich schon zu 
einem Schritt von solcher Tragweite entschlossen war. 
Jedenfalls stand diese Forderung im Gegensatz zu seiner 
vorsichtigen Politik gegenüber Bangkok und Hanoi, mit 

der er Armee und Marine aufs äußerste erzürnte.177 ) Ins­

besondere lehnte er deren Forderungen nach Einrichtung 

von Stützpunkten in Süd-Indochina und Thailand sowie eine 
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erzwungene militärische, wirtschaftliche und politische 

Bindung beider Länder an Japan als Provokation gegen die 

Westmächte ab, bei welcher der reale Gewinn in keinerlei 

Verhältnis zu dem einzugehenden Risiko stünde. Für derart 

kleine Vorteile lohnte sich nach seiner An�icht die Ge­

fahr eines Krieges mit Amerika nicht, eher schon bei einer 

Gesamtlösung unter Einschluß der Eroberung Singapurs.178)

Bereits in einem Entwurf des Gaimu�h6 zur künftigen 

"Südpolitik" von Anfang Oktober 1940 war eine militäri­

sche und wirtschaftliche Bindung Thailands und Indochinas 

sowie eine Nutzung ihres Territoriums als Aufmarschbasis 

ausdrücklich als gleichzeitige Maßnahme mit militärischen 

Operationen gegen Malaya und Singapur gefordert worden. 

Diese Aktionen sollten entweder zur Zeit einer deutschen 

Landung in England oder bei späterer günstiger Gelegen­
heit durchgeführt werden, auf jeden Fall aber nach enger 

Absprache mit Berlin. Sollte es dagegen zu einer englisch­
deutschen Friedenskonferenz kommen, so würde Japan ver­

suchen, dabei die Entmilitarisierung Singapurs zu errei­
chen.179) Matsuokas tlberlegungen zeigen, daß er - wohl

als einziger japanischer Politiker - die Notwendigkeit 

einer gemeinsamen globalen militärisch-politischen Kon­

zeption mit den Achsenmächten erkannt hatte, statt mit 

der seit Jahren verfolgten opportunistischen Taktik der 

begrenzten Gewinne unkontrollierbare Risiken einzugehen 

und sich dadurch selbst der nötigen Manövrierfähigkeit 

zu berauben. 

Bei seiner Vermittlung in den thailändisch-indochinesi­
schen Grenzverhandlungen, die Anfang 1941 in Tökyö statt­
fanden, geriet Matsuoka in immer stärkeren Gegensatz zu 

Armee und Marine, die große Bereitschaft zur Anwendung 
von Waffengewalt gegen Indochina zeigten, sich zumindest 

aber Japans Funktion als "ehrlicher Makler" von beiden 
Kontrahenten mit Rechten auf Stützpunkte bezahlen lassen 

wollten. Die angelsächsischen Mächte, die dahinter zu 
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Recht den Versuch vermuteten, das Kaiserreich wolle sich 
eine Aufmarschbasis gegen Malaya, Singapur und Niederlän­
disch-Indien verschaffen, sprachen Tökyö gegenüber ernst­
hafte Warnungen aus und riefen damit die von heftiger 
Propaganda begleitete "Februarkrise" hervor, 180) die je­
doch schnell wieder abklang, da konkrete Schritte von 
japanischer Seite ausblieben. Die wachsende Entschlossen­
heit der USA drückte sich zu dieser Zeit auch in ameri­
kanisch-englischen Stabsbesprechungen in London181l und 
ähnlichen Besprechungen in Singapur aus, an denen auch 
Vertreter Australiens und der Niederlande teilnahmen.18 2)
Förmliche Garantien an die anderen Teilnehmernationen 
aber lehnte Washington weiterhin ab. 

Am 11. März endete schließlich Matsuokas Vermittlungsak­
tion mit einem für die japanischen Militärs enttäuschenden 
Notenaustausch mit Bangkok und Hanoi, die sich beide ver­
pflichteten, keine militärischen, politischen und wirt­
schaftlichen Bindungen an dritte Länder einzugehen, wenn 
die Abmachungen sich direkt oder indirekt gegen Tökyö 
richteten.183) Außerdem unterzeichneten Indochina und
Thailand.ein Abkommen, mit dem sie ihren monatelangen 
Grenzkonflikt beendeten und wodurch Teile von Laos und 
Kambodscha an Siam abgetreten wurden.184) Matsuoka ver­
hinderte damit ein Abschwenken Bangkoks ins angelsächsi­
sche Lager, wahrte aber auch das Gesicht Hanois, da der 
territoriale Bestand Indochinas weitgehend gesichert 
wurde. Die geschickte Diplomatie des Außenministers hatte 
nicht nur die radikaieren Militärs zu einer abwartenden 
Haltung bewegt, sondern auch eine internationale Krise 
gelöst - oder zumindest einen Konflikt aufgeschoben. 

Auch in der Armee setzte sich in den ersten drei Monaten 
des Jahres 1941 die von der Marine schon lange vertretene 
Ansicht immer mehr durch, daß England und Amerika nicht 
zu trennen seien, daß ein deutscher Sieg nicht garantiert 
sei und daß die materielle Unterlegenheit Japans gegen-

über den 
. 18 5) sei. 
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angelsächsischen Mächten besorgniserregend 
Die Militärs waren jedoch im Gegensatz zu Matsu-

oka der Ansicht, daß die USA eine japanische Machterwei-
terung in Th�iland und Indochina noch hinnehmen würden. 
Sie hatten aber Bedenken gegen eine radikale Lösung wie 
einen Angriff auf Singapur und fürchteten, daß Matsuoka 
bei seinem bevorstehenden Besuch in Deutschland eigen­
mächtig Zusagen dafür machen würde. Als am 3. Februar auf 
einer Verbindungskonferenz über die von dem Außenminister 
einzuschlagende Linie für die Verhandlungen mit Moskau, 
Berlin und Rom debattiert worden war, hatte daher General­
stabschef Sugiyama vor Verpflichtungen bezüglich strate­
gischer Fragen gegenüber Berlin gewarnt. Außerdem wurde 
auf Drängen des Generals eine Notiz zu Matsuokas eigenem 
Entwurf hinzugefügt, daß keine Vereinbarung mit Deutsch­
land getroffen werden solle, die Japans Handlungsfreiheit 
für einen Eintritt in den europäischen Krieg beeinträchti-

.gen könnte_186l Heer und Marine sorgten auch dafür, daß
in Matsuokas Delegation zwei Offiziere aufgenommen wurden, 
die den Auftrag erhielten, Zusagen militärischer Art 
durch den Außenminister zu verhindern.1 8 7)

Matsuoka traf am 23. März in Moskau als erster Station 
seiner Reise ein und führte am folgenden Tage kurze Un­
terredungen mit Molotow und Stalin von insgesamt etwa 
einstündiger Dauer. Über den Inhalt liegen kaum gesicherte 
Erkenntnisse vor, doch betonte Matsuoka bei den verschie­
densten Anlässen später, er habe lediglich in allgemeiner 
Form den Wunsch nach Herstellung freundschaftlicher Be­
ziehungen zur UdSSR geäußert. Er habe auch darum gebeten, 
konkrete Fra

�
en erst bei seiner Rückkehr aus Berlin zu 

erörtern.1 88 Möglicherweise aber übergab er bei dieser
Gelegenheit bereits den Entwurf für einen Nichtangriffs­
pakt,189) der die Grundlage für die Verhandlungen bei 
seinem zweiten Aufenthalt in Moskau bilden sollte.190)
Offenbar wollte Matsuoka sich erst mit Berlin absprechen 
und hoffte noch auf die Chance einer Vermittlung durch 
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die Reichsregierung, 191) obwohl ihm der gespannte Zustand
der deutsch-sowjetischen Beziehungen und die Rivalität 
auf dem Balkan bekannt waren, wie er in einer Unterredung 
mit dem amerikanischen Botschafter in Moskau zu verstehen 
gab. Bei diesem Treffen mit Steinhardt, da:s noch vor den 
Gesprächen mit den sowjetischen Führern stattfand, er­
klärte er offen, er strebe eine politische Vereinbarung 
mit der UdSSR zu einem akzeptablen Preis an. Gegenüber 
den Westmächten gab sich der Außenminister versöhnlich: 
Japan werde unter gar keinen Umständen Singapur oder ir­
gendwelche anderen amerikanischen, britischen oder 
niederländischen Besitzungen angreifen. Vor allem wolle 
er selbst einen Krieg mit den USA vermeiden und hoffe auf 
eine Unterstützung der Vereinigten Staaten zur Beendi­
gung des China-Konfliktes.1 92)

In Berlin wurde Matsuoka mit ungewöhnlichem Pomp empfan­
gen, 193) der aber nur kurzfristig über die unterschied­
lichen politischen Ziele Deutschlands und Japans hinweg.­
täuschen konnte. Die deutsche Auffassung, es würde genü­
gen, Matsuoka persönlich für einen Angriff auf Singapur 
zu gewinnen, war jedoch völlig irrig und bewies einmal 
mehr, wie wenig man in Berlin die Machtstruktur des 
Kaiserreiches durchschaute und wie sehr man auf die 
Prahlereien des Außenministers hereingefallen war. Zu 
dieser Zeit hatte sich die deutsch-sowjetische Rivalität 
wegen der Balkanprobleme weiter verschärft, und ein An­
griff des Reiches auf Jugoslawien und Griechenland, das 
Unternehmen "Marita•, stand unmittelbar bevor. Bereits 
im Februar hatten sich starke deutsche Verbände in Rumä­
nien befunden, und am 1 . März war Bulgarien auf Druck 
Berlins dem Dreimächtepakt beigetreten und hatte den 
Einmarsch deutscher Truppen gestattet. Am 25. März war 
Jugoslawien dem Dreimächtepakt beigetreten, doch wurde 
die Regierung in Belgrad zwei Tage später - vermutlich 
mit sowjetischem Einwirken - gestürzt und durch ein anti­
deutsches Regime ersetzt, das am 5. April mit der UdSSR 
einen Freundschafts- und Nichtangriffspakt abschloß.194)
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Ein großes Problem für die Unterredungen mit Matsuoka 
bestand für die deutsche Führung darin, ob und wieweit 
man diesen in die Pläne für den Rußlandfeldzug einweihen 
wollte. Großadmiral Raeder· sowie . Staatssekretär v. Weiz­
säcker195) hatten sich für ein offenes Wort ausgesprochen, 
und Ott riet zumindest zu einer Andeutung.196) Hitler
und Ribbentrop jedoch vermieden eindeutige Äußerungen 
über den geplanten Angriff und ließen ihren Gast weitge­
hend im Dunkeln.197)

Matsuoka führte vom 27. bis 29. März täglich Unterredun­
gen mit Ribbentrop und traf einmal mit Hitler zusammen. 
Anschließend reiste er nach Rom, wo er mit Mussolini und 
dem Papst sprach. Dann traf er noch einmal in Berlin ein 
und führte am 4- und 5. April erneut Gespräche mit Hitler 
und Ribbentrop.198) Der Ablauf der Unterredungen wurde
dadurch gestört, daß der "Führer• in dieser Zeit mit großer 
Hektik den Angriff auf Jugoslawien organisierte. 

Hitler und sein Außenminister prahlten mit den militäri­
schen Erfolgen Deutschlands und bemühten sich mit allem 
Nachdruck, Matsuoka einen Angriff auf Singapur als Voraus­
setzung für die Neuordnung Ostasiens und für eine Ab­
schre�kung Amerikas schmackhaft zu machen.199) Der "Führer"
betonte Deutschlands Desinteresse an Ostasien und malte 
das Schreckgespenst einer Kompromißlösung im europäischen 
Konflikt an die Wand, wodurch England, Frankreich und 
Amerika mit Sicherheit einige Jahre später in neuer 
Stärke Japan im Fernen Osten gegenübertreten würden.200)
Matsuoka aber antwortete nur ausweichend: Er selbst sei 
schon lange für einen Angriff auf Singapur eingetreten, 
doch gebe es in Tökyö noch immer einflußreiche Kreise, 
die mit einem derartigen Schritt zögerten. Allerdings sei 
er davon überzeugt, daß Japan sich bald zum Handeln ent­
schließen werde.201) Bei seinem zweiten Treffen mit Hitler
am 4. April bat Matsuoka um Verschwiegenheit, daß über 
eine Operation gegen Singapur überhaupt gesprochen worden 
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sei. Hitler sagte das zu, 202 ) und auch Öshima berichtete 

darüber natürlich nichts. So konnte Matsuoka später be­

haupten, Deutschland habe einen Angriff auf Singapur gar 
nicht gefordert.203) Der"Führer" gab dem japanischen

Außenminister bei seiner zweiten Unterredung - offensicht­

lich um die Bereitschaft des Kaiserreiches zu einem Vor­

st6ß nach Südostasien zu fördern - sogar eine Garantie 

für eine deutsche Kriegsteilnahme, falls Japan in einen 

Konflikt mit den USA geraten sollte. 204) Das galt ganz 

offensichtlich nicht nur für den im Dreimächtepakt vor­

gesehenen Fall eines Angriffs von amerikanischer Seite. 

Auch das deutsch-sowjetische Verhältnis kam in den Erörte­

rungen zur Sprache, allerdings nicht mit der Deutlichkeit, 

wie sie von Raeder und Weizsäcker empfohlen worden war. 
In seiner ersten Unterredung teilte Ribbentrop dem japa­

nischen Außenminister mit, das deutsche Verhältnis zur 

UdSSR sei zwar korrekt, aber nicht sehr freundschaftlich. 

Wie schon einen Monat vorher gegenüber Öshima kam er auf 
die Differenzen zu sprechen, die bei Molotows Besuch im 

November des Vorjahres aufgetreten waren. Er, Ribbentrop, 

nehme zwar nicht an, daß Stalin zu Abenteuern neige, aber 

sicher könne man nicht sein. Die deutschen Armeen im 

Osten stünden jederzeit bereit, und der "Führer" werde 

Rußland zerschlagen, wenn Anzeichen einer drohenden Hal­
tung erkennbar sein sollten. Ein vollständiger deutscher 

Sieg und ein völliger Zusammenbruch des russischen Staats­

wesens seien dann sicher. Deutschland sei auch fest ent­
schlossen, der kommunistischen Propagandatätigkeit in 

Europa entgegenzuwirken. Außerdem müsse das Reich sich 
für seinen Endkampf mit England den Rücken freihalten 

und würde deshalb eine Bedrohung durch die UdSSR nicht 
hinnehmen.205) 

Ähnlich, wenn auch weniger eingehend, äußerte sich Hitler 

gegenüber Matsuoka: England hoffe zu seiner Rettung auf 

Rußland und spekuliere - ebenso wie Amerika - darauf, 
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daß Moskau auf die Seite Londons gezogen werden könnte. 

Mehr als auf die vertraglichen Verpflichtungen mit der 

UdSSR vertraue Deutschland auf seine militärische Stärke; 

notfalls stünden 160 bis 180 Divisionen gegen Rußland zur 

Verfügung. Er werde daher nicht die geringste Scheu haben 

und keine Sekunde zögern, bei Gefahr sofort die Konsequen­

zen zu ziehen. Er nehme allerdings nicht an, daß dieser 

Fall eintreten werde.206) Am folgenden Tag gab Hitler dann

gegenüber Botschafter Öshima eine B�istandsgarantie für 

den Fall eines sowjetischen Angriffs. auf das Kaiserreich. 207) 

Ebenso äußerte sich Ribbentrop gegenüber dem japanischen 

Außenminister20S) und verneinte dessen Frage, ob Hitler 

jemals die Möglichkeit eines russisch-japanisch-deutschen 

Bündnisses ins Auge gefaßt habe. Der Reichsaußenminister 

bezeichnete eine derartige Politik wegen der völlig ent­

gegengesetzten "geistigen Grundlagen" als unmöglich, die 

sich genausowenig wie Feuer und Wasser vereinigen könnten. 

Außerdem habe Moskau für einen Beitritt zum Dreimächtepakt 
unerfüllbare Bedingungen gestellt. Deutschland werde die 

UdSSR nicht provozieren, sei aber notfalls bereit, Ruß-
land zu zerbrechen. Matsuoka, der seine Hoffnungen auf 

eine deutsche Vermittlung in Moskau schwinden sah, fragte 

Ribbentrop nach seiner Ansicht zu dem Plan, auf dem Rück­

weg in der sowjetischen Hauptstadt über einen Nichtangriffs­

oder Neutralitätsvertrag zu verhandeln. Der deutsche Au­
ßenminister riet dringend davon ab, hatte aber gegen den 

Abschluß eines Handels- und eines Fischereiabkommens 

nichts einzuwenden.209 ) 

Am folgenden Tage kam Ribbentrop noch einmal auf dieses 

Thema zurück und riet, "die Dinge mit den Russen nicht 
zu sehr zu vertiefen". Auch seine Garantie wiederholte 
er noch einmal: Wenn Rußland jemals Japan angreifen sollte, 
würde Deutschland sofort losschlagen. Diese Zusicherung 

erlaube es dem Kaiserreich, ohne Furcht auf Singapur vor­
zustoßen. Ribbentrop sprach auch noch einmal ausführlich 

über die deutsch-sowjetische Rivalität und wies seinen 
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Gesprächspartner ausdrücklich darauf hin, daß ein Konflikt 
mit der UdSSR immerhin im Bereich des Möglichen liege. 
Matsuoka könne jede nfalls bei seiner Rückkehr dem Tennö 
nicht berichten, daß ein Konflikt zwischen Deutschland 
und Rußland ausgeschlossen sei.210) Der japanische Außen­
minister bat um V erständnis für seine Zwangslage, die 

dadurch entstanden sei, daß er der UdSSR einmal einen 
Nichtangriffspakt vorgeschlagen habe, worauf ein Angebot 
für den Abschluß eines Neutralitätsvertrages eingegange n 
sei. Er als der Initiator einer bilateralen Vereinbarung 
müsse daher bei seinem Aufenthalt in Moskau in irgendeiner 
Form dazu Stellung nehmen. Auch beabsichtige er, der UdSSR 
den Kauf Nord-Sachalins durch Japan vorzuschlagen. Ribben­
trop riet darauf zu einer rein formellen, nicht in die 
Tiefe gehenden Behandlung dieser Punkte. Noch einmal kam 
er darauf zu sprechen, daß Deutschland sich zu einer 
Zerschlagung der Sowjetunion gezwungen sehen könnte. Dann 
aber solle Japan sich nicht an dem Krieg beteiligen und 
sich nicht von dem Unternehmen gegen Singapur ablenken 
lassen.211) Auch Öshima, der Matsuoka bis Posen auf dessen
Bahnreise nach Moskau begleitete, wies warnend auf die 
Möglichkeit eines Krieges hin und riet dringend von dem 
A�schluß eines Nichtangriffsvertrages ab. 2 1 2)Er hatte 

unter Bezug auf ein Gespräch mit Hitler am 28. März 
auch bereits Premierminister Konoe telegraphisch über die 
gespannte Lage nach d em Belgrader Putsch informiert.213) 

Aus Matsuokas späteren Berichten in der Verbindungskon­
ferenz214) und vor dem Geheimen Staatsrat215) scheint
hervorzugehen, daß er eine n deutsch-sowjetischen Krieg 
zwar nicht mehr für unmöglich hielt, daß er aber wohl 
angenommen hatte, Hitler sei entschlossen, die UdSSR nur 
im Falle einer offensiven Haltung auf sowjetischer Seite 

niederzuwerfen. Hätte der Außenminister fest mit einem 
deutschen Angriff gerechnet, so hätte er sicherlich kein 
Ne utralitätsabkommen mit Moskau geschlossen, da sich 
nach Beginn des "Unternehme ns Barbarossa• e in Vertrag 
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unter wesentlich günstigeren Bedingungen hätte erreichen 
lassen. 

Am ?. April traf Matsuoka wieder in Moskau ein und schlug 
noch am gleichen Tag Molotow in einer Unterredung den Ab­
schluß eines Nichtangriffspaktes ohne irgendwelche Vorbe­
dingungen vor. Der sowjetische Außenminister aber lehnte 
dieses Angebot erneut ab und erklärte sich wiederum nur 
zu einem Neutralitätsvertrag bereit, und auch das nur 
gegen eine Aufgabe der Konzessionen in Nord-Sachalin. 
Für einen Nichtangriffsvertrag forderte er weiterhin die 
Rückgabe Süd-Sachalins als Gegenleistung.316) Als die 

beiden Gesprächspartner zwei Tage später wieder zusammen­
trafen, gab Matsuoka etwas nach und erklärte sich zum Ab­
schluß eines Neutralitätspaktes gemäß den sowjetischen 
Vorschlägen vom 18. November bereit, 217) lehnte aber die 
Rückgabe der Konzessionen ab. Da Molotow diese Einschrän­
kung zurückwies, riet Matsuoka eindringlich, die sowjeti­
sche Haltung zu überdenken; er selbst werde für einige 

Tage Leningrad. besuchen und erwarte dann eine Antwort. 218)
Daß der japanische Außenminister noch auf eine Lösung 
hoffte.geht aus einem Telegramm an Konoe hervor, in dem 
die Unvereinbarkeit der Standpunkte weniger stark zum 
Ausdruck kam.219) Am folgenden Tage fand in Tökyö eine
Verbindungskonferenz statt, die sich unter anderem mit 
Matsuokas Verhandlunge n befaßte und seine Vorschläge 

grundsätzlich billigte. Es erging jedoch die Anweisung 

an ihn, das Einverständnis Deutschlands einzuholen und

ke inerlei Verpflichtungen einzu·gehen, die den Dreimächte-

kt h .. h k'' t 220) 
pa sc wac en onn en. 

Am 11. April befand sich Matsuoka wieder in Moskau und 
führte e ine weitere Unterredung mit Molotow. Dabei unter­
breitete der sowjetische Außenminister einen neuen Vor­
schlag, der aber keine wesentlichen Änderungen enthielt. 
Die Gespräche machten keinerlei e ntscheidende Fortschrit­
te und standen offenbar vor dem Scheitern.221) Matsuoka,
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der Konoe schon vor dieser Unterredung um Unterzeichnungs­
vollmacht ersucht hatte, 222) bat jedoch um Gelegenheit, 
vor seiner Abreise noch einmal mit Stalin zusammenzutref­
fen. 223) Ein solches Gespräch, auf das die Japaner kaum 
noch zu hoffen gewagt hatten, kam innerhalb von 24 Stun­
den tatsächlich zustande. Uberraschend erklärte sich der -

vermutlich von den militärischen Erfolgen der Wehrmacht 
auf dem Balkan schockierte224) - sowjetische Diktator 
mit der von Matsuoka vorgeschlagenen Lösung einverstan­
den.22 5) Schon einen Tag später, am 13. April, unter­
zeichneten Molotow, Matsuoka und Tatekawa einen Neutra­
litätsvertrag mit einer Laufzeit von fünf Jahren. Außer­
dem nahmen die beiden Au�enminister einen geheimen Noten­
austausch vor, in dem Matsuoka seine Hoffnung auf baldi­
gen Abschluß eines Fischerei- und eines Handelsabkommens 
ausdrückte und zusagte, sich um eine innerhalb weniger 
Monate vorzunehmende Liquidierung der 

i
apanischen Konzes­

sionen in Nord-Sachalin zu bemühen.22 ) Das Ergebnis 
wurde mit einem eilends improvisierten Fest gefeiert, 
und Stalin verabschiedete Matsuoka persönlich auf dem 
Bahnsteig.227)

Das Erscheinen des sowjetischen Diktators auf dem Bahnhof 
verfolgte noch einen besonderen Zweck. Stalin begrüßte 
vor ausländischen Diplomaten und Journalisten demonstra­
tiv den deutschen Botschafter und den stellvertretenden 
Militärattache des Reiches und betonte die Notwendigkeit, 
daß Deutschland und die UdSSR Freunde bleiben müßten.228)
Damit betonte er angesichts der umlaufenden Gerüchte über 
einen bevorstehenden Krieg sein Interesse an einem Aus­
gleich mit Berlin.229) Andererseits war wohl der Vertrag
mit Japan als Warnung an Deutschland zu werten. Für Hit­
ler aber war der Angriff auf die UdSSR beschlossene Sache. 

Matsuoka, der sich im Widerspruch zu den gegenüber Rib­
bentrop abgegebenen Versicherungen sehr aktiv um das 
Abkommen mit Moskau bemüht hatte, war sich des zu erwar-
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tenden deutschen Unmuts offenbar bewußt. Er versuchte 
deshalb gegenüber Schulenburg den Eindruck zu erwecken, 
er habe sich völlig passiv verhalten, habe aber das sow­
jetische Drängen nicht ignorieren können. Der Abschluß 
berühre jedoch in keiner Weise den Dreimächtepakt.230) 
In Deutschland herrschte trotzdem starke Verstimmung über 
die Unterzeichnung des Moskauer Vertrages.231) Ribbentrop 
hatte gegenüber Öshima wenige Tage zuvor deutlicher denn 
je über die Möglichkeit eines Krieges mit der Sowjetunion 
noch im Jahre 1941 gesprochen. Auch Fragen und Bemerkun­
gen anderer Personen, darunter von Stahmer, Ott, der sich 
zu dieser Zeit in Berlin aufhielt, und Weizsäcker, hatten 
diesen Verdacht erhärtet. Öshimas telegraphischer Meldung 
nach erwartete Berlin aber keinerlei militärische Unter­
stützung von Tökyö. 232) Der Botschafter, nach dessen 
Uberzeugung der deutsche Sieg gesichert war, vertrat aber 
die Ansicht, Japan müsse eigentlich auf Grund seiner 
jahrelang verfolgten antikommunistischen Politik das Reich 
in einem Konflikt mit der UdSSR unterstützen, doch bilde 
der gerade mit Moskau abgeschlossene Neutralitätspakt 
dafür ein Hindernis. Da außerdem Deutschland ausdrücklich 
auf einen Kriegsbeitritt des Kaiserreiches verzichtet 
hatte, sprach der Botschafter die Hoffnung aus, Tökyö 
möge nicht der Versuchung zu einem Angriff auf die ge­
schwächte sowjetische Fernostgrenze erliegen, sondern 
daf�r einen günstigeren Zeitpunkt abwarten und sich zu­
erst dem Aufbau der Großostasiatischen Wohlstandssphäre 
widmen, wofür ein schnellstmöglicher Angriff auf Singapur 
Voraussetzung sei.233)

Weder Japan noch die UdSSR gewannen aus dem Neutralitäts­
pakt ein erhöhtes Maß an Sicherheit, da das gegenseitige 
Mißtrauen weiterbestand. 234) Trotzdem bildete ein demon­
strativer Ausgleich mit der UdSSR für Matsuoka eine we­
sentliche Ergänzung für die durch den Dreimächtepakt 
erreichte Abschreckungskraft, die er für unverzichtbar 
hielt, um die beabsichtigten Ausgleichsversuche mit 
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Amerika und China von einer Position der Stärke aus durch­

führen zu können.235) Deshalb traf sich Matsuoka noch in

Moskau erneut mit dem amerikanischen Botschafter Stein­

hardt und hielt ihn wieder über die Verhandlungen mit 

den Sowjets auf dem laufenden. Außerdem betonte er dabei, 

er sei gegenüber Berlin und Rom keinerlei Verpflichtungen 

eingegangen, doch werde Japan zu seinen Pflichten gemäß 

dem Dreimächtepakt stehen. Deutschland sei vollständig 

für einen Einmarsch in die UdSSR vorbereitet, würde diesen 

Schritt aber wohl nur unternehmen, wenn die Sowjets die 

Lieferungen in das Reich reduzierten. Gerüchte über einen 

bevorstehenden Angriff hätten die Deutschen lediglich 
ausgestreut, um die UdSSR einzuschüchtern. Matsuoka sprach 

ferner die Hoffnung auf eine baldmögliche Beendigung 

des China-Krieges aus. Er regte an, Roosevelt könne dazu 

entscheidend beitragen, wenn er Chiang gegenüber andeuten 

würde, weitere Un�erstützung werde nicht mehr gewährt, 

wenn Chungking einen gerechten und ehrenhaften Frieden 

ablehnen sollte.236) Gegenüber seinen japanische� Reise­

begleitern äußerte e r sogar die Hoffnung auf ein _persön­
liches Treffen mit Chiang und Roosevelt und einen allum­

fassenden Ausgleich mit China und Amerika, der auch den 

Abschluß von Nichtangriffsverträgen umfassen würde, inner­
halb von zwei Monaten.237)

In den USA setzte sich jedoch trotz gegenteiliger Warnungen 

Steinhardts schnell die Ansicht durch, hinter dem japanisch­
sowjetischen Vertrag sei eine Verschwörung zu vermuten und 

Matsuokas Politik ziele lediglich auf die Welteroberung 
durch den endlich zustandegebrachten Viermächteblock ab.238)
Matsuokas Konzeption hatte daher überhaupt keine Chance, 

auch nur ernsthaft erwogen zu werden. Erschwerend kam 
hinzu, daß während seiner Europareise erfolgreiche japanisch­
amerikanische Kontakte über seinen Kopf hinweg begonnen 
hatten, in denen das Kaiserreich keineswegs in der von 

dem selbstbewußten Außenminister beabsichtigten "Siegerpose '' 

aufgetreten war. Matsuoka hatte noch vor seiner Abreise 
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nach Europa seinen Botschafter in Washington ermahnt, die 

Aktivitäten der katholischen Priester Walsh und Drought 

nicht zu unterstützen, sondern sich von diesen Versuchen 
zu distanzieren und sie nach Möglichkeit zu unterbinden.239)

Nomura aber, der sich ebensoviel Fre iheiten herausnahm 

wie seinerzeit Öshima, Shiratori oder Tögö, ignorierte 

diese Anweisungen einfach und entwickelte selbständige 

Aktivitäten für japanisch-amerikanische Gespräche. Auch 

die Armee unterstützte die Ausgleichsversuche und ent­

sandte dazu auf den Wunsch Nomuras hin einen Vertreter, 

Oberst Iwakuro Hideo, nach Washington.240) Dieser setzte
am 9. April gemeinsam mit den beiden amerikanischen Prie ­

stern e inen Entwurf auf, den sie über Mittelsmänner dem 

State Department vorlegen ließen. Hull bat jedoch Nomura 

um eine Klarstellung durch das japanische Kabinett, ob 
das Dokume nt offiziellen Charakter besitze. Außerdem for­

derte er die Anerkennung von vier Grundsätzen, die seine 

Regierung als Grundlage für die internationalen Beziehun­

gen ansehe . Dazu gehörten die Respektierung von Integri­

tät und Souveränität aller Staaten, die Nichteinmischung 

in die inneren Angelegenheiten anderer Länder, das Prin­

zip der Gleichheit unter Einschluß der wirtschaftlichen 

Be tätigung und die Unveränderbarkeit des Status qua außer 

mit friedlichen Mitteln.241)

Die wichtigsten Teile des Entwurfs befaßten sich mit den 
europäischen Krieg und dem China-Konflikt. Danach würde 

Japan sich zu seinen Allianzverpflichtungen bekennen und 
den defensiven Charakter des Dreimächtepaktes betonen. 

Die USA würden ihre Entschlossenhe it dokumentieren, keine 

Nation gegen eine andere Macht militärisch zu unterstüt­
zen, und ihre Bereitschaft zur Wiederherstellung der Han­

delsbeziehungen zu Japan erklären. Außerdem sollte unter 

folgenden Bedingungen ein Verhandlungsfriede n mit Chiang 
abgeschlossen werden: Wahrung der chinesischen Unabhän­

gigkeit, Verzicht auf Entschädigungen, Wiede rherstellung 
des "0pen-Door-Prinzips", Vereinigung der Regierungen 
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Chiangs und Wangs, Verzicht auf eine umfangreiche japani­

sche Einwanderung in chinesisches Territorium und die 

Anerkennung der Mandschurei durch China.242) 

Bereits am 18. April befaßte sich eine Verbindungskonfe­

renz mit diesem als "amerikanischen Entwurf" angesehenen 

Plan. Konoe, der zugab, daß er seit Monaten Informationen 

über die privaten Gespräche in Washington besaß, lieferte 

einige Erklärungen dazu, und Generalstabschef Sugiyama 

meldete eine Reihe von Bedenken an, wie die Gefahr von 

Verstößen gegen den Dreimächtepakt sowie Eingriffen in 

die Chinapolitik und die Errichtung der Großostasiatischen 

Wohlstandssphäre. 243) Es herrschte jedoch allgemein ein 

Gefühl der Erleichterung�44) und selbst die Militärs sol­
len von einer geradezu ausgelassenen Fröhlichkeit gewesen 

sein.245) Allerding; hatte Nomura die "vier Prinzipien" 

_des US-Außenministers noch nicht mitgeteilt und Hoffnungen 

auf weitere amerikanische Zugeständnisse erweckt.246) Seine 

Telegramme waren unmittelbar nach der beunruhigenden I n­

formation Öshimas über die sich verdichtende Gefahr eines 

deutsch-sowjetischen Krieges eingegangen.247) Dadurch 

dürfte .die Aussicht auf eine Verbesserung der Beziehungen 

zu den USA noch attraktiver erschienen sein . Bürochefs 

von Außen-, Kriegs- und Marineministerium erarbeiteten 

unverzüglich einen Antwortentwurf für Nomura. Öhashi riet 

jedoch davon ab, dem Botschafter schon eine grundsätzli­

che Zustimmung zu erteilen, sondern lieber noch zwei oder 

drei Tage bis zur Ankunft Matsuokas zu warten.248) Damit

setzte er sich auch bei Konoe durch, der Nomura um etwas 

Geduld bat.249) Die allgemein herrschende _Euphorie griff 

auch auf den Hof über. Sogar der Kaiser betonte nun den 
Wert des Dreimächtepaktes, dessen Abschreckungskraft er 
das amerikanische "Einlenken" zuschrieb.250) 

Inzwischen war Matsuoka in der Mandschurei eingetroffen, 

und Konoe nahm telefonisch zu ihm Kontakt auf.251) Der

Außenminister war jedoch empört darüber, daß mit den USA 
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über seinen Kopf hinweg Gespräche aufgenommen worden waren� 52) 

Die "amerikanischen Vorschläge" rührten an den Grundlagen 

seiner unverändert gültigen Konzeption, 253) da sie auf 

eine Schwächung der Dreierallianz hinausliefen. Grollend 

verbrachte Matsuoka zwei weitere Tage in Dairen und ver-

schob seine Weiterreise nach Japan.254) Am 22. April lan-

dete er endlich auf dem Heeresflugplatz Tachikawa bei 

Tökyö, und zwar im Dienstflugzeug des Kriegsministers, 

das ihm Töjö entgegengesandt hatte.255) Dort empfing ihn

Konoe in Begleitung von Vizeaußenminister Öhashi, um mit 

ihm auf dem Weg nach Tökyö über die Ausgleichsversuche 

mit den USA zu sprechen und beruhigend auf ihn einzuwir­

ken.256) Die eisige Atmosphäre aber, in welcher der Außen­

minister dem Premier begegnete, 257) machte diesen Plan 

zunichte. Konoe brac�te nicht mehr den Mut auf, sich mit 

Matsuoka auszusprechen, und trennte sich noch auf dem 

Flugplatz von ihm. Statt dessen fuhr Öhashi gemeinsam mit 

dem Außenminister im gleichen Wagen nach Tökyö und unter­
richtete ihn über die Einzelheiten des "amerikanischen" 

Entwurfs.258) Matsuoka betonte dabei, daß für einen Aus­

gleich mit Washington eine Abmachung mit Deutschland not­

wendig. wäre ; eine bloße Information dagegen genüge nicht.259) 

Später am Tage erstattete Matsuoka zunächst dem Kaiser 

und dann der Verbindungskonferenz Bericht über die Ergeb­
nisse seiner Reise nach Europa. Auf dieser Sitzung versi­

cherte er, er sei gegenüber den Achsenmächten keinerlei 

Verpflichtungen eingegangen, und verschwieg - wie auch 

bei allen anderen Konferenzen - Deutschlands Drängeq auf 

einen japanischen Vorstoß nach Singapur. Die von Nomura 

übermittelten Vorschläge behandelte er nicht näher, son­
dern erklärte lediglich, er benötige zur Prüfung des 

Problems eine Zeit von zwei Wochen bis zwei Monaten. 
Alle anderen Konferenzteilnehmer sprachen sich dagegen 
für eine schnellstmögliche Aufnahme von Verhandlungen aus, 

und der Marineminister machte Einwände gegen eine zu große 

Rücksichtnahme auf Deutschland. Matsuoka, der auf der 
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Rückreise von Europa leicht erkrankt war, hatte zu diesem 
Zeitpunkt jedoch die Sitzung schon verlassen.26O) Auch als 

Konoe ihn am nächsten Tag unter vier Augen drängte, sich 

der gemäßigteren Linie der übrigen Kabinettsmitglieder 
anzuschließen,verhielt sich der Außenminister auswei­
chend.261) 

Bevor Matsuoka dann für fast zwei Wochen von der politi­
schen Bühne verschwand, lieferte er am 24. April noch 
einen Bericht vor dem Geheimen Staatsrat über den japanisch­
sowjetischen Neutralitätsvertrag, um das letzte Hindernis 

für eine Billigung durch den Kaiser zu beseitigen. Er kam 
dabei auch auf die gespannten deutsch-sowjetischen Bezie­
hungen zu sprechen und äußerte die Ansicht, die Möglich­
keit für einen Kriegsausbruch betrage 50%. Er hatte auch 
keinerlei Skrupel, für einen derartigen Fall einen japa­
nischen Kriegseintritt gegen die UdSSR trotz des gerade 

unterzeichneten Neutralitätsvertrages ins Auge zu fassen.262 

Trotzdem wurde das Abkommen vom Geheimen Staatsrat befür­
wortet, und €inen Tag später sprach der Kaiser seine 

Billigung aus. 

Im Gegensatz zu Matsuoka befürworteten die Militärs einen 

Ausgleich mit Ame.rika auf der Linie von Nomuras Verhand­
lungen und lehnten außerdem einen Angriff auf Singapur ab, 
wie Konoe u.a. bei einer Unterredung mit dem Kriegs- und 
dem Marineminister am 25. April feststellte.263) Am fol­
genden Tage sprach sich auch das Oberkommando gegen einen 

bewaffneten Südstoß aus,264) der schon am 17. April von 

Heer und Marine nur für den Fall eines vollständigen 

Embargos durch Amerika, England und. Holland vorgesehen 

worden war. 265) Führende Vertreter von Kriegs- und Marine­
ministerium aber drängten Matsuoka vergeblich auf eine 

schnelle Antwort an Washington _266) Der Grund für diesen 

vorsichtigen Kurs und die verstärkte tlberzeugung von der 
"Untrennbarkeit" der angelsächsischen Mächte dürfte zu 
einem großen Teil in den Pacht- und Leihgesetzen vom 
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11. März267) gelegen haben, die Roosevelt die Möglichkeit
zu einem ungeheuren Rüstungsprogramm und zur Unterstützung
Jnglands gaben.268) Die japanische Armee und die Marine 

verfolgten daher die "klassische" Politik weiter,
schrittweise Vorteile von den Westmächten nhne Kriegs­
risiko zu erringen, wie die ständigen Forderungen nach 
Einrichtung von Militärbasen in Thailand und Süd-Indochina 
sowie nach Abschluß von Militärabkommen mit Bangkok und 
Hanoi bewiesen . 269)

Die seit Monaten angestauten Aversionen der japanischen 

Führung gegen Matsuoka stiegen wegen dessen Starrköpfig­
keit weiter an, besonders unter den Militärs.27O) Der
eigenwillige Außenminister hatte sich nie in den kollek­
tiven japanischen·Entscheidungsprozeß eingliedern können, 
so daß zunehmend der Ruf nach seiner Ablösung laut wur­
de .271) Seine sechswöchige Abwesenheit hatte bewiesen, 
daß das Kabinett und die Verbindungskonferenz ohne ihn zu 
sehr viel harmonischerer Arbeit fähig waren. Selbst die 

traditionellen Spannungen zwischen Armee und Marine waren 

im Vergleich zu der gemeinsamen Abneigung gegen den Außen­
minister und seine schwer durchschaubare Politik gering. 

Inzwischen hatte der ko_nservative Innenminister Hiranuma 

die sich wandelnde Stimmung genutzt und eine Reihe von 

Maßnahmen ergriffen, um die Stellung des Außenministers 

und der Reformisten zu schwächen.272) Er hatte die gesamte 

Führung der Einheitspartei ausgewechselt, diese Organisa­
tion seinem eigenen Ministerium unterstellt und daneben 
das Planungsamt des Kabinetts von Elementen gesäubert, 
die er kommunistischer oder faschistischer Ideen verdäch­
tigte.273) Auch eine Kabinettsumbildung im April ging auf 

Hiranumas Einfluß zurück.274) Dabei wurde Ogura Masatsune , 
ein typischer Vertreter der Finanzwelt und langjähriger 

Vorsitzender der Amerikanisch-J apanischen Gesellschaft 
im Kansai-Gebiet, als Minister ohne Geschäftsbereich in 

die Regierung aufgenommen .275) Bei diesem Revirement
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übernahm außerdem der bisherige Vizemarineminister Toyoda 
das Handelsministerium an Stelle des glücklosen Kobayashi 
Ichizö. Grew beurteilte Hiranumas Maßnahmen äußerst posi­
tiv und führte bereits nach wenigen Tagen eine "leichte 
Abkühlung" der Gefühle für die Achse dara�f zurück.276)
Entsprechend negativ fiel der Bericht durch die deutsche 
Botschaft aus.277) Da Hiranuma und seine Anhängerschaft
für eine Verständigung mit den angelsächsischen Mächten 
und eine Rückkehr zu dem unversöhnlichen Kampf gegen die 
UdSSR eintrate�; B) hegten sie eine Abneigung gegen Matsu­
okas Politik der Verständigun

' 
mit Moskau und den Abschluß

des Neutralitätsvertrages.279 Der Baron ließ der ameri­
kanischen Botschaft, die sorgfältig Kontakte zu ihm pfleg­
te,280) schon im April mitteilen, die radikalen Kräfte
seien nun unter Kontrolle.281) In den folgenden Monaten
setzte er sich in den Verbindungskonferenzen mit Nachdruck 
für die erfolgreiche Beendigung der Washingtoner Verhand­
lungen ein und bekämpfte Matsuokas harte Haltung.282)

Der Außenminister bemühte sich, den verlorenen Einfluß 
dadurch wettzumachen, daß er Rückhalt in der Öffentlich­
keit suchte. Er nutzte seine Rednergabe und seine Popula­
rität, die nach dem Abschluß des japanisch-sowjetischen 
Neutralitätsvertrages noch erheblich angewachsen war, um 
in einer auch vom Rundfunk übertragenen Rede am 26. April 
in der Hibiya-Halle die eigenen Kabinettskollegen öffent­
lich zu kritisieren-283) Damit beging er Verrat an den
ungeschriebenen Gesetzen des Kaiserreiches, nach denen 
der politische Entscheidungsprozeß in einer kleinen kol­
lektiven Führungsschicht stattfand und sorgfältig von der 
Masse der Bevölkerung abgeschirmt wurde.284) Auf Anwei­
sung des Innenministers wurde die Vertreibun

' 
von 200 000

Kopien mit dem Text dieser Rede verboten.285 

In seiner Ansprache prahlte Matsuoka zunächst mit seiner 
Reise nach Europa und dem Abschluß des Neutralitätsabkom­
mens mit Moskau. Dann richtete er heftige Angriffe gegen 
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Innenminister Hiranuma und warf ihm die Entmachtung der 
Einheitspartei vor,286) die übrigens diesen "Willkommens­
Abend" für den Außenminister veranstaltete. Außerdem lob­
te er, um Hiranuma zu provozieren, überschwenglich das 
politische und wirtschaftliche System des �ationalsozia­
lismus und die Entscheidungsfreude der deutschen Führung 
als Beispiel für Japan. Die Geschäftswelt und die Politi­
ker des Kaiserreiches kritisierte er als inkompetent und 
verantwortungslos.287) Die japanische Rasse aber sah er
im Vergleich zu den von ihm bewunderten Völkern Deutsch­
lands, Italiens und der UdSSR nicht als minderwertig an. 
Das implizierte, daß lediglich die politische Führung des 
Kaiserreiches versagt habe.288)

Matsuoka unternahm in den zwei Wochen nach seiner Rück­
kehr gar nichts in Bezug auf die "amerikanischen Vorschlä­
ge". Offensichtlich wollte er die Rückkehr Otts aus Berlin 
abwarten, um einen gemeinsamen Kurs der Dreierpaktmächte 
gegenüber den USA festzulegen. In Washington sahen die 
Unterhändler beider Seiten voller Ungeduld einer Antwort 
aus Tökyö entgegen; auch innerhalb der japanischen Regie­
rung machte sich immer mehr Unmut über den zögernden Au­
ßenminister breit.289) Am 3. Mai legte Matsuoka endlich
auf einer Verbindungskonferenz Gegenvorschläge für die 
US-Regierung zu dem Entwurf vom 16. April vor, die von 
den anderen Teilnehmern akzeptiert wurden. Diese stimmten 
auch seiner Forderung zu, Deutschland und Italien über 
die künftigen Verhandlungen umfassend zu informieren, die 
Wünsche der Achsenmächte zu berücksichtigen und fest zu 
den Verpflichtungen nach dem Dreimächtepakt zu stehen. 
Abgelehnt wurden dagegen sein Plan, Amerika den Abschluß 
eines Neutralitätspaktes nach dem Vorbild des Moskauer 
Vertrages vorzuschlagen, und seine erneute Forderung nach 
einem Angriff auf Singapur. Statt dessen plädierten die 
Vertreter von Heer und Marine wieder für die Errichtung 
von Stützpunkten in Süd-Indochina und Thailand.290) Uber
die Köpfe seiner Kabinettskollegen hinweg sandte der Au-
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ßenminister unmittelbar nach Abschluß dieser Verbindungs­

konferenz trotzdem eine Anweisung an Nomura, Hull in 

mündlicher Form den Abschluß eines Neutralitätspaktes 
vorzuschlagen.291)

Zwei Tage später ließ Matsuoka Kontakt zu Ott aufnehmen 

und ihn kurz über die •amerikanischen Vorschläge" unter­

richten, aber unter der Versicherung, er persönlich werde 

sich jeder Regelung widersetzen, die etwa mit dem Drei­

mächtepakt nicht vereinbar wäre.292) Ott vermutete jedoch 

dahinter eine Intrige der USA zur Neutralisierung Japans.29j

Er warnte Matsuoka in einer längeren Aussprache vor dem 

angeblichen Ziel der Vereinigten Staaten, Japans "Neue 

Ordnung" zu verhindern, und drängte erneut auf einen 
Angriff gegen Singapur. Der Außenminister sagte eine 

harte Haltung gegenüber Washington zu und beschwor noch 

einmal sein altes Konzept, eine Zusammenarbeit d er Drei­

erpaktmächte mit der UdSSR. Für den Fall aber, daß 

Deutschland in einen Krieg mit der Sowjetunion geraten 

sollte, werde Japan, _so versicherte Matsuoka, trotz des 

Neutralitätspaktes an der Seite des Reiches in den Kon­

flikt .eingreifen.294)

Da eine von Matsuoka erbetene Stellungnahme der Reichs­

regierung bis zum 12. Mai nicht eintra?,9\�ndte der Au­
ßenminister am Mittag dieses Tages seine Anweisung an 

Nomura ab. Im Gegensatz zu den Washingtoner Vorschlägen 

vom Vormonat bekannte Japan sich mit größtem Nachdruck 
zu seinen Pflichten nach dem Dreimächtepakt und regte 

Verhandlungen mit China ohne die vielen Bedingungen des 
ursprünglichen Entwurfs an.296)

Wenig später traf die langerwartete Stellungnahme Ribben­
trops ein, der Matsuoka eindringlich zum Mißtrauen gegen 

amerikanische Ausgleichsangebote und zu unerschütterli­

chem Festhalten am Dreimächtepakt ermahnte. Für den Fall 

einer deutschen Niederlage malte er wieder einmal das 
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Gespenst einer erdrückenden anti-japanischen Koalition 

aus den angelsächsischen Mächten, Frankreich und der 

UdSSR an die Wand.297) Matsuoka übergab nun endlich den

Text des an Washington abgesandten revidierten Entwurfes 

an Ott,298) der sofort sein Befremden darüber ausdrückte,
daß der Vertrag über den Kopf der Bündnispartner hinweg 

schon fast Unterschriftsreife erlangt habe. Nach der In­

terpretation des Botschafters würde Japan praktisch den 

USA freie Hand für ein Eingreifen in den europäischen 
Krieg gewähren, mit der Verpflichtung zu "friedlicher 

Expansion" Verzicht auf die im Dreimächtepakt in Aussicht 

genommene Neuordnung leisten und die Vereinigten Staaten 

dadurch im Pazifik außerordentlich entlasten. Matsuoka 

wies jede Schwächung des Dreierpaktgedankens zurück und 

betonte, er habe aus inner- und außenpolitischen Gründen 

Zugeständnisse gemacht, die sich jedoch nur auf die Form 

bezögen.299) Auch Weizsäcker und Ribbentrop übten scharfe

Kritik an den japanisch-a�erikanischen Verhandlungen.300)

Matsuoka selbst verhielt sich gegenüber den USA so un­

versöhnlich, wie es sich die deutsche Seite nur wünschen 

konnte. Er warnte in diesen Tagen Botschafter Grew vor 

einem verstärkten amerikanischen Engagement im Atlantik, 

da sich sonst das Kaiserreich zum Krieg mit den USA ge­

zwungen sehen könnte.301) Grew hatte jedoch längst er­

kannt, daß sich der Außenminister seit seiner Rückkehr 

aus Europa im Kabinett durch seinen weiter gesteigerten 

Ehrgeiz immer mehr isoliert hatta und daß statt dessen 

Hiranuma in der Regierung eine dominierende Stellung 

eingenommen ha.tte. 302) Tatsächlich repräsen.tierte Matsu­

oka immer weniger die Ansicht des Gesamtkabinetts, da 
er als einziger noch eine harte Haltung gegen Washington 

vertrat, blindlings auf die Wirkung seiner Abschreckungs­

politik vertraute und bedingungslos am Dreimächtepakt 
festhielt. Diese Forderungen und seine Unfähigkeit zum 

Kompromiß sollten schließlich den Hauptgrund für seinen 

Sturz bilden, der ab Mai 1941 nur noch eine Frage der 

•
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Zeit war. Für seine Kabinettskollegen entwickelte sich 
Matsuoka immer mehr zu einem lästigen Sprachrohr der Re­
gierung in Berlin.303) Die Spannungen wuchsen noch weiter 
an, als der Außenminister relativ schnell entdeckte, daß 
der ursprüngliche Entwurf vom April gar nicht von der ame­
rikanischen Regierung stammte.304) Auch die Differenzen 
über die "Süd-Strategie" verschärften sich. Die Militärs 
drängten mehr denn je darauf, als Voraussetzung für einen 
späteren Vorstoß Stützpunkte in Süd�Jndochina und Thailand 
zu erhalten. Matsuoka aber sprach sich immer noch gegen 
einen derartigen Schritt aus,305) der ohnehin mit den 
japanisch-amerikanischen Ausgleichsbemühungen unvereinbar 
war. Offensichtlich rückte er jedoch von seinen Forderun­
gen nach einem Angriff auf Singapur ab, da er den günstig­
sten Zeitpunkt dafür bereits als verstrichen ansah. Für 
diese Versäumnis machte er General�tabschef Sugiyama 
hauptverantwortlich.306) Zu dieser Zeit gestand Matsuoka 
einen weiteren Mißerfolg ein, indem er sich mangels geeigcne­
ter Druckmittel gegen Niederländisch-Indien für eine Un­
terbrechung der laufenden Verhandlungen aussprach 3o7) und 
wenig später die Wirtschaftsdele.gation aus Batavia zu­
rückrief. 

Inzwischen verschärfte sich ein weiteres Problem: Seit 
Ende April häuften sich in Tökyö Telegramme der diploma­
tischen Vertretungen im Ausland, welche die Möglichkeit 
eines deutsch-sowjetischen Krieges andeuteten.308) Die 
Botschaft in Berlin drängte daher mehrmals im. Auswärtigen 
Amt auf Informationen zum deutsch-sowjetischen Verhält­
nis.309) Auch Ott riet, Matsuoka über die Entwicklung 
der Beziehungen zur UdSSR zu unterrichten.310) Öshima, 
der bereits mehrmals über die Möglichkeit eines deutsch­
sowjetischen Krieges berichtet hatte, unternahm am 28. 
April einen ungewöhnlich.en Schritt,. indem er sich direkt 
an Generalstabschef Sugiyama wandte .. Er riet dazu, zunächst 
einen Angriff auf Singapur zu führen, um dadurch Japans 
Ansprüche bei einer künftigen Friedensregelung zu unter-

• 
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mauern, und erst nach einem abgeschlossenen "Südstoß" 
das Chaos in der UdSSR für ein militärisches Eingreifen 
auszunutzen. 311) Obwohl au.eh Milit ärattache Banzai aus 
Berlin einen deutsch-sowjetischen Krieg als unvermeidlich 
bezeichnete,312) nahm man im Generalstab diese·Meldungen 
immer noch ungläubig auf.313) Auch die Moskauer Botschaft 
hielt einen derartigen Konflikt für unwahrscheinlich.314) 

Um Japans Interessen geltend zu machen. sandte Matsuoka 
am 28. Mai eine Weisung an Öshima. die eine persönliche 
Botschaft für Ribbentrop enthielt: Japan wünsche mit 
Rücksicht auf seine äußere und innere Lage, daß ein An­
griff auf die UdSSR wenn irgend möglich unterbleibe.315) 
Daher traf Öshima am 3. und 4. Juni in Berchtesgaden zu 
Unterredungen mit Hitler und Ribbentrop zusammen, die 
gerade von Gesprächen mit Mussolini und Ciano am Brenner 
zurückgekehrt waren.316) Der "Führer" und sein Außenmi­
nister bezeichneten dabei einen. Konflikt mit der UdSSR 
als vielleicht nicht mehr vermeidbar und vertraten die 
·uberzeugung, die Sowjetunion in einem Blitakrieg nieder­
werfen zu können. Ribbentrop betonte den Wert eines
Sieges über die UdSSR, der Deutschlands Stellung gegen
England und Amerika entscheidend stärken würde. Sowohl
Hitler als auch sein Außenminister stellten Tökyö eine
Kriegsteilnahme frei. Öshima hatte jedoch das Gefühl,
daß der "Führer" eine japanische Mitwirkung wünsche, die
von Ribbentrop sogar ausgesprochen befürwortet wurde.317) 

Auf diese Informationen, die auch von Militärattach; 
Banzai an den Generalstab weiterge,eben wurden,318) 
äußerte sich Kanoe sehr besorgt� 1 idch in Heer und Marine 
sorgten die Nachrichten für großes Aufsehen.320)Matsuoka, 
der auf einer Verbindungskonferenz am 6. Juni die Tele� 
gramme seines Berliner Botschafters zur Diskussion stell­
te, weigerte sich noch beharrlich, an die Möglichkeit 
eines deutsch-sowjetischen Krieges zu glauben, aber die 
Vertreter von Generalstab und Admiralität sagten eine 
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gründliche Untersuchung zu.321) Am Nachmittag erstattete
der Außenminister dem Kaiser Bericht und bezeichnete da­
bei die Wahrscheinlichkeit eines deutsch-sowjetischen 
Krieges als "40%ig•.322)

In einer ganzen Serie von Unterredungen in Heer und Marine 
sowie zwischen Vertretern beider Teilstreitkräfte323) kam
man überein, daß der Südstoß auch weiterhin Präferenz be­
sitzen solle.324) Nur eine Minderheit innerhalb der Armee
sprach sich für eine Beteiligung an dem Angriff gegen die 
UdSSR aus; es herrschte jedoch Einigkeit, daß ein Zwei­
frontenkrieg auf jeden Fall vermieden werden müsse.32 5)
Verbitterung über Berlin wurde nur sehr vereinzelt geäu­
ßert, da allgemein - wenn auch etwas weniger eindeutig 
in der Marine - mit einem schnellen deutschen Sieg gerech­
net wurde und man auch Vorteile für Japan erwartete, vor

allem die Ausschaltung der sowjetischen Bedrohung während 
des geplanten Südstoßes.326) Diese Idee, die angesichts
der harten Haltung Amerikas in den vorausgegangenen Wo­
chen ehar lustlos verfolgt worden war, lebte nun wieder 
auf, da man sich wenigstens vor der UdSSR sicher glaub­
te.327) Besonders in der Marine wurde von dieser Zeit an
die Forderung nach einer baldigen Besetzung Süd-Indochinas 
und verstärktem Druck auf Thailand mit immer größerem 
Nachdruck gestellt.328) Auch zeigte der neue Chef der 
Admiralität, Nagano Osami, sehr viel mehr Bereitschaft 
als sein Vorgänger Fushimi, das Risiko eines Krieges mit 
den Westmächten auf sich zu nehmen.32 9) Am 14. Juni bil­
ligten Kriegsministerium.und Generalstab gemeinsame Richt­
linien, nach denen Japan auch bei Ausbruch eines deutsch­
sowjetischen Krieges die Maßnahmen gegen Thailand und 
Indochina beschließen und seine Wirtschaftssphäre schüt­
zen sollte. Würde Amerika in den europäischen Krieg ein­
treten, werde Japan seinen Pflichten gemäß dem Dreimächte­
pakt nachkommen, dabei aber bezüglich militärischer Maß­
nahmen Zeitpunkt und Mittel selbst bestimmen. Ein Aus­
gleich mit den USA solle weiter angestrebt werden, wenn 
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Japan dafür nicht den Dreimächtepakt und die Neuordnung 
Ostasiens aufgeben müsse. Wenn ein Sieg der Achse über 
England sicher sei, solle das Kaiserreich mit militäri­
schen Mitteln den Südstoß durchführen. Japan werde auch 
Vorbereitungen gegen die UdSSR treffen und je nach Lage 
in den deutsch-sowjetischen Krieg eingreifen. 330)

Drei Tage später traf ein weiteres Telegramm Oshimas ein, 
demzufolge Ribbentrop nun stärkeres_ Interesse an einer 
japanischen Teilnahme am Krieg gegen die UdSSR gezeigt 
habe, der nach seinen Worten in ein bis zwei Monaten zu 
beenden sei. Tökyö solle die Vorbereitungen dazu inner-
halb der nächsten zwei Wochen abschließen und den Südstoß 
erst im Anschluß an den Rußland-Krieg parallel zu den 
geplanten deutschen Operationen gegen England durchzu­
führen.331) Matsuoka, der kurz zuvor selbst einen deutsch­
sowjetischen Konflikt als "zu 80% wahrscheinlich" bezeich­
net hatte, rechnete im Gegensatz zu Berlin mit einer sehr 
langen Kriegsdauer.332) Konoe äußerte am 21. Juni, er
erwäge, im Falle eines Konfliktes zwischen dem Reich und 
der UdSSR wie seinerzeit das Kabinett Hiranuma die Ver­
antwortung für eine gescheiterte Politik zu übernehmen 
und zurückzutreten. Lordsiegelbewahrer Kido, der für die 
Suche nach einem Nachfolgepremier hauptverantwortlich 
wäre, riet dringend von einer Demission ab, da genügend 
Spielraum für die japanische Regierung bliebe, um wohl­
überlegte und geeignete Maßnahmen zu ergreifen. Außerdem 
sei Japan nicht wie seinerzeit beim Hitler-Stalin-Pakt 
völlig überrascht worden, sondern Öshima habe die Regie­
rung mehrmals vertraulich informiert . Tökyö habe jedoch 
gegen die deutschen Angriffsabsichten keinerlei Beschwer­
de eingelegt.333) Einen Tag nach dieser Unterredung, am
22. Juni, begann das •Unternehmen Barbarossa". Ribbentrop
rief Öshima schon um vier Uhr morgens zu sich und äußerte
die Hoffnung auf japanische Unterstützung.334) Ott suchte
später am Tage Matsuoka auf und erkäuterte ihm das deutsche
Vergehen. Der Außenminister nahm die Ausführungen des Bot-
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schafters "verständnisvoll entgegen" und äußerte die 
Ansicht, Japan werde auf die Dauer nicht neutral bleiben 
können. 335) 

Bei den nun folgenden innerjapanischen Auseinandersetzun­
gen um die Haltung gegenüber der UdSSR plädierte Matsuoka -
entsprechend seinen Ankündigungen in den vorausgegangenen 
Monaten - für einen sofortigen Kriegseintritt an Deutsch­
lands Seite. Auch dem entsetzten Kaiser gegenüber gab er 
sich unmittelbar nach dem deutschen Angriff kriegsent­
schlossen. Lordsiegelbewahrer Kido telefonierte daher 
mit Konoe und Hiranuma, um zur Vorsicht gegenüber Matsuoka 
zu warnen.336) Als am 24 . Juni der sowjetische Botschafter
im Gaimushö vorsprach und nach der japanischen Haltung 
fragte, ließ der Außenminister ihn bewußt im unklaren. 337)
Matsuoka informierte auch Ott über diese Unterredung und 
versicherte, er habe damit einen Abzug sowjetischer Trup­
pen aus dem Fernen Osten verhindern wollen. Er wies den 
Botschafter aber auch darauf hin, daß es in Japan eine 
starke Strömung gegen einen Eintritt in den Krieg gebe. 338) 

In der Tat war Matsuoka mit seiner Forderung nach Eintritt 
in den deutsch-sowjetischen Konflikt fast völlig isoliert, 
wie sich in einer ganzen Serie von Verbindungskonferenzen 

·zeigte, die am 25. Juni aufgenommen wurde.339) Zustimmung
kam jedoch von dem extrem antisow

)
etisch und antikommuni­

stisch eingestellten Hiranuma, 340 der in den vorausgegan­
genen Monaten Matsuokas Kurs der Konfrontation mit den
Westmächten so leidenschaftlich bekämpft hatte. Einige
Tage später befürwortete auch der Vorsitzende des Geheimen
Staatsrats und Vertraute des Barons, Hara Yoshimichi, mit
Nachdruck einen Angriff auf die UdSSR. 34 1) Insbesondere
die Marine aber war entschlossen, den nächsten Schritt
auf dem_Wege nach Süden zu unternehmen und deshalb keinen
Krieg gegen die UdSSR zu führen, sondern die Rückenfreiheit
auszunutzen, welche der deutsche Angriff bot.342) Die Ver­
treter der Armee sagten lediglich zu, Kriegsvorbereitungen
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gegen die Sowjetunion in der Mandschurei zu treffen. 343) 
Daher wurde auf der Kaiserlichen Konferenz am 2. Juli 
beschlossen, vorläufig nicht an Deutschlands Krieg gegen 
die UdSSR teilzunehmen, sondern erst bei einer für Japan 
"günstigen Entwicklung" des Konfliktes militärisch einzu­
greifen.344) In kurzer Zeit wurden daher die japanischen 
Truppen in der Mandschurei vorsorglich verdoppelt. 345) 
Das Problem der Vertragstreue gegenüber der UdSSR spielte 
also bei der Ablehnung eines sofortigen Kriegsbeitritts 
an Deutschlands Seite keinerlei Rolle. 

Statt eines Angriffs gegen die Sowjetunion wurde am 25. 
Juni gegen den erbitterten Widerstand und die äußersten 
Bedenken Matsuokas die Entsendung japanischer Truppen 
nach Süd-Indochina beschlossen, womit man das Risiko 
eines Krieges mit den an

f
elsächsischen Mächten und mit

Holland auf sich nahm. 34 ) Der Außenminister mußte sich 
dem konzentrierten Druck von Heer und Marine erneut beu­
gen. Am 2. Juli wurde auf einer Kaiserlichen Konferenz 
der Beschluß zur Truppenentsendung gebilligt, 347) womit
letztlich ein amerikanisches Vollembargo und damit der 
Ausbruch-des Pazifischen Krieges hervorgerufen wurden. 

Inzwischen hatte Ribbentrop weiter auf Öshima eingewirkt 
und über Ott auch Außenminister Matsuoka drängen lassen, 
Japan solle unverzü

1
lich in den Krieg gegen die Sowjet­

union eintreten� 348 Deutschland erkannte am 1. Juli 
sogar Wang an, um Tökyös Entschluß zu beschleunigen.349) 
Hitler aber beabsichtigte noch, die UdSSR allein nieder­
zuwerfen, und plädierte für einen japanischen Angriff 
auf Singapur. 350)Matsuoka teilte jedoch dem deutschen
Botschafter den Beschluß mit, das Kaiserreich werde zu­
nächst gegenüber der UdSSR Neutralität wahren und sich 
Stützpunkte iri Französisch-Indochina sichern. Er nahm 
damit seine früheren Zusicherungen zurück, betonte aber, 
mit den Truppenentsendungen würde der auch in _Deutsch­
lands Interesse liegende Druck auf Amerika und England 
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verstärkt.351) Auch die Führung von Generalstab und Ad­

miralität ließ Botschafter Ott _wissen, daß vorläufig mit 

einer japanischen Kriegsteilnahme gegen die UdSSR wegen 

mangelnder Vorbereitungen und der vorrangigen "Südinter­
essen" nicht zu rechnen sei.352) 

Inzwischen, am 21. Juni, hatte Hull mit einer "mündlichen 

Erklärung" eine Antwort auf die japanischen Vorschläge 

vom 12. Mai gegeben. Darin wies er auf Anzeichen hin, daß 

gewisse Elemente in der japanischen Regierung einen Frie­

denskurs nicht befürworteten, sondern statt dessen weiter 
an einer engen Partnerschaft mit Hitler und an Eroberungs­

programmen festhielten. Diese Kräfte, so Hull, wollten, 

daß das Kaiserreich an der Seite Berlins in den Krieg 

eintrete, falls Amerika in die Feindseligkeiten in Europa 
verstrickt werden sollte. Solange japanische Führer diese 

Haltung in ihren offiziellen Positionen einnähmen und 

offensichtlich die öffentliche Meinung ihres Lande� in 

ihrem Sinne zu beeinflussen suchten, dürfte die Erw.ar­

tung illusorisch sein! daß T6ky6 die unterbreiteten Vor­

schläge als Basis für Verhandlungen ansehe. Außerdem 

legte �ull einen Korrekturentwurf vor, in dem sich Amerika 

alle Maßnahmen vorbehielt, die es für seine Verteidigung 

als notwendig erachte, einschließlich einer Unterstützung 
Englands. Dagegen war ein Passus fortgefallen, wonach 

Japan zu seinen Bündnispflichten entsprechend dem Drei­
mächtepakt stehen werde. Bezüglich des China-Krieges wür­

den die USA beiden Seiten die Aufnahme von Friedensver­
handlungen auf der Basis der von Japan geltend gemachten 
Prinzipien vorschlagen.353) Außerdem legte Hull Botschaf­

ter Nomura einen Tag später, am 22. Juni, nahe, den 

deutschen Angriff auf die UdSSR dazu zu nutzen, um auf 
größere Distanz zu Berlin zu gehen.354) 

Matsuoka war empört über die neuen amerikanischen Vor­

schläge, insbesondere über Hulls •mündliche Erklärung", 

die er als Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
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Japans bezeichnete und als Aufruf zu seinem eigenen Sturz 

empfand.355) Die Diskussion über den amerikanischen Ent­

wurf aber verzögerte sich noch, da wichtigere Probleme -

eine etwaige Besetzung Süd-Indochinas und die einzunehmende 

Haltung gegenüber dem deutsch-sowjetischen Krieg - auf der 

Tagesordnung der Verbindungskonferenzen standen. Erst am 

1 0. und 12. Juli kamen die Washingtoner Verhandlungen 

wieder zur Sprache. Matsuoka äußerte sich entrüstet, daß 

Nomura die Aufforderung zum Sturz des japanischen Kabi­

netts ohne Protest entgegengenommen habe. Kompromißlos 

plädierte er dafür, Hulls Vorschläge unverzü
1

lich abzu­

lehnen und die Verhandlungen abzubrechen.356 Wieder ein­

mal sprachen sich alle anderen Teilnehmer gegen die For­

derungen des Außenministers und einen völligen Bruch mit 

den USA aus, offensichtlich in der Hoffnung, Washington 

werde die geplante japanische Besetzung Süd-Indochinas 

hinnehmen . Außerdem benötigte Tökyö eine Phase der Ent­

spannung, um den Aufmarsch in der Mandschurei gegen die 

UdSSR du rchzuführen und dann bei einem deutschen Sieg 

schnell zuschlagen zu können.357) Entgegen dem erklärten 

Willen Konoes, des Kriegs- und des Marineministers sandte 

Matsuoka.an Nomura zunächst nur die Anweisung, Hulls 

Vo�schläge zurückzuweisen.358) Durch diese Eigenmächtig­

keit ve rschärfte er die Spannungen zum Premierminister 
erheblich. Ein weiteres Telegramm, in dem Matsuoka gemäß 

der Entscheidung der Verbindungskonferenz die weitere 

japanische Verhandlungsbereitschaft hätte betonen müssen 

und das ei
1

entlich gleichzeitig hätte abgesandt werden 

sollen,359 erging nicht mehr, da der Außenminister ge­

stürzt wurde . Der entscheidende Passus darin hatte ge­

lautet : "Falls der europäische Krieg sich unglücklicher­

weise ausweiten sollte, wird Japan seine Pflichten gemäß 
dem Dreimächtepakt erfüllen und seine Haltung nur mit 
Rücksicht auf sein nationales Wohlergehen und seine Si­
cherheit bestimmen.• 360) Ob Tökyö damit an der Allianz 

mit den Achsenmächten festhi.elt oder nicht, ließ sich 

beliebig interpretieren. 
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Bei dem Sturz Matsuokas spielte der Streit um die Politik 
gegenüber Amerika die entscheidende Rolle. Hinzu kamen 

Differenzen auf anderen Gebieten : Sein bedingungsloses 
Festhalten am-Dreimächtepakt, seine Forderung nach einem 
Angriff auf die UdSSR, sein Widerstand gegen eine Beset­
zung S�d-Indochinas, sein Drängen nach einem Ausgleich mit 
Chiang und seine kühle Haltung gegenüber Wang, seine für 
die anderen Politiker schwer durchschaubaren Pläne und 
sein Ehrgeiz, den Kurs ganz allein bestimmen zu wollen . 
Ähnlich wie seinerzeit die Aushandlung des Dreimächtepaktes 

war ihm der Abschluß des Neutralitätsvertrages mit der 
Sowjetunion nur deswegen gelungen, weil alle Machtgrup-
pen diese Abkommen befürworteten und einen Ausgleich mit 
der UdSSR seit Monaten zum Programm erhoben hatten. Auch 
in diesem Falle aber hatte Matsuoka mit großem Geschick 
und persönlichem Einsatz den Vertrag mit Moskau, wenn 

nicht ermöglicht, so doch seinen Abschluß zumindest be­
schleunigt. Anders - und zwar regelwidrig im Sinne des 
japanischen Entscheidungsprozesses - hatte er sich immer 
dann verhalten, wenn eine Entscheidung der anderen Eliten 

seiner persönlichen Auffassung widersprach. Er beugte sich 
dann nicht etwa der Mehrheit, sondern versuchte, den an­
deren Machtgruppen seinen eigenen Willen aufzuzwingen. 
Damit mußte er unweigerlich scheitern. Seine mangelnde 

Kompromißbereitschaft isolierte ihn zusehends, zumal er 
im Gegensatz zu anderen Politikern über keinerlei Haus­
macht verfügte. Letzten Endes mußte er in kontroversen 

Fragen wie der China-Politik, der Truppenstationierung in 
Nord-I ndochina und schlie ßlich der Besetzung Süd-Indochinas 
doch nachgeben. Sein Widerstand hatte sich in jedem Falle 
als sinnlos erwiesen und nur die anderen Eliten gegen den 

starrköpfigen Außenminister aufgebracht. In der Geschichts­
schreibung wurde meist übersehen, daß Matsuoka auf vielen 

Gebieten - wie der Behandlung Chinas und der Opposition 
gegen eine Besetzung Indochinas und Thailands - eine gemä­
ßigtere Haltung vertreten hatte als seine Kontrahenten. 
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Als Matsuoka auch bezüglich der Ausgleichsverhandlungen 

mit den USA seine Taktik des einsamen Widerstandes fort­
setzte und damit Fortschritte zu verhindern oder zumin ­
dest zu verzögern drohte, hatte er sein politisches Todes­
urteil gesprochen. Er suchte die Lähmung der japanischen 
Politik in seinem übergroßen Selbstvertrauen dadurch zu 
lösen, daß er seine unverändert große Popularität nutzen 

wollte , um Konoe abzulösen und ein Kabinett seiner Wahl 

zu bilden.361) Der Ministerpräsident und seine Anhänger 
aber berieten, wie sie sich des unbequemen Außenministers 
entledigen könnten. Nach der japanischen Verfassung konnte 

der Premier keines der Kabinettsmitglieder entlassen, da 

diese offiziell nur dem Kaiser unterstanden. Konoe führte 

daher Unterredunfen mit dem Innen-, dem Kriegs- und dem
Marineminister; 3 2) auch am Hofe wurden Uberlegungen über
einen geeigneten Weg angestellt.363) Konoe lehnte dabei 

.den Vorschlag Kidos ab, Matsuoka zu einem "freiwilligen " 
Rücktritt ·zu bewegen . Der Außenminister würde sich dann, 
so fürchtete der Premier, mit einer Propagandakampagne 

an die Öffentlichkeit wenden und behaupten, Konoe habe 

auf Befehl der USA das Kabinett umgebildet.364) Daher 
wurde beschlossen, daß der Premierminister mit der ge­
samten Regierung zurücktrete und unverzüglich ein neues 
Kabinett ohne Matsuoka bilde . Am 16. Juli 1941 reichte 

Konoe dem Kaiser sein Rücktrittsgesuch ein.365) Matsuoka, 
der für seinen Sturz gegenüber Ott einseitig den Hiranuma­
Kreis verantwortlich machte,366) wollte immer noch nicht 
wahrhaben, daß er sich auch den Zorn fast aller anderen 
Kabinettsmitglieder zugezogen hatte und mit seinem poli­
tischen Konzept gescheitert war. 



V,J. KONOES "NEUE STRUKTUR" 

Auch die innenpolitische Entwicklung Japans nahm zur Zeit 

des zweiten Kabinetts Konoe einen stürmischen Verlauf. 

Die "reformistischen" Machtgruppen sahen ihre Stunde ge­

kommen, durch innere Systemveränderungen die Kräfte der 
Nation zu mobilisieren, um dadurch die ehrgeizigen Expan­

sionspläne zu verwirklichen. Hatten diese Kreise schon 

immer die notwendige Verbindung beider "Neuordnungen" -

innerer Reformen und auswärtiger Eroberungen - betont, 1)

so fand diese Uberzeugung nun immer mehr Unterstützung 

unter Politikern und in der Öffentlichkeit. Die Erfolge 

Deutschlands auf den Schlachtfeldern Europas hatten in 
Japan die Armee und die zivilen Reformisten erheblich 
gestärkt, die seit Jahren eine Allianz mit Berlin und 
Rom gefordert und die Uberzeugung vertreten hatten, die 
totalitären Regime der Achsenmächte seien den Regierungs­
formen der Westmächte überlegen und würden zu wirtschaft­
licher und militärischer Vorherrschaft führen, insbeson­

dere durch die Volksgemeinschaft und die Mobilisierung 
aller Energien. Daher seien sie auch für Japan als Modell 

zu betrachten.2)

Als einer der Hauptsprecher für die Nachahmung des natio­

nalsozialistischen und faschistischen Systems betätigte 
sich der ehemalige Botschafter in Rom, Shiratori Toshio. 
Triumphierend äußerte er sich über die Zukunftsaussichten: 

Quelle für die Stärke der drei siegreichen Nationen Japan, 

Deutschland und Italien sei deren Absage an die Ideologie 

des Individualismus und der Demokratie. Statt dessen ver­

folgten sie das Prinzip des Totalitarismus, der Einfluß 
auf den Charakter der unter ihrer Führung zu schaffenden 

Neuordnung der Welt haben werde. Die Basis der westlichen 
Zivilisation sei seit dem Altertum beständig der Indivi­

dualismus gewesen, gegen den zum ersten Mal Preußen auf­

gestanden sei. Wegen seiner Staats- und Gesellschafts­

struktur aber, ebenso wegen der noch etwas vom Liberalis­

mus und vom Individualismus befangenen Gedanken der Bevöl­

kerung, sei Deutschland im Weltkrieg besiegt worden. Damit 
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sei sein Kampf unterbrochen worden, aber der Kurs des 

Fortschritts, zu dem die Menschheit bestimmt sei, habe 

nicht verhindert werden können. Die totalitäre Bewegung, 
die durch die faschistische Revolution in Italien begon­

nen habe und nun ihren Zenit in dem Nationalsozialismus 

Deutschlands finde; breite sich aus wie ein Steppenbrand 

und lasse keinen Zweifel, daß die Welt von Morgen völlig 

von diesem neuen Konzept durchdrungen sein werde. Er, 
Shiratori, verstehe unter totalitärer Bewegung im Westen 
die Rückkehr zu den einfachen aber männlichen Instinkten, 

die für die germanischen und romanischen Völker vor mehr 

als 2000 Jahren typisch gewesen seien. Gleichzeitig mit 
Deutschland und Italien sei in Japan eine ähnliche Bewe­

gung entstanden, zu dem echten Weg des Altertums zurück­

zukehren. Es sei aber kein so drastischer Wandel notwen­

dig gewesen wie in Deutschland und Italien, da der japani­
sche Staat seit seiner Gründung auf permanenter und unver­

änderter Basis ruhe und der reine, unverfälschte Totali­
tarismus, der die Einheit zwischen Souverän und Untertanen 

als eines organischen Körpers einschließe, immer der un­
verfälschte Glaube des japanischen Volkes gewesen sei. 

Leider aber hätten die Ubel der liberalistischen Zivili­

sation in den letzten 50 Jahren die alten Traditionen des 

Landes vergiftet. Die Kontroversen der letzten zehn Jahre 

in Ostasien seien eine rassische Erneuerungsbewegung des 

japanischen Volkes gegen die demokratischen Mächte gewe­
sen. Der gegenwärtige Krieg in Europa sei, fundamental 

gesprochen, ein Kampf zwischen zwei verschiedenen Ideolo­

gien und ein Zusammenstoß alter und neuer Zivilisationen; 

in diesem Sinne seien die Kriege im Osten und im Westen 

im wesentlichen dieselben. Die sogenannte "Bewegung der 
Neuen Ordnung" sei letztlich eine ideolo,ische Rückkehr

zum angeborenen Charakter des Menschen.3 

Ähnlich argumentierte der inaktive Admiral Suetsugu 

Nobumasa, führende Gestalt in zahlreichen nationalisti­
schen Organisationen und Befürworter einer radikalen Ex­

pansionspolitik, der in der Marine noch immer über einen 

l
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großen Anhang verfügte. Auch er sah in der Allianz mit 

der Achse den Ausdruck ideologischer Gegensätze in der 

Welt. Auf der einen Seite stünden die angelsächsischen 

Mächte, die nach Wahrung alter politischer und wirtschaft­

licher Strukturen strebten und auf der anderen Seite die 

durch ideologische Einheit verbundenen Dreierpaktmächte, 

welche die "ungerechte" alte Ordnung beseitigen und durch 

eine Reform des existierenden internationalen und natio­

nalen Systems zu ersetzen trachteten. Das Zeitalter von 

Liberalismus, Demokratie und Individualismus gehe seinem 

Ende entgegen und werde abgelöst durch die Idee, daß der 

einzelne dem Gesamtwohl dienen müsse.4) Diese Ansichten

spiegelten sich in den Entwürfen und Kampagnen der von 

Suetsugu geleiteten "Töa Kensetsu Kokumin Remmei" wider,5)

die enge Kontakte zur Tösei-Fraktion der Armee unterhielt 

und zu der auch im Parlament vertretene Parteien wie die 
Töhökai von Nakano Seigö und die Kokumin Dömei von Adachi 

Kenzö gehörten. 

Nakano Seigö selbst hatte Kanoe zur Kabinettsbildung, zur 

Gründung einer neuen Partei und zur Verbindung mit der 

Achse gedrängt. Den hervorragenden Führern Hitler und 

Mussolini müßten nach seiner Ansicht gleichwertige Perso­

nen in Japan gegenübergestellt werden.6) Ebenso forderte
die Sozialistische Massenpartei mit Nachdruck eine "Neue 

Struktur" und eine reformistische Außenpolitik. Kamei 

Kanichirö, der führende Planer der Partei, unterbreitete 

Kanoe eine ganze Fülle von Entwürfen. Darunter befanden 

sich zahlreiche Vorschläge für Reformen auf dem Gebiet 

des Bankwesens, staatlicher Rohstoffplanung, der Industrie­
produktion, der Arbeiterorganisation sowie einer gelenkten 

Wirtschaftsordnung nach dem Modell Deutschlands und 

Italiens_?) Zahlreiche dieser Planungen führte Kamei 

gemeinsam mit Generalleutnant Mutö und mit Kanoe durch_S) 

Mutö Akira, der Chef des Militärbüros im Kriegsministeri­

um, war innerhalb der Armee der vehementeste Befürworter 

einer totalitären Einheitspartei und führte - nicht immer 
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im Einklang mit den Wünschen der Heeresspitze - die 

Verhandlungen mit den anderen Machtgruppen.9)

Die Armee hatte zur Zeit des ersten Kabinetts Kanoe der 

Einparteienbewegung relativ kühl gegenübergestanden. Sie 
erkannte aber jetzt die Gefahr, um einen Teil ihres poli­

tischen Einflusses gebracht zu werden, und gab daher ihre 

gleichgültige Haltung auf. Daher beteiligte sie sich aktiv 

an den Vorbereitungen zur Gründung.der neuen Organisation, 

von der sie sich Rückhalt für ihre eigenen Ziele versprach, 

d.h. für die totale Mobilisierung der Bevölkerung und der

Produktionsreserven, um die Errichtung des "nationalen

Verteidigungsstaates" und damit eine erhebliche Steigerung

der Rüstung zu verwirklichen.

Auch �ie Parteien wollten "den Bus nicht verpassen 1110) 

und beeilten sich, Kanoes Ruf zu folgen, um sich die al­

ten Pfründe unter neuem Namen zu sichern. Mitte August, 

als sich die letzte ihrer Organisationen aufgelöst hatte, 

wurde die Gesellschaft zur Förderung der Neuen Struktur 1111) 

gegründet. Davon ausgeschlossen waren nur diejenigen 

konservativ-gemäßigten Flügel der Minseitö und der Seiyü­

kai, die solange wie möglich Widerstand gegen die Idee 

einer Einheitsorganisation geleistet hatten. Die neuge­

schaffene Gesellschaft erhob die Forderung, "demokrati­

sche Prinzipien" abzuschaffen und durch das "Führerprinzip" 
sowie die Idee zum "Dienst am Thron" zu ersetzen. Die 

innere Einigung Japans, die durch die "Neue Struktur" 

erreicht werden sollte, implizierte ausdrücklich eine 

harmonische Zusammenarbeit zwischen politischer und mili­

tärischer Führung.12) Die geplante neue Struktur sollte
unter Mitarbeit der reformistischen Elemente innerhalb 

des Kabinetts sowie der Radikalen wie Shiratori, Suetsugu 

und Hashimoto errichtet werden.13) Das Ziel einer inten­

siven Zusammenarbeit zwischen ziviler und militärischer 

Führung vertrat auch Kanoes "brain trust" Kokusaku Ken­

kyükai, die enge Kontakte zu Mutö Akira und dem Planungs­

amt des Kabinetts unterhielt.14)
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Der Gedanke an eine "neoopolitische Ordnung" hatte bereits 

ab Frühjahr 1940 zahlreiche Anhänger in den verschieden­

sten Lagern gefunden. Kanoe hatte mit den Vorbereitungen 

Yabe Teiji, Professor an der Juristischen Fakultät der 

Universität Tökyö, Berater der Marine und führendes Mit­

glied der Shöwa Kenkyükai, beauftragt.15) Dieser hatte

sich intensiv mit den politischen Theorien des national­

sozialistischen Deutschland beschäftigt und zur Verbrei­

tung dieser Ideen in Japan beigetragen.16 ) Yabe schlug,

in enger Zusammenarbeit mit der Shöwa Kenkyukai,17) die

Gründung einer streng hierarchisch organisierten Massen­

organisation vor, die ebenso der Kontrolle über die Bevöl­

kerung wie der Mobilisierung wirtschaftlicher Reserven 

dienen würde. Integriert werden sollten dabei nicht nur 

die ehemaligen Parteien, sondern auch kulturelle Vereini­

gungen, Gewerkschaften, Agrargenossenschaften, Journalisten 

und berufsständische Organisat�onen.18) Dieser neue Ver­

band würde als Verbindungsglied zwischen Volk und Regie­

rung eine� Großteil der Funktionen übernehmen, die bisher 

von den M�nisterien und der Bürokratie ausgeübt worden 

waren. Es stand jedoch eine Gegenbewegung der Beamtenklasse 

gegen Aufsteiger zu erwarten, die nicht aus ihren Reihen 

stammten. 

Widerstand war auch aus der Wirtschaft vorauszusehen, 
deren kapitalistisches System von den Reformern um Kanoe 

als Ausdruck des überholten angle-amerikanischen Libera­
lismus angesehen wurde. In den Vorstellungen der nun er­

starkenden Machtgruppen stand damit der ideologische Gegner 
im Lager des Feindes, da die Außenpolitik des neuen Kabi­

netts sich eindeutig gegen England und die USA richtete. 

Die zu erwartende Reaktion der angelsächsischen Mächte 
würde dazu führen, daß Japan sich neue Märkte in Südost­

asien erschließen müßte, um dadurch weitgehend autark zu 

werden. Außerdem sollte die Effektivität der Wirtschaft 
im eigenen Lande und den unter japanischer Herrschaft 

stehenden Gebieten durch planwirtschaftliche Maßnahmen 
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erhöht werden. Kanoe war sich völlig darüber im klaren, 

daß auch der Kaiser Bedenken anmelden würde, und zwar 

sowohl gegen die neue Wirtschaftspolitik als auch gegen 

den Kurs der Konfrontation mit London und Washington.19)

Zu den stärksten Befürwortern der "Neue_n Struktur" in 

der Regierung gehörten Hoshino Naoki als Chef des Planungs­

amtes, Innenminister Yasui Eiji, Justizminister Kazami 

Akira und Kabinettssekretär Tomita Kenji, daneben auch 

Akita Kiyoshi, der Ende September das bis dahin von Matsu­
oka mitverwaltete Uberseeministerium übernahm, und der 

Vizeminister für Handel und Industrie, Kishi Nobusuke. 
Außerdem erhielten die Pläne Unterstützung von Matsuoka 

und Töjö, die jedoch selbst nicht aktiv daran mitarbei­
teten. Matsuoka beteiligte sich auch nicht in vorderster 

Front �ei der Bildung der Einheitsorganisation, obwohl 
diese seinem seit 1933 propagierten Ziel der Parteienauf­

lösung entsprach und er im Januar 1940 sein Amt als Kabi­

nettsberater der Regierung Yonai aus Protest gegen die 

Vergabe von Ministerposten an Parteienvertreter aufg�ge­
ben hatte.20) Als Minister gehörte er aber automatisch

dem Vorbereitungskomitee an und fungierte später als Be­
rater �er Einheitsorganisation.21) Seine Sympathien lagen

eindeutig auf Seiten der Reformisten, deren außenpoliti­

sche Konzeptionen - antiwestlich und um Ausgleich mit 

der UdSSR bemüht - mit seinen eigenen Ideen weitgehend 
identisch waren. Das zeigte sich später auch in seinen 

wütenden Angriffen auf Hiranuma und in seiner Verteidigung 
des nationalsozialistischen Modells in der "Hibiya-Rede 11 ?2)

Matsuoka dürfte sich jedoch keine Chance ausgerechnet 
haben, die Führung der Organisation zu übernehmen,23) 
zumindest nicht, solange er das Amt des Premiers nicht 
innehatte. Mit einer untergeordneten Funktion aber wollte 

er sich nicht zufriedengeben. Ebenso wie Konoe, der in 

der geplanten neuen Massenbasis u.a. ein Organ sah, das 

ihm Rückhalt gegen die Eingriffe des Militärs in die Poli­

tik verschaffen würde,24) strebte Matsuoka nach der grund-
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sätzlichen Unabhängigkeit der Regierung von der militäri­
schen Führung. 

Bereits einen Tag nach seiner Kabinettsbildung, am 23. 
Juli, hatte Kanoe in einer Rundfunkansprache die "Errich­

tung einer neuen politischen Struktur" angekündigt. Diese 

sah er als Ergebnis der vor ihrem Ende stehenden alten 

Weltordnung an, deren Zusammenbruch von Europa aus seinen 

Ausgang genommen habe. Der Premier griff heftig die poli­
tischen Parteien an, denen er Machtgier vorwarf und deren 

liberale, demokratische und sozialistische Grundideen er 

als unvereinbar mit der Eigenart des japanischen Staats­
wesens bezeichnete. Unter der neuen Struktur dagegen wür­
den die Voraussetzungen geschaffen, daß alle Japaner den 

Thron unterstützen würden. Kanoe kündigte auch Anstrengun­
gen zur Errichtung einer neuen Weltordnung an, wozu eine 
Reform des Wirtschaftssystems unerläßlich sei. Um die Ab­

hängigkeit von anderen Ländern zu beenden, müßten die 
wirtschaftlichen Bande mit China und der Mandschurei ver­

stärkt sowie ein weiteres Vordringen in Richtung auf Süd­
ostasien verwirklicht werden.25)

Am 26. Juli billigte das Kabinett die von Hoshinos Pla­

nungsamt ausgearbeiteten "Grundlagen der nationalen Poli­

tik". Darin war zur Erreichung des ehrgeizigen außenpoli­

tischen Programms, d.h. der Schaffung einer "Neuen Ordnung 
Großostasiens", die Verwirklichung des "nationalen Ver­

teidigungsstaates" vorgesehen, der eine neue innere 

Struktur und eine neue wirtschaftliche Ordnung erforder­

lich mache •. Dazu sollten eine neue Massenorganisation ge­
schaffen und das Parlamentssystem reformiert werden. 
Die angestrebte gelenkte Wirtschaftsordnung sah strenge 

Kontrollen über Finanzen, Produktion und Konsum vor. 
Privatinteressen und persönlicher Wohlstand seien dage­
gen zurückzustellen, und der Dienst an der Nation müsse 

Vorrang besitzen.26) Dieses Programm wurde am 1. August

in einer Regierungserklärung der Öffentlichkeit präsen-
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tiert.27) Auch in dem Beschluß der wichtigen Verbindungs­

konferenz vom 27. Juli spiegelten sich die Pläne für eine 

innere Neuordnung wider. Die Forderung nach einer Verbin­

dung mit den Achsenmächten, einem Ausgleich mit der UdSSR 

und eine Expansion in Südostasien wurde verknüpft mit 

Plänen zur Errichtung eines "nationalen Verteidigungs­
staates11 .28)

Eine klare und einheitliche Vorstellung über den Charak­

ter der künftigen Einheitsorganisation aber existierte 

nicht. Zu unterschiedlich waren die. beteiligten Gruppen 

und ihre Motive. Am 23. August ergriff Kanoe die langer­

wartete Initiative, indem er vom Kabinett die Billigung 

einer Liste von Mitgliedern für den Vorbereitungsausschuß 

der "Neuen Struktur" einholte. Dazu gehörten neben sämt­

lichen Ministern noch 26 Persönlichkeiten des öffentli­

chen Lebens. Die Tatsache, daß diese den unterschiedlich­

sten Lagern angehörten, machte das Bemühen des Premiers 

deutlich, alle wesentlichen Machtgruppen des Landes in 
seiner Bewegung zu inte

,
rieren .. Da3u gehörten die Führer

der radikalen Kreise,29 die Vorsitzenden reformistischer
Parteien-bzw. Parteiflüge1,3O) Sprecher der 11idealisti­

schen Rechten 1131) und Freunde Konoes.32) Außerdefu fanden

sich darin Journalisten sowie Vertreter der Wirtschaft 

und des Kulturlebens.33) Um die Arbeit des Vorbereitungs­

ausschusses zu erleichtern und um Pläne entwerfen mu 

lassen, wurde außerdem unter Kabinettssekretär Tomita 

ein achtköpfiges "Sekretariat" gebildet, dem auch die 

beiden Chefs der Militärbüros als Vertreter von Kriegs­

und Marineministerium angehörten, Generalmajor Mutö Akira 
und Konteradmiral Abe Katsuo.34)

Bereits in der personellen Zusammensetzung des Vorberei­

tungskomitees waren die künftigen Auseinandersetzungen 

um Charakter und Aufgaben der angestrebten Organisation 

angelegt. Unter den verschiedenartigen Zielvorstellungen 
für eine neue Ordnung waren folgende Hauptströmungen zu 
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erkennen: Das Programm der radikalen Reformisten, die in 
enger Zusammenarbeit mit der Armee eine totalitäre Ein­
heitspartei anstrebten, um durch eine Planwirtschaft den 
"durchorganisierten Verteidigungsstaat" zu errichten und 
damit die Voraussetzungen zu einer großangelegten terri­
torialen Expansion zu schaffen. Konoe, sein Freundeskreis 
im weitesten Sinne und insbesondere die Shöwa Kenkyükai 
verfolgten zwar ganz ähnliche "reformistische" Ziele, 
ohne jedoch in ihren Plänen die gleiche Radikalität und 
Risikobereitschaft zu zeigen. Ein weiterer - und zwar 
noch gewichtigerer - Unterschied lag darin, daß der Konoe­
Kreis im Gegensatz zu der extremen reformistischen Rechten 
durch die "Neue Struktur" der Armee nicht größere Einwir­
kungsm6glichkeiten in die Politik verschaffen, sondern 
gerade durch den neugewonnenen Rückhalt in ander�n Macht­
gruppen den Einfluß der Militärs einzudämmen und den ei­
genen HandlUißSSpielraum zu vergr6ßern suchte. Das galt 
auch für die im Sommer 1940 entstandene Situation, in der 
die Ziele des - vielleicht als "gemäßigt-reformistisch" 
zu bezeichnenden - Konoe-Kreises und der Armee weitgehend 
identisch waren .. Der Ausgang dieses Tauziehens war jedoch 
noch ungewiß, da Konoe die Auffassung vertrat, wenn die 
neue Struktur keinen "reformistischen" Charakter besitze, 
k6nne man die Militär� nic�t zufriedenstellen.35) 

Noch weniger Sympathien genossen die Ideen einer totalitä­
ren Einheitspartei und einer Machterweiterung der Armee 
in den Reihen der an der Reformpolitik beteiligten Abge­
ordneten. Das galt auch für die Mitglieder der reformi­
stischen Fraktionen, die zu den beiden ehemaligen konser­
vativen Parteien geh6rt hatten; noch gr6ßere Unzufrieden­
heit machte sich in den gemäßigteren Gruppen und in dem 
konservativen Flügel der Sozialisten bemerkbar. 36) Diese 
Parlamentarier hatten sich die Bildung einer "Konoe-Partei" 
erhofft, mit deren Hilfe sie ihre eigenen Wirkungsmög­
lichkeiten erweitern k6nnten. Langfristig waren ihre Zie­
le am ehesten mit denen der konservativ-nationalistischen 
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Nipponisten identisch, die ebenfalls in die Bewegung in­
t e griert werden sollten. Diese betätigten sich schnell 
als "Bremse" für die radikalen Reformen und als Gegenpol 
zu den extremen Reformisten. Auf einfache Fragen reduziert 
lautete das Problem: Würde eine straff organisierte tota­
litäre Partei nach deutsch-italienischem oder gar marxi­
stischem Modell entstehen oder aber ein konservatives 
Propagandainstrument zur Stärkung der Opferbereitschaft 
und der Untertanentreue? 37l War die.Jolitisierung oder 
die Entpolitisierung der Volksmasse das Ziel? 

Als stärkste Befürworter für die Gründung einer totalitä­
ren Partei nach nationalsozialistischem und faschistischem 
Vorbild betätigten sich die Führer der radikalen Refor­
misten, d.h. Shiratori Toshio, Suetsugu Nobumasa, Hashimoto 
Kingorö und Nakano Seigö, die auch das außenpolitische 
Schicksal Japans als untrennbar mit der Achse ansahen und 
einen Eintritt in den europäischen Krieg befürworteten.38)
Neben der von Nakano repräsentierten Töhökai tendierten 
auch die anderen ehemaligen radikalen Parteien, d.h. Nihon 
Kakushintö, Kokumin Dömei und die Sozialisten zur Bildung 
einer autoritären Massenpartei. Diese Richtung erhielt 
starke Unterstützung durch einige mittlere Dienstgrade 
der Armee unter Führung von Mutö Akira, dem Chef des 
Militärbüros im Kriegsministerium und ab August 1940 
Mitglied des "Sekretariats" zur Vorbereitung der neuen 
Struktur. Immer wieder forderte er die Gründung einer 
totalitären Einheitspartei unter dem Schlagwort "eine 
Nation - eine Partei".39) Im Vorbereitungsausschuß kam
es deshalb zu schweren Auseinandersetzungen. Schließlich 
führte Mutö sogar heftige Angriffe gegen Konoe und sein 
ganzes Kabinett.40) Die oberste Führungsspitze des Heeres 
aber verhielt sich relativ passiv und scheint einige Be­
denken gegen die Bewegung gehegt zu haben.41)

Als Hauptgegenspieler dieser Gruppierungen betätigten 
sich Politiker, die der "Idealistischen " oder "Nipponi-
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stischen" Rechten unter Hiranuma angehörten. Sie vertei­
digten entschlossen die Grundlagen der kaiserlichen Herr­
schaft und die Meiji-Verfassung gegen alle Umgestaltungs­
versuche und sahen die Reformisten als ''kommunistisch", 
"revolutionär" oder "faschistisch'' an. Diese wurden ver­
dächtigt, gegen den "kokutai'' zu verstoßen und wieder 
eine dem Shogunat ähnliche Regierungsform herstellen zu 
wollen, indem sie dem Premier mehr Macht als dem Kaiser 
verschaffen würden_42) Die Nipponisten sahen in der "Neuen
Struktur" den Versuch radikaler Kräfte, die politische 

Macht zu monopolisieren und den vorhandenen Pluralismus 
zu beseitigen. In ihrer krankhaften Furcht vor- einer 
Revolution, die ihnen wegen des China-Krieges immer 
wahrscheinlicher erschien, schreckten sie vor einer -
vielleicht außer Kontrolle geratenden - politischen Mobi­
lisierung der Massen zurück und sprachen sich dafür aus, 
lediglich eine "gei&tige Mobilisierung" zur Stärkung des 
Opferwillens und der Dienstbereitschaft gegenüber dem 
Kaiserhaus durchzuführen.43) Die Aufgabe der neuen Str.uk­
tur sahen sie darin, die nationale Eigenart - kokutai -
zu verteidigen. In dem Kreis der Nipponisten sollen-daher 
sogar Attentatspläne gegen Konoe erwogen worden sein.44l

Außerdem ist die von Hiranuma jahrzehntelang gestärkte 

Bürokratie zum anti-reformistischen Lager zu rechnen, die 
ihren Einfluß und ihre Privilegien gefährdet sah. Dazu 
gehörte insbesondere die Beamtenschaft des Innenministe­
riums, das seit Jahren mit der Armee um die Kontrolle 

über die Bevölkerung d�r ländlichen Gebiete rang.45) Die 

Bürokratie fürchtete, daß das innerhalb der "Neuen Struk­
tur" geplante Netz kultureller und wirtschaftlicher Unter­
organisationen die lokale Administration weitgehend ihrer 
Kontrolle entziehen und eine illegale Nebenregierung 
nach Art des Shogunats bilden würde.46) Die Nipponisten
konnten außerdem auf Unterstützung durch die Ködö-Generale 
rechnen, die ihnen ideologisch und persönlich ·sehr nahe 

standen.47) Auch gemäßigtere Gruppen der alten Parteien
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verbanden sich zögernd mit der Hiranuma-Clique,48) von
der sie jahrzehntelang als "westlicher Import" bekämpft 
worden waren. Ebenso wurde Konoes Bewegung am Hof mit 
großem Mißtrauen betrachtet, wobei Saionji noch einmal 
warnend seine Stimme erhob. Der Kaiser. hegte starke Be­
denken, daß die "Neue Struktur" gegen den Geist der Ver­
fassung verstieße. Diese Befürchtungen erhielten weitere 

Nahrung durch die am Hof eintreffenden Informationen, die 

Bewegung betrachte das nationalsozialistische Führersystem 

und die - von der Kwantung-Armee dominierte - mandschuri­
sche 11Ky6wakai" als Modell, und selbst bei der Ideologie 
der UdSSR würden Anleihen gemacht.49) Noch schneller aber
hatte sich die Opposition der Wirtschafts - und Finanzkreise 
geregt, die als einzige Machtgruppe nicht in der - stark 
antikapitalistisch ausgerichteten - neuen Struktur ver­
treten waren . 

Auch Ott waren die Widerstände gegen die Bewegung bewußt. 
Auf der einen Seite sah er den "modernen japanischen 
Nationalismus", der im Innern eine autoritäre Neuordnung 
des gesamten Staatswesens in weitgehender Befolgung des 

deutsch-italienischen. Vorbildes fordere und gleichzeitig 
in der Außenpolitik ein enges Zusammengehen mit den Ach­
senmächten und eine entschlossene Abkehr von der überhol­
ten An lehnung an die angelsächsischen. Nationen verlange. 
Diese Kräfte, die sich eindeutig in der Mehrheit befänden, 
seien die eigentlichen Träger der Reformbewegung, wobei 
die innenpolitische Zielsetzung mit der außenpolitischen 
untrennbar verbunden sei. Die Vertreter der Streitkräfte 
stimmten im wesentlichen mit dieser Richtung überein.50)
Dieser Gruppe stehe auf der anderen Seite die in den Tra­
ditionen früherer Jahrhunderte befangene ältere Generation 
gegenüber, die bisher in zähem Abwehrkampf gegen den vor­
dringenden Nationalismus der Reformbewegung den innenpo­
litischen Status quo und den geistigen und wirtschaftli­
chen Liberalismus verteidigt habe und gleichzeitig in der 
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Außenpolitik mit derselben Zähigkeit an der traditionel­
len Verbindung mit Amerika und England festhalten wolle. 
Auch hier lasse sich die innenpolitische Gegnerschaft 
gegen die Staatsreform von den anglophilen Tendenzen auf 
außenpolitischem Gebiet nicht trennen. Die Vertreter 
dieser Richtung fänden bekanntlich ihre Stützen in den 
Hofkreisen, unter den "älteren Staatsmännern", bei Teilen 
der Finanz- und Wirtschaftswelt sowie in der traditions­
gebundenen höheren Bürokratie.51) Ott übersah jedoch die
tiefe Kluft zwischen der Reformistischen und der Nipponi­
stischen Rechten und erkannte daher nicht, wo der Bewegung 
in Zukunft der stärkste Widerstand erstehen würde. Er 
rechnete statt dessen die Hiranuma-Clique eindeutig den 
Reformkreisen zu.52) 

Daß Kanoe den Differenzen innerhalb seiner Bewegung Rech­
nung trug, wurde bei seiner Rede am 28. August deutlich, 
mit der er die erste Sitzung des Vorbereitungskomitees 
eröffnete. Er drückte dabei wieder einmal die Überzeugung 
aus, daß zu einer erfolgreichen Beendigung des China­
Konfliktes und zur Errichtung einer neuen Weltordnung 
unter führender Beteiligung Japans die Vollendung eines 
durchorganisierten nationalen Verteidigungsstaates auf 
der Basis einer machtvollen inneren Struktur notwendig sei. 
Deren Ziel müsse die Einigung aller Kräfte im Kaiserreich 
und die Anleitung der Untertanen zur höchsten Pflichter­
füllung gegenüber dem Thron sein. Die neue Bewegung ziele 
auf die Ablösung des alten liberalen Parteisystems ab. 
Sie solle aber auch nicht die Form einer Einheitspartei 
annehmen, da das altjapanische Prinzip "Ein Souverän -
alle Untertanen" nicht die Etablierung einer Herrschafts­
schicht zwischen Kaiserhaus und Volk dulden würde. 53) 

Der von Yabe aufgesetzte Text dieser Rede54l war am Vor­
tage auf einer Kabinettssitzung gebilligt worden55l und 
hatte damit auch die Zustimmung des Kriegsministers er­
halten. Mutö Akira hatte vorher vergeblich versucht, die 
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in der Ansprache ausgedrückte Absage an das nationalso­
zialistische und das faschistische System zu verhindern.56) 

Auf der an Kanoes Rede anschließenden Diskussion sagten 
Kriegs- und Marineminister ihre Unterstützung für die 
"Neue Struktur" zu, betonten aber die Unabhängigkeit der 
Streitkräfte von dem angestrebten System. Ansonsten wurde 
nur deutlich, daß keine klaren und einheitlichen Vorstel­
lungen über Charakter und Aufgaben der geplanten Organi­
sation bestanden. Die Auseinandersetzungen sollten in den 
folgenden Wochen erst richtig aufleben. 57) Kanoe trug den
innerjapanischen Machtverhältnissen Rechnung, indem er in 
die Reihe der Kabinettsberater zahlreiche Vertreter der 
ehemaligen Parteien, darunter mit Machida Chüji einen 
der vehementesten Gegner der "Neuen Struktur", und der 
Finanzwelt, z.B. den ehemaligen Finanzminister Ikeda 
Seihin, aufnahm� 8) 

Der Streit um den Charakter der "Neuen Struktur" wurde 
in sehr "japanischer" Weise gelöst, indem man praktisch 
beide Forderungen billigte, d.h. die Schaffung einer 
parteiähnlichen Organisation und einer Bewegung zur Mobi­
lisierung der öffentlichen Moral. So verkündete Kanoe ·am 
12. Oktober 1940, seinem 49. Geburtstag, die gleichzeiti­
ge Gründung der "Gesellschaft zur Unterstützung der Kai­
serlichen Herrschaft• 59l - in der westlichen Fachliteratur
auch mit den englischen Initialen IRAA60) abgekürzt -
und der "Bewegung zur Unterstützung der Kaiserlichen
Herrschaft 11

•

61) Damit waren die Politisierung und die
Entpolitisierung gleichzeitig gebilligt. Der Premier,
der bereits in den langen Auseinandersetzungen das Inter-

.
62)esse an der neuen Struktur weitgehend verloren hatte, 

hatte durchgesetzt, daß die IRAA - im Gegensatz zu der
Bewegung von 1938 - nicht an seine Person gebunden würde,
sondern an das Amt des Kabinettschefs, der gleichzeitig
Präsident der neuen Organisation wäre. 63) Damit würde
Kanoe bei einem Rücktritt vom Amt des Premierministers
auch die Führung der Einheitsorganisation aus der Hand
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geben. Eine Distanzierung von der IRAA erreichte er auch 
dadurch, daß er seinen langjährigen Vertrauten Arima Yori­
yasu zum "Direktor" ernannte und ihm praktisch die Leitung 
der Gesellschaft überließ.64)

Die personelle Besetzung der Vorstandsspitze war bereits -
ebenso wie der Name der Organisation - auf einer Kabinetts­
sitzung am 27. September beschlossen worden. Darin lag 
eine geradezu symbolhafte Bedeutung, da an diesem Tage 
der Dreimächtepakt abgeschlossen wurde.65) Konoe hatte
auch in seiner Rundfunkansprache zum Abschluß des Bünd­
nisses mit der Achse die Notwendigkeit betont, zur Errei­
chung der durch die Allianz angestrebten außenpolitischen 
und militärischen Erfolge eine neue nationale Struktur 
zu schaffen.66) Es verwundert daher nicht, daß in der
rauschhaften Erwartung einer endlich ermöglichten Expan­
sionspolitik auch im innenpolitischen Kampf die reformi­
stischen Kräfte dominierten. Diese befanden sich bei der 
Besetzung der Vorstandsposten in der IRAA deutlich in der 
Mehrheit, obwohl versucht worden war, in begrenzter Zahl nun 
Vertreter aller widerstrebender Gruppen miteinzubeziehen, 
so z.B. auch Sprecher der Nipponisten und der Wirtschaft.67)

Am Tage vor der Proklamation, am 11. Oktober, hatte der 
Premier mit Arima bis in die späte Nacht Besprechungen 

über den von dem Vorbereitungskomitee ausgearbeiteten Ent­
wurf geführt. Sie nahmen dabei gemeinsam eine Fülle von 
Änderungen vor, aber schließlich verwarf Konoe den gesam­
ten Text. Kabinettssekretär Tomita lieferte ihm am näch­
sten Tag in aller Eile einen neuen Entwurf, der inhaltlich 
völlig unklar war und damit niemanden zu stark provo­
zierte.68) Konoe betonte darin die Notwendigkeit, in Ver­
bindung mit der Errichtung einer "Neuen Ordnung in Ostasien" 
auch eine innere Neustrukturierung Japans vorzunehmen. 
Deren Grundprinzip sei die "Pflicht der Untertanen zum 
Dienst am Thron". Ein weitergehendes Programm werde er 
noch nicht verkünden.69)
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Zuhörer und Öffentlichkeit, die Ausführungen über konkrete 
Pläne zur Bildung einer mächtigen Organisation erwartet 
hatten, reagierten auf die Ausflüchte des Premiers mit un­
gläubigem Staunen,?O) und nur die Nipponisten applaudier­
ten begeistert.71) Die Ungewißheit über den Charakter der
IRAA und die Widersprüche innerhalb der Organisation 
hielten daher weiter an.72) Die Regierung sah sich des-
halb zu einem "klärenden" Wort gezwungen. Das Informations­
büro des Kabinetts behandelte in am-tlichen Stellungnahmen 
ausführlich den Charakter und die Ziele der IRAA. Auch 
hier aber zeigte sich der Widerspruch, der durch die Auf­
nahme unterschiedlicher Interessengruppen entstanden war, 
in einer offensichtlichen Nachahmung des deutsch-italie­
nischen Systems und verbaler Ablehnung ausländischer Vor­
bilder. In den Verlautbarungen wurde unter anderem betont, 
die überwältigenden militärischen Erfolge Deutschlands 
seien auf dessen nationale Struktur zurückzuführen und 
seien damit ein Sieg des totalitären über das liberali­
stische System. Es sei die vereinigte Kraft des gan?-en 
Volkes, die alle Härten und Opfer für die nationalen 
Ideale ertragen lasse. Zur Beendigung des China-Zwischen­
falls,.zur Errichtung der Neuen Ordnung Ostasiens und 
schließlich einer neuen Weltordnung müsse auch Japan neue 
Wege gehen und einen höchst wirksamen Verteidigungsstaat 
aufbauen. Im Grunde genommen aber sei das durch die "Taisei 
Yokusankai" geschaffene System ganz anders als das faschi­
stische und beruhe auf japanischen Traditionen. Im tota­
litären Aufbau europäischer Staaten liege die Macht in 
den Händen von einem Teil des Volkes, der Partei; in Japan 
sei das jedoch nicht denkbar, da die alte Idee "Ein Sou­
verän - ein Volk" nicht zulasse, einen Sektor der Bevöl­
kerung an die Stelle des Ganzen zu setzen.73)

Gegen die Versuche der Reformisten, die IRAA doch noch in 
eine totalitäre Partei umzuwandeln und selbst die Führung 
im Staate zu übernehmen, formierte sich schnell der Wider­
stand. Zu den opponierenden Gruppen gehörten u.a. die 
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Hauptströme der beiden ehemaligen konservativen Partei­
en,74) deren Angehörige sich zum Teil nur widerstrebend
der neuen Organisation angeschlossen hatten, um ihre 
Posten und ihren Einfluß zu retten. Kuhara Fusanosuke, 
Führer eines starken Seiyükai-Flügels und ·selbst aktiver 
Befürworter der "Neuen Struktur� suchte·allzu scharfer 
Kritik vorzubeugen und äußerte deshal� Ansichten, die im 
Gegensatz zu den Zielen der von den radikaleren Reformi­
sten geführten IRAA standen. Er vertrat nun vielmehr 
Ideen, die denen der Nipponisten stark ähnelten: Nach 
seiner Ansicht dürfe die "Neue Struktur" keine Nachahmung 
des deutschen Nationalsozialismus sein, sondern müsse 
auf der Einmaligkeit der altjapanischen Staatsstruktur 
beruhen. Das schließe eine Regierung aus, die auf Despo­
tie beruhe, aber auch eine solche, die sich auf Demokra­
tie stütze. Daher sei Japan ebensoweit vom deutsch-italie­
nischen wie vom angelsächsischen System entfernt. Eine 
faschistische Einheitspartei würde einen störe.nden Faktor 
zwischen Volk und Kaiser bilden, wie er in der Feudalzeit 
bestanden habe. In Japan strebe man aber gerade die Eini­
gung des ganzen Volkes an als Voraussetzung zur harmoni­
schen und organischen Einheit "Volk und Herrscher 11•

75)

Noch stärker als die Parlamentarier waren Industrie und 
Finanzwelt über die vorgesehenen Reformen des politischen 
und wirtschaftlichen Systems schockiert.76) Die Planun-
gen gingen schrittweise von der Shöwa Kenkyükai, die sich 
im November 1940 auflöste und mit der IRAA verschmolz,??) 
auf das Planungsamt des Kabinetts über, d.h. in die Hände 
von Militärs und reformistischen Beamten.78) Schon ab
Juli 1940 hatte sich der Widerstand der Finanzwelt gegen 
diese Programme mit ihrer stark antikapitalistischen Ten­
denz formiert.79) Monatelang wurden dann heftige Ausein­
andersetzungen um die "neue Wirtschaftsordnung" geführt.so) 

Ende Oktober lag ein Entwurf des Planungsamtes vor, der 
einschneidende Reformen vorsah, insbesondere die 11 Tren-
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nung von Kapital und Management 11 •
81) Damit war vorgesehen,

alle Industriebetriebe staatlicher Kontrolle und alle 
wirtschaftlichen Aktivitäten der Regierungsaufsicht zu 
unterstellen. Außerdem war eine Beschränkung der Profite 
geplant.82) Die Proteste der Finanzwelt fanden auch Unter­
stützung innerhalb der Regierung, die bezüglich der Wirt­
schaftspolitik gespalten war. So sprachen sich z.B. Han­
dels-, Wohlfahrts-, Kommunikations- und Eisenbahnminister83) 

gegen die geplanten Reformen aus,84) Kriegs- und Marine­
minister dagegen verteidigten den Entwurf als "vorüberge­
hende Maßnahme zur Stärkung der Wirtschaftskraft 11 •

85)

Unter der Federführung von Handels- und Industrieminister 
Kobayshi entstand am 1. Dezember schließlich ein Korrek­
turentwurf, der die geplanten Reformen abschwächte, ohne 
jedoch das Mißtrauen und den Widerstand in der Finanzwelt 
beseitigen zu können. 86) Einige Tage später überreichten
Vertreter der Hochfinanz der Regierung ihre schriftlich 
formulierten Ansichten z� dem als irrig angesehenen Kurs 
der Wirtschaftspolitik. Darin hieß es u.a., Japans Wirt­
schaftswelt sei kein Ableger des europäisch-amerikanischen 
Liberalismus, sondern sie verkörpere vielmehr in japani­
schem Geist, der die Nation als Zentrum ansehe, und in 
völlig organischer Weise die kreativen Ideen und den tat­
kräftigen Einsatz des Kaiserreiches. Wer diese Wirtschaft 
grundlegend umgestalten wolle, werde Japan schließlich 
ökonomisch zugrunde richten und zu einem zweiten Rußland 
machen. 87) In ihrer Kampagne gegen die "kommunistische"
IRAA erhielt die Finanzwelt willkommene Argumente durch 
die Tatsache, daß sich ehemalige Sozialisten wie Kamei 
Kanichirö und Akamatsu Katsumaro an vorderster Front bei 
der Ausarbeitung wirtschaftlicher Reformpläne betätig� 
ten. 88) Die Führer der ehemaligen Shöwa Kenkyükai, die 
auch leitende Posten in der neuen Einheitsorganisation 
einnahmen, waren ohnehin von der Wirtschaft schon lange 
als ·"Kommunisten" angesehen worden.89)
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Die Vorschläge von Handelsminister Kobayashi bildeten die 
Grundlage für einen Kompromißentwurf zum "Aufbau einer 
neuen Wirtschaftsordnung", der am ?. Dezember 1940 in ei­
ner Kabinettssitzung gebilligt wurde. Darin wurde ein vages 
Reformprogramm skizziert, ohne jedoch Verstaatlichungen 
oder eine "Trennung von Management und Kapital" zu umfas­
sen. Statt dessen wurden der Wirtschaft angemessene Pro­
fite zugestanden. 90) Gesetzeskraft erlangte der Entwurf 
jedoch vorläufig nicht, da er dazu der Zustimmung des Par­
laments bedurfte. Vielmehr lähmte die Wirtschaftswelt 
diesen Prozeß durch ihren anhaltenden Widerstand, dessen 
Wirksamkeit sie noch dadurch erhöhte, daß sie sich mit 
den Nipponisten und der Ködö-Generalität verband. 91) Diese 
hatten bereits seit längerem einen unerbittlichen Kampf 
gegen die IRAA als "nazi-artige" oder ''rote" Organisation 
geführt und dabei ihre Angriffe auf Suetsugu, Hashimoto, 
Nakano und - den faktischen Führer der Taisei Yokusankai -
Arima Yoriyasu konzentriert.92) Im politischen Tageskampf 
wurde die IRAA von den gegnerischen Machtcliquen weniger 
als "faschistisch" und eher als "rot" bezeichnet, um die 
verbündeten Achsenmächte nicht zu provozieren. 93)

Eine weitere Gruppe, welche die Bildung einer totalitären 
Einheitspartei und den Einfluß der Reformisten innerhalb 
der IRAA bekämpfte, war die konservative Bürokratie. Sie 
fürchtete, daß bei den geplanten Reformen zum Berufsbeam­
tentum94l ihr Einfluß und ihre Pri;ilegien beschnitten 
würden. Insbesondere das Innenministerium kämpfte mit 
Unterstützung der Nipponisten gegen eine Machtclique aus 
reformistischen Militärs und Zivilisten um den Vorsitz 
der regionalen Vertretungen der Einheitsorganisation und 
damit um die Kontrolle über die Provinz- und die Kommunal­
verwaltung. Ein vorläufiger Kompromiß wurde dadurch er­
reicht, daß die lokalen Unterorganisationen durch ein 
Komitee geführt wurden, in dem die Kräfte der "alten 

Ordnung" dominierten.95) Zur Verbindung von Wirtschaft,
Bürokratie, Nipponisten und Parlamentariern aus Ober-
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und Unterhaus gegen die "kommunistische" IRAA96 l gesell­
ten sich auch die Ködö-Offiziere.97) Außerdem zweifelten
einige Fachjuristen die Verfassungsmäßigkeit der Einheits­
organisation an, und gelegentlich kam es aus ihren Reihen 
zu Äußerun

1
en, die das deutsche Modell öffentlich ab­

lehnten. 98 

Die extremen Elemente wie Nakano, Hashimoto und Kamei 
verbanden sich angesichts dieser starken gegnerischen 
Front noch enger mit der Mutö-Gruppe der Armee, um doch 
noch das Projekt einer straff organisierten Einheitspartei 
durchzusetzen und den Einfluß des Innenministeriums zu 
umgehen. Sie gründeten dazu die "Liga für eine Volksbewe­
gung zum Aufbau der Großostasiatischen Wohlstandssphäre.11 99) 

Kriegsminister Töjö scheint jedoch eine Abneigung gegen 
ein zu starkes Engagement von Offizieren in der IRAA ge­
hegt zu haben. Zwar diente er selbst offiziell als "Bera­
ter", doch lehnte er eine direkte Beteiligung von Soldaten 
an politischen Organisationen ab, da darin ein Verstoß 
gegen die geltenden �esetze läge.100) Auch der Kriegs­
minister suchte offenbar den traditionellen Einfluß der 
Armee. gegen eine neue Machtclique zu wahren, statt sich 
auf Experimente einzulassen. 

Obwohl Konoe sich schon vor der offiziellen Gründung der 
IRAA besorgt darüber geäußert hatte, daß sich viele Kom­
munisten in der Bewegung verbergen würden,101) wies er
am 19 . November auf einer Versammlung von Mitgliedern des 
Oberhauses die weitverbreitete Ansicht zurück, die IRAA 
sei ihrem Wesen nach revolutionär, sozialistisch oder gar 
kommunistisch. Er betonte statt dessen den konservativen 
und "legalen" Charakter seiner Bewegung und versicherte, 
er selbst werde darüber wachen, daß der Geist der Verfas­
sung nicht verletzt werde. Er versicherte bei dieser Gele­
genheit vor den Vertretern des konservativen Oberhauses, 
dem zahlreiche führende Vertreter der Industrie angehörten, 
die IRAA stehe zu den Grundsätzen des Privateigentums, der 
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freien Wirtschaft und der privaten Unternehmerinitiative. 
An der bisherigen Wirtschaftsform müsse schon deshalb 
festgehalten werden, weil nur sie eine Bewältigung der 
im Interesse-der Landesverteidigung und der Aufrüstung 
erforderlichen Aufgaben ermögliche.102) Kdnoes Ausführun­
gen und die Distanzierung Kriegsminister Töjös von allzu 
weitgehenden Eingriffen in die Wirtschaft führten zu 
sprunghaften Kurssteigerungen an der Tökyöter Börse.103) 
Auch Arima wandte sich gegen den Verdacht, die Bewegung 
verfolge in nationalistischer Tarnung kommunistische Zie­
le, und er versuchte, wenigstens einen Rest der Reformen 
zu retten. 104) 

Ott gewann den durchaus berechtigten Eindruck, daß die 
Kritik an der IRAA nicht nur innenpolitischen Zielen die­
nen solle, da die am inneren Status qua interessierten 
Gruppen vielfach dieselben seien, die in der Außenpolitik 
ein Zusammengehen mit Amerika und England gefordert hätten. 
Der Vorwurf des "Kommunismus•, so der Botschafter, be­
kämpfe gleichzeitig die Bemühungen der Regierung um einen 
Ausgleich mit der UdSSR und richte sich damit letzten 
Endes �ndirekt gegen den Dreimächtepakt, der ja auf eine 
Verständigung Tökyos mit Moskau abziele. Unter dem Vorwand 
des Antikommunismus solle eine enge Verbindung mit Berlin 
verhindert werden, wobei man "Rußland" sage und "Deutsch­
land" meine.105)

Die Flügelkämpfe innerhalb der IRAA hatten dazu geführt, 
daß Kanoe vor einer aktiven Leitung der Organisation 
zurückschreckte. Er verhielt sich völlig passiv und ließ 
Ende November erkennen, daß er den Führungsanspruch der 
Reformisten mißbillige. Zu dieser Zeit war bereits klar­
geworden, daß das Konzept einer dynamischen Außenpolitik 
gescheitert war: Ein schneller Ausgleich mit China und 
der UdSSR war nicht zustandegekommen, die angelsächsi­
schen Mächte hatten sich nicht einschüchtern lassen, und 
ein durchschlagender militärischer Erfolg Deutschlands 
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gegen England war ausgeblieben. Innerer Druck für eine 
riskante Expansionspolitik wäre Konoe in dieser Situation 
höchst ungelegen gekommen. Er deutete daher gegenüber 
Kido die Absicht an, Justizminister Kazami und Innenmi­
nister Yasui zum Rücktritt zu veranlasseri und Hiranuma 
mit dem Innenressort zu betrauen oder ihn zum Minister 
ohne Geschäftsbereich zu ernennen. 106) Konoe hatte er­
kannt, daß eine totalitäre Partei seinen Bewegungsspiel­
raum nicht vergrößern, sondern eher beschränken würde. 
Bei dem Versuch, die Geister, die er einst gerufen.hatte, 
wieder loszuwerden, bediente er sich - wie schon Anfang 
1939 - des Nipponisten-Führers Hiranuma. 107) Dieser
machte Kanoe zunächst schwere Vorwürfe: Japan sei durch 
die IRAA kommunistisch geworden und befinde sich im 
Zustand der Revolution. Unter der Herrschaft der "Taisei 
Yokusankai" werde sicherlich das Kaiserhaus gestürzt, 
und dafür trage der Premierminister die Verantwortung. 
Konoe bot Hiranuma daraufhin an, das - bisher nicht 
vergebene - Amt des Vizepräsidenten der IRAA zu überneh­
men. Der Baron lehnte dieses ab, erklärte sich jedoch 
bereit, ins Kabinett einzutreten. 108) Die Ubernahme eines
Minis.te.rpostens durch Hiranuma kam dem Premier sehr ge­
legen, um dadurch "die blindwütigen Aktivitäten der Rech­
ten zu bremsen.11 109) 

Am 6. Dezember ernannte Konoe den Baron zum Minister 
ohne Geschäftsbereich und betraute ihn zwei Wochen später 
mit dem Innenministerium. Gleichzeitig ließ er Justiz­
minister Kazami durch den Ködö-General Yanagawa Heisuke 
ersetzen, der als ehemaliges Kokuhonsha-Mitglied ein 
enger Vertrauter Hiranumas war. Dieser "Sieg der Ideali­
stischen Rechten 11110) bildete die Wende in der Innenpo­
litik des zweiten Kabinetts Konoe. Die Umbesetzungen 
waren als Maßnahme gegen kommunistische Tendenzen zwi­
schen Kido, Hiranuma und Töjö abgesprochen worden.11 1)
Auch Arima, der in seiner Funktion als Direktor der IRAA 
mit der praktischen Arbeit betraut war und für die Aus-
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richtung die Hauptverantwortung trug, spürte Anfang De­
zember deutlich, daß Kanoe sich von ihm distanzierte und 
mit der Kabinettsumbildung eine radikale Kursänderung 
durchzuführen gedachte.112) Um die Jahreswende 1940/41
mußte auch Yabe Teiji feststellen, daß Kanoe fast völlig 
den Standpunkt Hiranumas eingenommen hatte. Der Premier 
äußerte, die IRAA sei lediglich eine geistige Bewegung; 
im Parlament solle man daher die Parteien unabhängig 
arbeiten lassen.113)

Die beiden neuernannten Minister, Hiranuma und Yanagawa, 
waren bekannt für ihre Abneigung gegen wirtschafts- und 
gesellschaftspolitische Experimente sowie für ihren Kampf 
gegen "unjapanische" Modelle wie Faschismus, Kommunismus 
oder ein etwaiges 11 Sh�gunat 11 •

114) Außerdem traten sie für
eine Frontstellung gegen die UdSSR ein, womit sie Ziele 
verfolgten, die denen der Reformisten und Matsuokas ent­
gegengesetzt waren. Als Innenminister war Hiranuma in 
einer mächtigen Position, die er dadurch weiter stärkte, 
daß er die führenden Stellen an Männer seines Vertrauens 
vergab. Die Armee sprach sich gegen einige seiner eifrig­
sten Mitarbeiter aus, aber der Minister blieb standhaft 
und verzichtete nicht auf deren Dienste.115) Wirtschaft,
Staatsrat, Oberhaus und Ködö-Generale wie Araki unter­
stützten die Kampagne der Idealistischen Rechten.116)
Unter anderem verfügte Hiranuma nun über das "Büro zur 
Erhaltung des inneren Friedens", das dem Innenministerium 
unterstand und es ihm erlaubte, mit polizeilichen Mitteln 
gegen ideologische Gegner vorzugehen.117) Das nun von
seinem langjährigen Parteigänger Yanagawa geleitete Ju­
stizministerium hatte jahrzehntelang die Hausmacht Hira­
numas gebildet, und der Baron verfügte immer noch über 
einen großen Einfluß darin. Er bezeichnete es später ein­
mal als seine damalige Aufgabe, eine Faschisierung der 
IRAA zu verhindern.118) Ähnlich äußerte sich Kanoe, 119)
aber die Kampagnen wurden - wohl mit Rücksicht auf die 
Verbündeten in Europa - im Namen des Antikommunismus 
geführt. 
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Etwa gleichzeitig mit der Kabinettsumbildung kündigte 
sich auch eine Kursänderung in der Wirtschaftspolitik an. 
Trotz der Kritik von Kreisen der Armee und der IRAA hatte 
die Regierung in ihren Richtlinien vom 7. Dezember auf 
staatliche Eingriffe und Kontrollen in die· Unternehmens­
führung verzichtet.120) Ende desselben Monats verlor Vize­
handelsminister Kishi, der Protagonist der "neuen Wirt­
schaftsordnung", sein Amt wegen Differenzen mit Minister 
Kobayashi sowie auf Druck der Industrie- und Finanzwelt.121)
Durch die Ende 1940 erfolgte Kursänderung kam die von 
langer Hand geplante "neue Wirtschaftsordnung" gar nicht 
erst zustande. Zum zweiten Male seit 1936 war das bedrohte 
kapitalistische System Japans gerettet worden. 

Im Januar 1941 regte sich auch Widerstand in beiden Häu­
sern des Reichstages gegen den politischen Führungsan­
spruch der reformistischen Clique in der IRAA. Anlaß für 
eine Auseinandersetzung bot die zur Debatte stehende Be­
willigung des Budgets für die Organisation. Zahlreiche 
Abgeordnete der ehemaligen konservativen Parteien fühlten 
sich durch den Kampf anderer Eliten gegen die IRAA ge­
stärkt� allen voran der ehemalige Minseit6-Führer Machida 
Chüji, der sich bis zuletzt gegen die Zwangsauflösung der 
Parteien gewehrt hatte. Er und weite Kreise der Abgeordne­
ten stellten der Regierung für die Billigung eines -
gegenüber der Vorlage auch nur reduzierten - Budgets für 
die IRAA die Bedingung, daß die Funktionen der Organisa­
tion streng von denen des Parlaments und dem politischen 
Entscheidungsprozeß getrennt würden. Statt dessen solle 
sich die Taisei Yokusankai lediglich betätigen, um eine 
geistige und wirtschaftliche Mobilisierung der Öffent­
lichkeit zu erreichen.122) Kanoe stimmte dieser Bedingung
ebenso erleichtert zu wie sein Innenminister, mit dessen 
langjährigem Ziel die Forderungen ohnehin identisch wa­
ren.123) Man wird sogar eine Absprache zwischen den Par­
lamentariern und Hiranuma dahinter vermuten dürfen. Auch 
der Vorwurf des "Kommunismus" war der IRAA aus den Reihen 



- 572 -

des Unterhauses gemacht worden.1 24) Hiranuma erklärte 

Ende Januar vor beiden Häusern des Parlaments, er werde 

der Taisei Yokusankai nicht gestatten, ein Dasein als 
politische Organisation zu führen. Sie solle statt dessen 
den Charakter einer öffentlichen Einrichtung besitzen.125)
Von nun an vollzog sich die Entpolitisierung der IRAA 
mit schnellen Schritten. Etwa gleichzeitig begann auf 
Druck der Wirtschafts- und Finanzkreise eine Kampagne ge­
gen das Planungsamt, das im Range eines Ministeriums und 
im Rahmen der IRAA Pläne für die totale wirtschaftliche 

Mobilisierung Japans erarbeitet hatte . Nach und nach wur­
den 17 Mitglieder verhaftet, denen die Verbreitung kom­
munistischer Gedanken und die Verfolgung von Zielen der 
Komintern zur Last gelegt wurde.126) Im April wurde unter
maßgeblicher Beteiligung Hiranumas127) sogar Hoshino 
Naoki seines Postens als Präsident des Planungsamtes ent­
hoben und durch Generalleutnant Suzuki Teiichi abgelöst. 
Damit begann eine pragmatische Zusammenarbeit zwischen 
Bürokratie und Militärs, die von ideologiebedingten Ein­
griffen ungetrübt war. Um das Machtgleichgewicht zwischen 
Armee und Marine im Kabinett zu wahren, übernahm der bis­
herige Vizemarineminister Toyoda das Handelsministerium. 
Noch bedeutsamer war die - ebenfalls auf Drängen Hiranumas 
erfolgte - Aufnahme von Ogura Masatsune, einem führendem 
Vertreter der Zaibatsu, als Minister ohne Geschäftsbereich 
in die Regierung.128) Von Ott wurde diese Ernennung als
Stärkung anglophiler Kreise kritisiert.129)

In einer Ende März veröffentlichten Broschüre forderte 

der Hiranuma-Kreis eine grundlegende Reform der IRAA, 
wobei alle Sozialisten und Vertreter der landwirtschaft­
lichen Genossenschaften - also auch Arima - ausgeschlos­
sen werden müßten. Diese wurden beschuldigt, weiterhin 
marxistische Ziele zu verfolgen, sich als Anhänger einer 
"Volksfront-Politik'' zu betätigen und den "kokutai" zu 
zerstören, wobei sie sich nur zur Tarnung als loyale 
Anhänger des "Kaiserlichen Weges" hinstellten.13O) Nun
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organisierte Hiranuma ein Kesseltreiben gegen den "roten" 
Arima als Kopf der Bewegung und schürte dabei das Mißtrau­
en der Finanzwelt, des Oberhauses und des Staatsrates ge­
gen die Führung der IRAA.131) Ende März gab Arima auf und 

trat von seinem Posten als Direktor der Taisei Yokusankai 
zurück. Das bildete den Auftakt zu einem großangelegten 
Personalwechsel, der innerhalb weniger Tage stattfand . 
Bei der Gelegenheit wurde Justizminister Yanagawa zum 
Vizepräsidenten und Ishiwata S6taro; der ehemalige Fi­
nanzminister in Hiranumas Regierung und Kabinettssekretär 
unter Yonai, zum Generalsekretär ernannt.132) Damit wurde 

der als anglophil angesehene Ishiwata, der über gute Be­
ziehungen zur Industrie und zu Finanzkreisen verfügte, 
der direkte Nachfolger Arimas, während Yanagawa das bisher 
nicht besetzte Amt des Vizepräsidenten erhielt und damit 
zum direkten Vertreter Konoes avancierte. Weitere wichtige 

Posten der IRAA ließ Hiranuma ebenfalls mit Leuten seines 
Vertrauens besetzen.133) Unter den dabei zwangsweise aus­
scheidenden Politikern befanden sich nicht nur so promi� 
nente Reformisten wie Nakano Seige und Hashimoto Kingo­
ro,134) sondern auch Konoes enger Vertrauter Got6 Ryil� 
nosuke � 1 35) Verschont wurde dabei lediglich Suetsugu 

Nobumasa, vielleicht wegen seiner langjährigen engen 

Beziehungen zu Hiranuma und seiner früheren Mitglied­
schaft in der Kokuhonsha. Der Admiral wurde erst im Sep­
tember 1941 zum Rücktritt aus der Leitung der IRAA veran­
laßt,136) nachdem Hiranuma bei einem Attentat schwer ver­
letzt worden war und für lange Zeit aus der Politik aus­
schied. 

Mit seinen organisatorischen Reformen im Frühjahr 1941 
hatte sich Hiranuma zahlreiche Feinde geschaffen. Anfang 
April verkündete er, daß die IRAA unter Aufsicht und 
Kontrolle des Innenministeriums gestellt würde. Alle 

lokalen Vertretungen würden den Provinzgouverneuren ver­
antwortlich sein; diese wiederum müßten dem Innenministe­
rium gegenüber Rechenschaft ablegen.137) Damit hatte 
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Hiranuma die vollständige Kontrolle über die IRAA gewonnen, 
die noch kurz vorher von den Reformisten beherrscht worden 
war. Das war nur möglich geworden, weil Kriegsminister 
Töjö dagegen keinen Widerstand geleistet hatte. Die alten 
gesellschaftlichen Machtverhältnisse waren·damit gewahrt 
und die Entstehung einer neuen Elite verhindert worden, 
die sich weitgehend - wie in Deutschland - der Kontrolle 
durch die alten Machtgruppen entzogen hätte und diese da­
her weitgehend hätte ausschalten können. Die IRAA wurde 
kein Organ, das politische Entscheidungen traf oder_beein­
flußte, sondern ein Propagandainstrument der Regierung 
und der Bürokratie ohne Möglichkeit zur Eigeninitiative. 

Im Februar wurde durch das Justizministerium im Parlament 
eine Gesetzesvorlage zur Revision der Friedensgesetze 
eingebracht, die im Mai in ihrer neuen Form in Kraft tra­
ten. Dadurch wurden härtere Maßnahmen im Kampf gegen sol­
che Gruppen ermöglicht, die auf eine Änderung des "kokutai" 
hinarbeiteten.138) Zu den Gewinnern der· Reformen im Früh­
jahr 1941 gehörten neben dem Innenministerium die Nippo­
nisten, die Wirtschaftswelt und die Parlamentarier, die 
ihren alten - wenn auch begrenzten - Einfluß behielteri. 
Sie alle hatten erfolgreich die Meiji-Verfassung und das 
alte Kabinettssystem als Herrschaft einer Koalition von 
Elitegruppen im direkten Auftrag des Kaisers verteidigt, 
ohne einer unkontrollierbaren Volksmasse oder - wie in 
Deutschland - neuentstehenden Machtgruppen Einfluß einzu­
räumen. Das konstitutionelle System, das die Herrschafts­
ausübung allein durch den Tennö vorsah, hatte eine Macht­
übernahme durch eine diktatorische Einheitspartei verhin­
dert.139) Die Wahrung des gesellschaftliche� und wirt­
schaftlichen Status qua erlaubte die Rückkehr zu der Art 
von Nationalismus, die vor dem China-Krieg geherrscht 
hatte.und in der Meiji-Restauration verwurzelt war. Eine 
"Bewegung von unten" nach Art der autoritär-faschistischen 
Länder Europas hatte damit wirksam unterdrückt werden 
können. Der Erfolg dieser Maßnahmen und die Wahrung der 
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alten Ordnung läßt es ungerechtfertigt erscheinen, vom 
"Faschismus" als Herrschaftsform in Japan zu sprechen. 

Auch die deutsche Botschaft erkannte nun endlich, daß 
Innenminister Hiranuma für den Kurswechsel und die Umbe­
setzungen in der IRAA, im Planungsamt und im Kabinett
hauptverantwortlich war.14O) Matsuoka, der immer noch eine
enge Anlehnung an die Achse propagierte, richtete sogar 
öffentlich scharfe Angriffe gegen Hiranuma und verherr­
lichte das nationalsozialistische Herrschaftssystem:141)
Die unaufhaltsame Trendwende aber wurde noch verdeutlicht, 
als Ende Mai Beschränkungen für die Pro

)
agandaarbeit der

deutschen Botschaft erlassen wurden.142 Die innen- und 
außenpolitischen Veränderungen im Frühjahr und Sommer 
1941 machten deutlich, daß die Achse in Japan über keiner­
lei nennenswerte Lobby mehr verfügte. Unter den ausge­
schalteten pro-deutschen Personen befand sich auch Shira­
tori, der außerdem schwer erkrankt war. Dadurch erübrigte 
sich eine aufsehenerregende Kampagne gegen ihn. Ott be� 
klagte die Schwächung der Aktivisten durch den gesund­
heitsbedingten Ausfall Shiratoris und rechnete damit, 
daß dieser völlig aus der Politik ausscheiden werde.143)
Ribbentrop glaubte nicht recht an die gesundheitlichen 
Gründe für die politische Abstinenz des langjährigen Pro­
pagandisten für eine Achsenallianz und ließ Nachforschun­
gen durch Ott anstellen.144) Der Botschafter suchte darauf­
hin Shiratori in dessen Kurort auf und berichtete mit 
einer gewissen Erleichterung, der Patient habe tatsächlich 
einen sehr kranken Eindruck gemacht und müsse sich bis 
zu seiner völligen Genesung jeglicher politischen Betäti­
gung enthalten.145) Shiratori sollte in der Politik Japans
nie wieder eine Rolle spielen, obwohl er 1942 als Kandidat 
der IRAA einen Unterhaussitz errang.146) Er nahm noch an 
einer Reihe antisemitischer Kampagnen teil,147) trat aber
sonst nicht mehr in Erscheinung. 



V,4. DER WEG IN DEN KRIEG 

Als Konoe am 1 8. Juli 1941 ein neues Kabinett ohne Matsu­

oka bildete, wurde das Gewicht Hiranumas und der konser­

vativen Kreise noch größer, doch sollte sich ihr Einfluß 

auf die Innenpolitik beschränken. Der Baron gab sein Amt 
als Innenminister an seinen langjährigen Vertrauten Tanabe 

Harumichi ab, blieb aber - ebenso wie General Yanagawa -
als Minister ohne Geschäftsbereich im Kabinett. Ogura 

Masatsune wurde zum Finanzminister ernannt, und Iwamura 

Michio übernahm das Justizministerium, zu dessen "Hira­
numa-Fraktion" er seit Jahrzehnten gehört hatte. Das Amt 
des Außenministers bekleidete der bisherige Handelsmini­
ster, Admiral Toyoda Teijirö, der gleichzeitig das Uber­
seeministerium an Stelle des radikalen Akita Kiyoshi ver­

waltete . Hiranuma hatte sich mit seinem tatkräftigen Ein­

satz gegen die Reformisten zahlreiche Feinde geschaffen. 

Im August 1 941 wurde er Opfer eines Attentats von Natio­
nalisten, bei dem er lebensgefährliche Verletzungen er­

litt. Sein mäßigender Einfluß fehlte daher in der japani­
schen Politik ausgerechnet in den Monaten, die Pearl 

Harbor vorausgingen. 

Bereits wenige Tage nach der Kabinettsbildung unternahm 

Japan einen verhängnisvollen Schritt, indem es trotz 
ernsthafter amerikanischer Warnungen und Embargodrohun­

gen1 ) Flotten- und Luftwaffenstützpunkte in Süd-Indochina 

besetzte. Die völkerrechtliche Grundlage für die Truppen­

landungen, die am 24. Juli begannen, bildete ein Vertrag 

zwischen Tök
)

ö und Vichy zur gemeinsamen Verteidigung 

Indochinas.2 Diese Maßnahme war bereits auf der Kaisei­

lichen Konferenz am 2 . Juli beschlossen worden,3) nachdem

auch Matsuoka seinen Widerstand angesichts der geschlos­

senen Front von Heer und Marine hatte aufgeben müssen, 

die sich ein Aufmarschgebiet für weitere Eroberungen in 

Südostasien hatten sichern wollen.4) Auch die Tatsache,

daß nun Admiral Toyoda Teijirö, der zur Zeit des zweiten 

Kabinetts Konoe zunächst das Amt des Vizemarineministers 

und später das des Handelsministers bekleidet hatte, in 
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der neuen Regierung als Außenminister fungierte, ließ 

eine Fortsetzung der "Südpolitik" entsprechend den lang­
jährigen Zielen der Marine erwarten .5)

Konoe hatte - ebenso wie die japanische Führung allgemein 

energische Maßnahmen der USA zwar bei einem Angriff auf 

Niederländisch-I ndien erwartet, nicht aber bei einer Be­

setzung Süd-Indochinas.6) Die scharfe Reaktion der USA

rührte zu einem großen Teil daher, daß man hinter den 

Truppenstationierungen - wie üblich bei der Beurteilung 

japanischer Expansionsakte - eine gemeinsame Verschwörung 
mit Deutschland vermutete und irrtümlich sogar annahm, 

die Aktion sei auf Druck Berlins hin erfolgt_?) Auf die­

se Beschuldigung aber reagierten die japanischen Politi­
ker allergisch.8) Sie hatten gerade erst Matsuoka gestürzt
wegen der Sorge, dieser würde Berlin einen zu starken 

Einfluß auf die Entscheidungen des Kaiserreiches einräu­
men. 

Als ersten Schritt gegen Tökyö froren die USA am 25. 

Juli alle japanischen Guthaben in den Vereinigten Staaten 

ein.9) Damit wurden die Ein- und Ausfuhren des Kaise;­

reiches erheblichen Beschränkungen unterworfen. Am glei­

chen Tage schlossen sich England und die Dominien die­

sem Schritt an und kündigten außerdem ihre Handelsver­

träge mit Tökyö.1 0) Zwei Tage später folgte Niederlän­

disch-Indien .11) Damit hatten die Westmächte ihre wirk­

samste Waffe, ein Erdölembargo, noch nicht eingesetzt. 

Man ließ Japan vielmehr einige Tage Zeit, um auf ameri­

kanische Vorschläge zur Neutralisierung Indochinas12) 

und Thailands1 Jinzugehen . Ohne aber den langwierigen 

Entscheidungsprozeß in Tökyö abzuwarten, griffen die 

Vereinigten Staaten schon am 1. August zu der schärfsten 

Maßnahme, die ihnen in "Friedenszeiten" zur Verfügung 
stand: Roosevelt verkündete ein Exportverbot für Maschi­

nen, chemische Produkte, Metalle, Gummi und kriegswirt­

schaftlich wichtige Ölprodukte. Das bedeutete--wenn 
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auch verklausuliert - ein nahezu weltweites Embargo gegen 

das Kaiserreich.14) Diese Entscheidung war in den USA

keineswegs einmütig getroffen worden. Insbesondere die 

Marine hatte davor gewarnt, daß ein Abbruch der Ölliefe­

rungen die Haltung Japans nur verhärten und zu einer 

baldigen Invasion ganz Südostasiens führen würde, wodurch 

die USA in kürzester Zeit in einen Krieg im Pazifik ver­

wickelt würden. Diese Gefahr entstünde dann gerade zu 

einem Zeitpunkt, wenn Amerika alle Kräfte auf den Atlan­

tik würde konzentrieren müssen.15) Auch aus dem Kreis

der japanischen Unterhändler in Washington wurde auf den 

durch das Embargo wachsenden Expansionsdruck aufmerksam 

gemacht,16) der ebenso von der britischen Regierung er­

kannt wurde und dazu führte, daß London sich nur wider­
willig dem amerikanischen Embargo anschloß.17)

Tatsächlich steigerten die Embargomaßnahmen die japani-

sche Bereitschaft für einen Krieg erheblich, und zwar 

besonders innerhalb der Marine, die mehr noch als das 

Heer wegen ihres großen Bedarfs an Öl auf Lieferungen 

durch die Westmächte angewiesen war. Admiral Nagana, der 

Chef der Admiralität, äußerte am 31. Juli gegenüber dem 

Tennö, er sehe keinen anderen Ausweg, als möglichst bald 
loszuschlagen, beurteilte aber Japans Siegeschancen sehr 

skeptisch.18) Der Kaiser jedoch war sehr verstört über

den beabsichtigten "Krieg aus Verzweiflung•.19) Auch

Konoe äußerte sich besorgt über die ,sich verhärtende 

Haltung der Marine20) und deutete Rücktrittsabsichten an. 21) 

Zur Lösung der verfahrenen Situation regte der Premier­

minister Anfang August ein persönliches Treffen mit 
Roosevelt an, für das Heer und Marine zögernd ihre Zu­

stimmung gaben. 22) Konoe griff damit auf eine vermeint­
liche "amerikanische" Idee vom April zurück, die jedoch 

in Wirklichkeit von den privaten Unterhändlern gestammt 

hatte. Auch der Kaiser begrüßte Kanoes Pläne sehr. 2 3)

Roosevelt zeigte zwar Interesse für den am 8.-August 
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von Nomura überreichten Vorschlag, der in den folgenden 

zwei Monaten die Washingtoner Gespräche beherrschte, gab 

aber - besonders unter dem Einfluß von Außenminister 
Hull - die Idee wegen mangelnder Erfol

1
saussichten für 

ein konkretes Konferenzergebnis auf_24 Die Einzelheiten

dieses Tauziehens bedürfen, ebenso wie die gesamten 

Washingtoner Verhandlungen bis zum Ausbruch des Pazifi­

schen Krieges, keiner eingehenden Behandlung mehr, da 

sie bereits ausführlich in der Geschichtsschreibung nach­

vollzogen sind.25) Beide Seiten verharrten auf ihren 

Standpunkten und waren nicht bereit, wesentliche Zuge­

ständnisse zu machen. Bei dem Streit über die künftige 

Vorherrschaft im gesamten asiatisch-pazifischen Raum 

war ein Kompromiß praktisch unmöglich, zumal beide Sei­

ten ein geradezu missionarisches Sendungsbewußtsein an 

den Tag legten und ihre eigene "gerechte" Weltordnung 

gegen die "ungerechten" Forderungen der Gegenseite durch­

zusetzen entschlossen waren. 

Roosevelt nannte am 3. September als Vorbedingung für 

eine Konferenz mit Kanoe, Tökyö müsse zunächst seine 

Haltung_ zu den noch umstrittenen Hauptproblemen und zu 

Hulls vier Prinzipien vom April klären.26) Die China­

Frage war dadurch eindeutig zum größten Hindernis für 
einen Ausgleich geworden,27) da die USA für eine Aufhe­

bung der Sanktionen nicht nur die Beseitigung des unmit­
telbaren Anlasses, d.h. die Besetzung Süd-Indochinas, 

sondern die Wiederherstellung des Status quo ante von 

1937 oder gar 1931 forderten. Noch hatten die Vereinig­

ten Staaten ihre Bedingungen nicht eindeutig definiert,28) 

aber derart weitgehende japanische Zugeständnisse, wie 

Washington sie offenbar erwartete, waren völlig unrea­
listisch, und ließen Tökyö nicht einmal die Möglichkeit, 

das Gesicht zu wahren. 

Noch bevor Nomuras Telegramme mit der amerikanischen 
Antwort in Tökyö eingingen, waren dort wichtige Ent-
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scheidungen gefallen. Am 3. September billigte die Ver­

bindungskonferenz einen von Heer und Marine gemeinsam 

erarbeiteten Plan, in dem gefordert wurde, daß Japan 

zum Zwecke der Selbstverteidigung bis zur ersten Dekade 

des Monats Oktober seine militärischen Vtirbereitungen 

gegen Amerika, England und die Niederlande abschließe 

und mit dem Krieg beginne, falls bis dahin die eigenen 
Ziele nicht mit diplomatischen Mitteln erreicht seien. 

Zu Japans Mi�imalforderungen für die Washingtoner Ver­

handlungen gehörten ein Verzicht der angelsächsischen 

Mächte auf Einmischung in den China-Konflikt und auf 

Aktionen, welche die Position des Kaiserreiches in Ost­

asien bedrohen würden, sowie eine Garantie für freien 

Handel zwischen Japan und jedem anderen Land unter Ein­

schluß Amerikas und Englands. Tökyö dagegen würde sich 
höchstens verpflichten, militärische Aktionen von Indo­

china aus auf China zu beschränken, seine Truppen aus 

der französischen Besitzung nach Herstellung eines "ge­

rechten" Friedens im Fernen Osten zurückzuziehen und die 

philippinische Unabhängigkeit zu garantieren.29)

Wieder einmal hatten Japans Politiker und Militärs einen 

Zustand oberflächlicher Einmütigkeit genutzt, um übereilt 
eine Entscheidung zu fällen, ohne die möglichen Konse­

quenzen auszudiskutieren. Zumindest Konoe und Außenmini­
ster Toyoda lehnten nachweislich einen Krieg mit den an­

gelsächsischen Mächten ab und hegten große Hoffnungen 

auf eine diplomatische Lösung. In dem typischen Bemühen 

aber, zumindest nach außen hin Einmütigkeit zu erzielen, 
hatten sie ebenfalls dem Beschluß zugestimmt. Auch der 

alte Fehler, sich durch die Abhaltung einer Kaiserlichen 
Konferenz selbst die Hände zu binden, sollte wiederholt 
werden. Dazu gab der Tennö trotz schwerer Bedenken ange­

sichts der - für politische Entscheidungen als Voraus­

setzung geltenden - Einmütigkeit zwischen den beiden 

Teilstreitkräften notgedrungen seine Zustimmung.JO) Auf

der am 6. September abgehaltenen Sitzung sprachen sich 
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die beiden Stabschefs zwar für eine Fortsetzung der Ver­

handlungen mit Washington aus, forderten aber mit Nach­

druck eine Intensivierung der Kriegsvorbereitungen, um 

notfalls in kürzester Frist einen Angriff unternehmen zu 

können.31) Der Versuch Haras, der als Präsident des Staats­

rates wie üblich die Sitzung leitete, durch geschickte 

Fragen den Teilnehmern ein Bekenntnis zum Vorrang der 

diplomatischen Mittel zu entlocken, mißlang weitgehend. 

Nur Marineminister Oikawa stimmte ihm zu, wohingegen die 

beiden Stabschefs sich ausschwiegen.32) Hara stellte

daraufhin fest, die Verhandlungen sollten Vorrang vor 
militärischen Maßnahmen genießen, worauf niemand Wider­
spruch erhob. Damit war der Entwurf gebilligt.33) Zur 

tlberraschung der Teilnehmer ergriff der Tennö abschlie-

ßend selbst das Wort. Er unterstützte die von Hara ver­

tretene Ansicht und drückte sein Bedauern aus, daß die 

Vertreter des Oberkommandos keine Antwort erteilt hatten. 

Dann verlas er ein Gedicht Kaiser Meijis, seines Großvaters, 
durch das er seine Abneigung gegen Kriege ausdrückte.34) 

Für eine friedliche Lösung bestand nun nur noch ein äu­

ßerst begrenzter Spielraum, da bereits ein Termin für 

den Kriegsbeginn festgelegt worden war. Es blieb daher 

nur etwa ein Monat Zeit. Die Entscheidung war zweifellos 
sehr überstürzt und geradezu unter panikartigen Umstän­

den gefaßt worden, bevor man eigentlich die konkreten 

amerikanischen Forderungen kannte. In der japanischen 

Führung wurde daher bereits einige Wochen später der 

Versuch unternommen, den Beschluß rückgängig zu machen 
oder zumindest die Zeitgrenze aufzuschieben, doch stand 
einer Revision die Tatsache entgegen, daß die Entschei­

dung auf einer Kaiserlichen Konferenz gebilligt worden 

war und eine Änderung dem Vorwurf gleichgekommen wäre, 

der Thron habe einen Irrtum begangen. 

Der Versuch, durch eine Verhandlungslösung doch noch den 

Krieg zu vermeiden, war von vornherein zum Scheitern ver-
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urteilt, da Tökyös Bedingungen weiterhin darauf abzielten, 

die militärische und wirtschaftliche Beherrschung Chinas 

durch Japan festzuschreiben.35) Diese Forderungen lehnte

Außenminister Hull unmittelbar nach ihrer Übermittlung 

ab.36) Die harte amerikanische Haltung jener Wochen

führte in Japan nicht nur zu einer innenpolitischen Kri-

se, die schließlich den Rücktritt des Kabinetts zur Fol-

ge hab�n sollte, sondern klärte auch die Politik T6ky6s 

gegenüber Moskau. Die entscheidende Kaiserliche Konfe-

renz vom 2. Juli hatte noch eine Teilnahme Japans an 

Deutschlands Krieg gegen die UdSSR für den Fall offenge­

lassen, daß die Sowjetunion vor dem Zusammenbruch stünde.37)

Ribbentrop hatte - teilweise über Ott - wiederholt auf 

einen japanischen Kriegseintritt gegen Rußland gedrän
,

t, 
den T6ky6 noch vor einem Südstoß unternehmen solle; 38 

auch Weizsäcker befürwortete einen derartigen Schritt.39)

Künftig aber besaß für das Kaiserreich der Südstoß ein­

deutig Vorrang. 

Auch Hitler lag mehr an einem japanischen Angriff gegen 

die britischen Besitzungen und einer Neutralisierung der 

USA durch das Kaiserreich, da er die UdSSR allein zer­
schlagen zu können glaubte.4O) Etwa drei Wochen nach dem

Beginn des Unternehmens "Barbarossa• trat er zwar 
1

egen­

über Öshima für eine japanische Beteiligung ein, 41 doch

nahm er wohl an, daß Japan nur einen geringen Teil seiner 
Truppen würde einsetzen müssen und daß der Krieg vor 
einem Eingreifen der USA beendet sein würde. Hitler war 

zu dieser Zeit noch sehr optimistisch, einen schnellen 

Sieg über die UdSSR erringen zu können, 42) und beabsich­

tigte wahrscheinlich, durch Japan das entstehende Macht­
vakuum im s&jetischen Fernen Osten füllen zu lassen. Im 

August war er immer noch von einem japanischen Angriff 
auf Wladiwostok überzeugt. 43) 

In der Tat hatte die japanische Armee seit dem deutschen 

Angriff auf die UdSSR die Vorbereitungen für einen Krieg 
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gegen die Sowjetunion mit aller Kraft vorangetrieben.44)

In der ersten Julihälfte war das Heer noch fest von einem 
schnellen deutschen Sieg überzeugt, 45) und es gelang der 

Marine nur mit Mühe, die Angriffsstimmung der Armee ab­

zuschwächen und den Vorrang eines Südstoßes durchzuset­

zen.46) Die Kriegsziele .gegenüber der UdSSR und die er­

hofften territorialen Gewinne wurden in diesem Stadium 

der Planung noch nicht fest umrissen. Eindeutig als Ge­

biete, die von Japan annektiert werden sollten, wurden 

von der Armee lediglich Nord-Sachalin und die Halbinsel 

Kamtschatka genannt. Zusätzlich sollte eine japanische 
Einflußzone bis zum Baikal-See geschaffen werden, und 

in dem kühnsten Plan war zusätzlich als Friedensbedin-

gung die Einrichtung einer entmilitarisierten neutralen 

Zone zwischen dem Baikal-See und Nowosibirsk vorgesehen.47)
Vorrang jedoch besaß der "Südstoß•, 48) auch wenn die 

Japaner in Überschätzung ihrer eigenen Kräfte einen zu­
sätzlichen "Nordstoß" - d.h. einen Krieg gegen die UdSSR -

noch für das Jahr 1 941 nicht ausschlossen. Ott meldete 

wiederholt, daß ein japanischer rriegsbeitritt gegen die 

Sowjetunion für die nächste Zeit nicht zu erwarten sei; 49) 

ebenso äußerte sich Marineattach: Wenneker.5O) Um die

Enttäuschung abzuschwächen, betonte Japan den Wert, den 
der militärische Druck auf die UdSSR für Deutschland 

darstelle,51) und sprach leere Warnungen an die USA bezüg­

lich weiterer Öllieferungen nach Wladiwostok aus.52)

Außerdem erhielt der Optimismus der japanischen Armee 

bezüglich eines deutschen Blitzsieges in der zweiten 
Julihälfte einen ersten Dämpfer. Die am 11. Juli begon­

nene Schlacht um Smolensk, die den deutschen Truppen den 
Weg nach Moskau ebnen sollte, brachte den Vormarsch der 

Wehrmacht erstmals zum Stocken. Die sich wochenlang hin­
ziehenden Kämpfe führten innerhalb des japanischen Gene­

ralstabs schnell zu der Erkenntnis, daß Hitlers Blitz­

kriegskonzept scheitern könne und daß angesichts des 

zähen sowjetischen Widerstandes mit einer langen Kriegs-
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dauer zu rechnen sei.53) Die Rußland-Gruppe des General­
stabs kam Ende Juli zu dem Urteil, daß Deutschland viel­
leicht noch vor Jahresende Moskau würde erobern können, 
daß aber damit der Krieg nicht entschieden wäre und für 
die UdSSR deshalb kein Grund zur Kapitulation bestünde.54)
Der Generalstab war jedoch weiterhin grundsätzlich von 
der militärischen Überlegenheit Deutschlands über die 
Sowjetunion überzeugt und hoffte, noch im Jahre 1 941 
in den Krieg eingreifen zu können. Als spätester Zeitpunkt 
wurde dafür der Oktober angesehen, da man nur mit einer 
einmonatigen Kriegsdauer rechnete und damit vor Einbruch 
des Winters die Operationen glaubte abschließen zu können?� 

Auf jeden Fall aber gedachte die Armee, die schwierige 
Lage der UdSSR für Zugeständnisse auf dem Verhandlungs­
wege auszunutzen, und legte einen Entwurf vor, der nach 
Absprachen mit der Marine und dem Gaimushö am 4. August 
auf einer Verbindungskonferenz gebilligt wurde. Danach 
sollte Moskau sich vor allem verpflichten, im Fernen 
Osten dritten Ländern keinerlei Gebiete zu verkaufen, zu 
verpachten oder für Stützpunkte zur Verfügung zu stellen 
und keinerlei Militärbündnisse mit antijapanischer Stoß­
richtung abzuschließen. Der Plan sah weiter vor, die 
UdSSR zur Einstellung der Hilfe an Chiang und zu reibungs­
loser Arbeit in den Konzessionen Nord-Sachalins zu zwin­
gen, von deren Aufgabe im Gegensatz zum Neutralitätspakt 
vom April nun nicht mehr die Rede war. Je· nach Verlauf 
des deutsch-sowjetischen Krieges würde Japan außerdem 
versuchen, einen günstigen Fiscrereivertrag abzuschließen, 
sich die Versorgung mit Rohstoffen zu sichern und den 
Verkauf oder die Abtretung Nord-Sachalins, die Verpach­
tung oder Abtretung der Halbinsel Kamtschatka und des 
Territoriums östlich des Amur sowie die Entmilitarisie­
rung gewisser Gebiete im sowjetischen Fernen Osten zu 
erreichen. Auch eine Lösung mit Waffengewalt wurde nicht 
ausgeschlossen, wenn die Umstände sich als vorteilhaft 
erweisen würden.56) Einen Tag nach diesem Beschluß, am
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5. August, führte Außenminister Toyoda aber eine Unterre­
dung mit dem sowjetischen Botschafter Smetanin, in der 
er eine Wahrung des Neutralitätspaktes zusagte, ohne der­
art radikale Bedingungen zu stellen.57)

Anfang August besaß die japanische Haltung gegenüber der 
UdSSR also im Vergleich zum Vormonat eine auffallend de­
fensive Grundtendenz. Auch die Armee stellte am 9. August 
ihre Pläne für einen Krieg gegen R�ßland zumindest bis 
1942 zurück und traf verstärkt Vorbereitungen•für einen 
Südstoß, der sich gegen die Philippinen, Hongkong, Malaya, 
Singapur und Niederländisch-Indien richten würde.58)
Dazu nahm sie gemeinsame Planungen mit der Marine auf.59)
Nun mußte aber noch dem deutschen Partner schonend bei­
gebracht werden, daß er nicht mit einer japanischen 
Kriegsteilnahme gegen die UdSSR rechnen könne. Der Gene­
ralstab äußerte in den folgenden Wochen gegenüber Ott 
zunächst Bedenken wegen des langsamen deutschen Vormar­
sches in Rußland,60) aber erst Anfang Oktober erfuhr
der Botschafter endgültig, daß mit einem japanischen 
Angiiff auf die UdSSR frühestens für 1942 zu rechnen sei� 1 ) 

Tökyös schwierige Lage enthob die Sowjetunion der Not­
wendigkeit, irgenwelche Zugeständnisse zu machen. Im Ge­
genteil konnte nun die UdSSR Forderungen stellen. Am 13. 
August verlangte Smetanin die bei Abschluß des Neutra­
litätsvertrages im April zugesicherte Aufgabe der Kon­
zessionen in Nord-Sachalin und lehnte eine Verpflichtung 
zur Einstellung der Hilfe an Chiang ab.62) In den fol�
genden Monaten verschlechterte sich Japans Situation 
derart, daß es nun das Kaiserreich war, das um sowjeti­
sche Zusicherungen zur strikten Einhaltung der Neutra­
lität nachsuchte.63) Außerdem war die Armeeführung beein­
druckt von der sowjetischen Widerstandskraft gegenüber 
der deutschen Wehrmacht und hielt ihre Ansicht gegenüber 
Ott auch gar nicht zurück.64) Es tauchte daher in Japan
die Idee auf, Deutschland solle den Krieg mit der UdSSR 
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abbrechen, um seine militärische Macht ganz gegen die 

angelsächsischen Nationen einzusetzen und die geographi­

sche Verbindung mit Japan wiederherzustellen. Diese An­

regung fand sich zuerst in der gelenkten Presse des Kai­

serreiches, wo die Erstarrung der Ostfront und die im 

Vergleich zum Gewinn unverhältnismäßig hohen deutschen 

Verluste betont wurden.65) Ab Oktober legten dann japa­

nische Militärs, unter ihnen Kriegsminister Töjö und 

Generalstabschef Sugiyama, Botschafter Ott nahe, zu ei­

nem Sonderfrieden mit der Sowjetunion zu gelangen.66)
Diese Empfehlung wurde von japanischer Seite in den fol­

genden Monaten häufig wiederholt. 

Große Sorgen lösten in Tökyö die immer wieder auftauchen­

den Gerüchte über einen bevorstehenden deutsch-englischen 
Kompromißfrieden aus.67) Mißtrauen aber hegte auch Berlin

gegenüber seinem fernöstlichen Partner, da es nach dem 
erzwungenen Ausscheiden Matsuokas fast gar nicht mehr 

über die japanisch-amerikanischen Verhandlungen und die 
Ziele Tökyös informiert wurde. Uber Japans reservierte 

Haltung täuschten auch Lippenbekenntnisse Außenminister 

Toyodas und Vizeminister Amaus zum Dreimächtepakt gegen­
über den diplomatischen Vertretern der Achse nicht hin­

weg.68) Ribbentrop erkannte deutlich die Gefahr, welche

die Washingtoner Gespräche für die Dreierallianz bildeten. 

Er ließ daher unmittelbar nach Bildung des dritten Kabi­

netts Konoe durch seinen Botschafter in Tökyö eindring­

lich vor einer Schwächung des Bündnisgedankens warnen.69)
Ribbentrop und Ott setzten auch in den folgenden Monaten 

die Bemühungen um Unterminierung der japanisch-amerika­
nischen Ausgleichsversuche fort, 7O) zumal sich die USA
immer entschlossener zeigten, bei der Eindämmung der 

deutschen Expansion größere Wagnisse einzugehen als bis­
her. Das wurde in der Besetzung Islands Anfang Juli und 

der sogenannten "Atlantik-Konferenz" im August deutlich, 7 1)
auf der Churchill und Roosevelt die gemeinsamen Grund­

sätze der angelsächsischen Mächte für die angestrebte 
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Weltordnung in der "Atlantik-Charta" veröffentlich­

ten.72)

Offenbar war es diese feindselige Haltung der USA, die 

Hitler veranlaßte, sich Anfang September wieder dagegen 

auszusprechen, daß man Japan zu einem Angriff auf die 

UdSSR dränge.73) Er sah vermutlich einen größeren Wert

darin, mit Hilfe des Kaiserreiches die Vereinigten Staa­

ten zu neutralisieren, und kam damit auf das eigentliche 

Ziel des Dreimächtepaktes zurück. Obwohl die USA dieses 

Bündnis weiterhin mit Mißtrauen ansahen, spielte ein 
japanisches Festhalten an der Allianz mit Deutschland 

in den Washingtoner Verhandlungen eine untergeordnete 

Rolle74l und war keineswegs das Haupthindernis für eine

Einigung. Im Zentrum der Fragen standen das China-Problem 

und der Status quo ante in SüdostasieJJbapan hatte wie­

derholt Vorschläge unterbreitet, die seine Verpflichtun­

gen gegenüber Deutschland verwässerten�@und es wäre ver­
mutlich auch bereit gewesen, die Allianz zum toten Buch­

staben werden zu lassen. Ein Unterhaus-Abgeordnetet7Jing 

sogar so weit, bei einem Aufenthalt in den USA öffentlich 
den Dreimächtepakt als "Verteidigungsvertrag mit Schlupf­

löchern" zu bezeichnen78
) - und damit ein neues Schlag­

wort zu prägen. 
79) Der Parlamentarier nannte die Allianz

mit der Achse "eine große Dummheit Matsuokas" und sprach 

die Hoffnung nach einer Neuorientierung der japanischen 
Außenpolitik aus.so) 

Auch Botschafter Nomura erklärte Ende August8 ]egenüber 
Hull, bezüglich Japans Verhältnis zur Achse dürfte es 

keinerlei Schwierigkeiten geben, da das japanische Volk 
die Mitgliedschaft zur Allianz nur als nominell betrachte 

und er sich nicht vorstellen könne, daß seine Landsleute 
bereit wären, zur Rettung Deutschlands in einem Krieg 

gegen die USA anzutreten.82) Auch in offiziellen japani­

schen Vorschlägen vom 6�36nd 25�4�eptember fanden sich 

wesentliche Zugeständnisse an die USA. Tökyö würde sich 
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danach, wenn Amerika in den europäischen Krieg eintreten 
sollte, völlig unabhängig von der Interpretation des 
Dreimächtepaktes entscheiden und seine Aktionen entspre­
chend der eigenen Deutung seiner Verpflichtungen bestim-
men. Die USA aber forderten in recht unklaren Formu-
lierungen am 2. Oktober in ihrer Absage an ein Treffen 
zwischen Konoe und Roosevelt weitere Untersuchungen über 
die Allianzfrage und zusätzliche Klarstellungen der 
japanischen Position.85)

In Wirklichkeit waren es weder der Dreimächtepakt noch 
Matsuokas Person oder seine Außenpolitik, die zu der 
gefährlichen Zuspitzung der japanisch-amerikanischen 
Beziehungen im Sommer und Herbst 1941 geführt hatten. 
Es war vielmehr die Rückkehr zu der stufenweisen Expan­
sionspolitik, die in der Ära vor Matsuoka betrieben 
worden war und deren Risiken man für begrenzt und kalku­
lierbar gehalten hatte. Auch wenn Arita die Besetzung 
Süd-Indochinas als Hindernis für den angestrebten Aus­
gleich mit den USA kritisierte,86) so war doch dieser
Schritt die logische Fortsetzung der japanischen Außen­
politik, die jahrelang untrennbar mit seinem Namen ver­
bunden gewesen war und die nun als Ausweg nur noch die 
Flucht nach vorn in den Krieg bot. So war es bezeichnen­
derweise gerade Arita, der Ende September einem Angehö­
rigen der deutschen Botschaft gegenüber die Ansicht ver­
trat, Japan könne die Vorbedingungen Roosevelts für ei­
nen Frieden im Pazifik, d.h. einen Truppenrückzug aus 
China und eine offene Tür in ganz Ostasien, nicht mehr 
ohne schwere Gefährdung seiner eigenen Position erfüllen. 
Aritas Hauptfrage lautete, ob Japan angesichts der Ent­
wicklung im Atlantik mit einem Krieg gegen die USA noch 
länger warten oder bald losschlagen solle. Er halte 
jetzt im Gegensatz zum Herbst 1940 eine friedliche Lösung 
im Pazifik kaum noch für ausführbar. Ein Konflikt mit 
Amerika würde automatisch, wie Arita ausdrücklich betonte, 
auch Krieg mit England und der Sowjetunion bedeu-

ten.87)
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Auch Prinz Fushimi, der als gemäßigt geltende ehemalige 
Chef der Admiralität, plädierte zur großen Enttäuschung 
des Kaisers im Oktober für einen baldigen Krieg mit den 
USA.88) Die �pitze des Marineministeriums trat zwar noch
immer für eine Fortsetzung der Verhandlungen ein, aber 
der Druck der zum Krieg entschlossenen mittleren Dienst­
grade wuchs.89) Die Zerrissenheit der japanischen Füh­
rung ließ auch keine eindeutige Wiederannäherung an die 
Achse zu, zumal seit der amerikanischen "shoot-on-sight­
order" auf deutsche Kriegsschiffe vom 11. September die 
Gefahr eines deutsch-amerikanischen Krieges erheblich 
angewachsen war.90) Hinter den Kulissen machte man sich
aber bereits Gedanken über die Brauchbarkeit des Drei­
mächtepaktes. Sogar.der Kaiser betonte nun den Wert 
Deutschlands und die Notwendigkeit, mit Berlin Absprachen 
über eine Teilnahme am Krieg mit den USA zu treffen und 
einen Nichtsonderfriedensvertrag abzuschließen.91)

Inzwischen herrschte in Japan eine schwere Regierungs­
krise, da Kriegsminister Töjö und die beiden Stabschefs 
auf einen baldigen Angriff gegen die USA drängten. Die 
Polarisierung innerhalb des Kabinetts und der Verbindungs­
konferenz führte dazu, daß Kanoe, der eine Verwirklichung 
des Kriegsbeschlusses vom 6. September ablehnte, am 14. 
Oktober demissionierte. Er hoffte, einem neuen Kabinett 
würde eine Uberprüfung des unter Anwesenheit des Kaisers 
gebilligten Kriegsbeschlusses möglich sein, ohne den 
Thron zu kompromittieren.92) Töjö schlug als neuen Pre­
mierminister Prinz Higashikuni vor, der eine glänzende 
Karriere in der Armee hinter sich hatte, da nur ein kai­
serlicher Prinz die Autorität besitze, gegen den Wider­
stand der radikaleren Kreise in Heer und Marine eine 
etwaige Entscheidung für einen Frieden durchzusetzen.93)
Der Tennö und die führenden Hofbeamten aber sprachen 
sich dagegen aus, daß ein Mitglied der kaiserlichen 
Familie eventuell die Verantwortung für einen Krieg auf 
sich nehmen müßte.94) Schließlich fiel die Wahl der Jüshin,
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bei der Lordsiegelbewahrer Kido die entscheidende Rolle 
spielte,95) auf Töjö. Dieser war ·mit den Verhandlungen
und Beschlüssen der letzten Monate vertraut, und von ihm 
erwartete Kido am ehesten, daß er eine Zusammenarbeit 
der beiden Teilstreitkräfte herbeiführen und die unselige 
Entscheidung vom 6. September überprüfin könnte.96) Genau
diese beiden Hauptpunkte schärfte der Lordsiegelbewahrer 
dem designierten Premier und dem scheidenden Marinemini­
ster im Auftrage des Kaisers ein.97)

Töjö trat am 18 . Oktober sein Amt als Premierminister an, 
schied aber nicht etwa - wie sonst üblich - aus der Armee 
aus, sondern wurde vielmehr am gleichen Tage zum General 
befördert. Er behielt außerdem den Posten des Kriegs­
ministers und übernahm zusätzlich noch das Innenministe­
rium. Da das neue Kabinett sich auf die Möglichkeit eines 
Krieges gegen die USA vorbereitete und deswegen wieder 
eine Annäherung an die Achsenmächte in Betracht käme, 
erfuhren auch die Reformisten wieder eine Stärkung. Zu 
ihren Reihen zählten in der Regierung - neben dem Premier­
minister selbst - Handels- und Industrieminister Kishi 
Nobusuke sowie Kabinettssekretär Hoshino Naoki, d.h. 
Mitglieder der "Mandschurischen Fraktion". Auch Finpnz­
minister Kaya Okinori? 8 ) der schon dem ersten Ka•binett Ko­
noe angehört und seit Jahren enge Kontakte zur Armee 
unterhalten hatte, war dem reformistischen Lager zu­
zurechnen. Die neue Regierung wurde daher von Aktivisten 
wie Hashimoto Kingorö freudig begrüßt.99) Auch Botschaf­
ter Ott bemerkte voller Genugtuung, daß dem Kabinett 
nicht mehr die Repräsentanten der ausgesprochen konser­
vativen Richtung, besonders aus der Wirtschaft, angehör­
ten, die auf eine Verständigung mit Amerika hingearbeitet 
hätten: Konoe, Hiranuma, Tanabe, Yanagawa, Ogura, Sakonji 
und Toyoda waren ausgeschieden. Sogar der neue Außenmi­
nister� Tögö Shigenori, wurde wegen seiner "langjährigen 
Bemühungen um freundschaftliche Beziehungen zu Deutsch­
land" von Ott positiv beurteilt.100)
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Die in den USA weitverbreitete Ansicht, die neue Regie­
rung werde auf einen baldigen Krieg gegen die Sowjetunion 
oder Amerika hinarbeiten, war sicherlich zu einseitig.101)
In Wirklichkeit setzte Töjö im großen und ganzen die 
Politik des dritten Kabinetts Konoe fort, weiter eine 
Verhandlungslösung mit Amerika anzustreben, gleichzeitig 
aber die Kriegsvorbereitungen abzuschließen. Auch eine 
Wiederannäherung an die Achse wurde - vor allem unter 
dem Einfluß des neuen _Außenministers Tögö Shigenori -
keineswegs überstürzt vorgenommen. Die vorläufig noch 
abwägende Haltung des offiziellen Japan hatte eine Uber­
em pSindlichkeit der deutschen Botschaft zur Folge. Als 
zur Zeit von Töjös Kabinettsbildung· der in sowjetischen 
Diensten stehende Spion Richard Sorge, der deutscher 
Staatsbürger war und seit Jahren mit Ott auf se.hr ver­
trautem Fuß gestanden hatte, verhaftet wurde, sah man 
diesen Schritt zunächst als "deutsch-feindliche Intrige" 
an.102) Erst im Laufe der nächsten Wochen und Monate
wurde das ganze Ausmaß der Spionageaffäre deutlich, an 
der auch ein enger Mitarbeiter Kanoes, Ozaki Hotsumi, 

- 103)beteiligt gewesen war. 

Ein weiterer Grund für eine abwartende Haltung lag -
neben der Rücksichtnahme auf Amerika - in der Tatsache, 
daß sich die militärische Lage für die Achse rapide ver­
schlechterte. Zur Zeit von Töjös Kabinettsbildung gewann 
der japanische Generalstab den Eindruck, daß der Angriff 
auf Moskau wohl scheitern würde.104) Nur Öshima, der et­
wa eine Woche zuvor in einem langen Telegramm die Situ­
ation im europäischen Krieg analysiert hatte, war nach 
wie vor optimistisch. Er sagte große militärische Erfol­
ge Deutschlands gegen die UdSSR und eine erfolgreiche 
Invasion Englands voraus. Daher drängte er auf einen 
japanischen Kriegsbeitritt gegen Großbritannien, um ei­
nen Fr.iedensschluß zwischen Berlin und London zu verhin­
dern und um von Deutschland freie Hand in Ostasien zu 
erhalten.105) Generalstab und Admiralität aber zweifel-
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ten an einem deutschen Sieg über die UdSSR und einer 
Invasion in England, rechneten aber noch für geraume 
Zeit mit der tlberlegenheit und Unbesiegbarkeit der Ach­
se.106) Die beiden Stabschefs drängten daher auf einer
Verbindungskonferenz am 23.10.1941 auf eine schnelle 
Entscheidung über Krieg oder Friederi.10?) Daß Japan nicht
mehr viel Zeit blieb, war auch die Ansicht Außenminister 
Tögös: Englands Stärke werde im Vergleich zu Deutschland 
ständig anwachsen, solange der Rußland-Krieg andauere. 
Man müsse mit einem britischen Sieg im Jahre 1943 rech­
nen, durch den Japan in eine gefährliche Situation ge­
riete.108)

Stärker denn je schien auch der deutsch-amerikanische 
Friede gefährdet, wodurch eine Verwicklung Japans infolge 
des Dreimächtepakts wahrscheinlicher wurde. Am Tage vor 
Töjös Kabinettsbildung hatte der bisher schwerste Zwi­
schenfall im Atlantik stattgefunden, bei dem ein deutsches 
U-Boot während eines Angriffs auf einen Konvoi einen
amerikanischen Zerstörer durch einen Torpedotreffer
schwer beschädigt hatte. Die deutsche Marine, die von
Hitler nicht die gewünschte Erlaubnis für Angriffe auf
amerikanische Kriegsschiffe erhielt, forderte im Oktober
angesichts des zunehmenden neutralitätswidrigen militäri­
schen Engagements der USA im Atlantik, mit allen Mitteln
auf einen japanischen Angriff auf fie Vereinigten Staaten
hinzuwirken. Vertreter der Marine selbst rieten - wenn
auch vergeblich - japanischen Marineoffizieren eindring­
lich zum Krieg mit den USA.109)

Ebenso stellte Tökyö zunehmend tlberlegungen an, wie der 
Allianzpartner für die eigenen Ziele eingespannt werden 
könnte. Eine Verbindungskonferenz kam am 27. Oktober zu 
dem Schluß, von den Achsenmächten die Verpflichtung zu 
einer Kriegserklärung an die Vereinigten Staaten und 
eine Vereinbarung zwischen den Dreierpaktmächten zu for­
dern, wonach keiner der Staaten einen Separatfrieden mit 
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den angelsächsischen Mächten oder mit England allein 
schließen dürfte. Außerdem befürwortete die Entscheidung 
der Verbindungskonferenz die Festlegung von Operations­
räumen. Man erwartete einen deutschen Vorstoß von sowje­
tischem Territorium aus in den Nahen Oste� und plante, 
gl�ichzeitig damit den "Südstoß" vorzunehmen. Die Marine 
sprach sich dafür aus, daß die Grenze zwischen dem 
deutsch-italienischen und dem japanischen Operationsraum 
etwa bei Ceylon verlaufen sollte, und setzte damit die 
jahrelang verfolgte japanische Politik fort, die eigene 
Einflußsphäre eifersüchtig abzuschotten, und zwar auch 

d. V b .. d t 110Jgegen ie er un e en. 

Auf einer Verbindungskonferenz am 1. November befürworte­
ten die beiden Stabschefs einen schnellstmöglichen Kriegs­
beginn. Außenminister Tögö und Finanzminister Kaya aber 
widersprachen diesen Forderungen heftig. Eine Kabinetts­
krise schien unvermeidlich, doch wurde schließlich ein 
Kompromiß erzielt: Sollten die Verhandlungen mit Washing­
ton bis zum 30. November kein konkretes Ergebnis erzielen, 
würden die Kriegshandlungen am 1. Dezember beginnen.111)

Die Beschlüsse, die nur ganz minimale Zugeständnisse 
an die USA vorsahen,112) wurden am 5. November auf einer
Kaiserlichen Konferenz gebilligt.113)

Daß die Forderung nach einem baldigen Kriegsbeginn nicht 
auf die Kreise radikaler Militärs beschränkt war, zeigte 
sich in einer außerordentlichen Sitzungsperiode des Par­
laments vom 17. bis 20. November. Bei den Sessionen warb 
die Regierung regelrecht um das Verständnis der Abgeord­
neten für ihre Politik, eine Verhandlungslösung mit den 
USA anzustreben und ein Ubergreifen des europäischen 
Krieges auf Ostasien zu verhindern.114) Die als zu ver­
söhnlich angesehenen Äußerungen Premier Töjös und Außen­
minister Tögös stießen im Unterhaus auf heftige Kritik. 
Einstimmig verabschiedeten die Abgeordneten eine Resolu­
tion, in der die Regierung aufgefordert wurde, eine grö-
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ßere Risikobereitschaft bei der Schaffung der Großost­
asiatischen Wohlstandssphäre zu zeigen.115) Die Regie­
rung wurde durch diese unerwartet scharfen Angriffe in­
nenpolitisch in die Defensive gedrängt. Premier Töjö 
antwortete auf die Vorwürfe vor dem Unterhaus, das Kabi­
nett werde keinerlei Mühe scheuen, um Japans Existenz 
und seine Rechte zu wahren.116) Die Tatsache, daß Zivi­
listen wie die für die Resolution verantwortlichen Ab­
geordneten ebenso aggressiv und erregbar waren wie die 
radikalsten Militärs, ·warf ein bezeichnendes Licht auf 
die allgemeine Atmos]'.l'läre in Japan und zeigte deutlich, 
ein wie geringer Spielraum der Regierung für eine Ver­
handlungslösung blieb. 

In dieser Situation entschied die amerikanische Antwort 
auf Japans Vorschläge von Anfang November über Weiter­
führung oder Abbruch der Verhandlungen. Hull erteilte 
Nomura am 26. 11. eine klare Absage für eine von Tökyö 
angebotene Übergangsregelung und überreichte ihm statt 
dessen einen Zehn-Punkte-Plan. Darin forderten die USA 
einen völligen Rückzug der japanischen Truppen sowohl 
aus China als auch aus Indochina, den Abschluß eines 
multilateralen Nichtangriffspaktes aller pazifischen 
Mächte - unter Einschluß Chinas und der UdSSR - die 
Preisgabe der exterritorialen Rechte im Reich der Mitte 
durch Amerika und Japan sowie eine praktische Aufgabe 
des Dreimächtepaktes. Als Gegenleistung bot Washington 
die Aufhebung aller Sanktionen und eine entscheidende 
Verbesserun

1
der künftigen wirtschaftlichen Zusammenar­

beit an.117 

Der amerikanische Plan wurde in Japan als Ultimatum 
aufgefaßt, mit dem die USA das Kaiserreich zur voll­
ständigen Kapitulation und zur Aufgabe seiner Stellung 
als fernöstlicher Großmacht zwingen wollten.118) Daher
fiel am 1. Dezember in einer Kaiserlichen Konferenz der 
Beschluß zum Kriege.119) Zu diesem Zeitpunkt war die
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japanische Flotte schon für den Angriff auf Pearl Harbor 
ausgelaufen. Damit war der Pazifische Krieg nicht mehr 
zu verhindern, auch wenn die Washingtoner Gespräche -
schon um den Überfall zu tarnen - offiziell nicht abge­
brochen wurden. Die amerikanischen Politfker unter­
schätzten Japans Entschlossenheit, seine Verzweiflung 
und wohl auch seine Stärke.12O) Objektiv betrachtet
sprach fast alles gegen eine Siegeschance des Kaiserrei­
ches in einem Krieg gegen die USA. Um aber die geringe 
Chance zur Rettung der japanischen Großmachtstellung 
zu nutzen, entschloß man sich zum "Krieg aus Verzweif­
lung", wie er in einer Formulierung des Tennö bereits 
Ende Juli genannt worden war.121)

Die japanische Regierung besaß gar nicht die Handlungs­
freiheit, die man ihr in Washington anscheirlend noch 
zutraute. Gewiß hatte das Kaiserreich seine schwierige 
Lage weitgehend selbst verschuldet. Es hatte seit zehn 
Jahren skrupellos jede Chance zur Expansion genutzt und 
besonders seit Ausbruch des europäischen Krieges seinen 
Einflußbereich in geradezu erpresserischer Weise zu er­
weitern.gesucht. Eine plötzliche Kehrtwendung aber war 
angesichts des schwerfälligen Entscheidungsprozesses 
und unter Berücksichtigung der Weltlage, in der die 
Dreierpaktmächte noch ein Übergewicht zu besitzen schie­
nen, gar nicht zu erwarten. Nur in einer langen, viel­
leicht mehrere Jahre dauernden Entwicklung hätte eine 
Änderung erreicht werden können; eine Übergangslösung, 
wie sie Tögö vorgeschwebt zu haben scheint, wäre dazu 
wohl am ehesten geeignet gewesen. Dazu wäre es nötig 
gewesen, Japan zumindest das wirtschaftliche überleben 
zuzusichern und damit gemäßigte Elemente in Tökyö zu 
stärken. Diese gab es durchaus, zumindest in der Wirt­
schaft, der Bürokratie, konservativ�nationalistischen 
Organisationen, am Hof, in der Ködö-Generalität und in 
der - zu diesem Zeitpunkt in ihrem Einfluß stark zurück­
gedrängten - ehemaligen Marineführung. Auch Fraktionen 
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der konservativen Unterhaus-Abgeordneten hätten sich 
vermutlich zurückgewinnen lassen. 

In der Situation vom Herbst 1941 aber sah sich Japan mit 
dem Rücken an der Wand. Unfähig, eine jah�elange ver­
fehlte Politik mit einem Schlage zu ändern, schien nur 
die Flucht nach vorn übrig - der Weg in den Krieg. In 
dieser Lage hätten sich Stimmen, die zur Mäßigung gera­
ten hätten, gar nicht mehr erheben, geschweige denn 
durchsetzen können. Die harte amerikanische Haltung des 
"alles oder nichts" übte eine stark integrierende Wir­
kung auf die japanische Nation aus und führte zu großer 
Begeisterung für den als unausweichlich erscheinenden 
Krieg. 

Nagana, der Chef der Admiralität, hatte in der entschei­
denden Kaiserlichen Konferenz am 6.9. den Beschluß für 
eine Kriegseröffnung damit begründet, es sei für eine 
Nation besser, in Ehren unterzugehen als untätig im 
Frieden den Schwund der eigenen Kraft hinzunehmen. Wenn 
man dem alten japanischen Geist treu bliebe, würden 
sich auch im Falle einer Niederlage künftige Generatio­
nen wieder erheben können. 122) Kriegsminister Töjö hatte
im gleichen Monat gegenüber Kanoe die Kriegsentscheidung 
mit dem Argument verteidigt, daß es an einem bestimmten 
Punkt im Leben eines Menschen notwendig sei, sich mit 
geschlossenen Augen von der Terrasse des Kiyomizu-Tempels 
in die Tiefe zu stürzen.123) Er gebrauchte damit eine
bildhafte Redewendung, die Japaner für einen kühnen 
Entschluß verwenden. Der Kaiser war ebenfalls nicht frei 
von der sich ausbreitenden Risikobereitschaft. Er be­
nutzte Ende Oktober das auch von Matsuoka so häufig ver­
wendete japanische Sprichwort: "Wenn man sich der Tiger­
jungen bemächtigen will, muß man sich in die Tigerhöhle 
wagen." 124)
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Gegen eine Nation mit einer derartigen Mentalität war 
die in den USA vorherrschende - rational begründete -
Annahme, Japan werde unmöglich einen überlegenen Gegner 
wie Amerika angreifen, bloße Spekulation. Suzuki Teiichi, 
der Leiter des Planungsamtes, hatte in der Kaiserlichen 
Konferenz am 6. September die Ansicht vertreten, die 
materielle Uberlegenheit der USA könnte durch Kampfgeist 
ausgeglichen werden.125) Die Erinnerung an den japanisch­
russischen Krieg 1904/05, als das Kaiserreich einen 
haushoch überlegenen Gegner geschlagen hatte, war ständig 

.. t 126)prasen . 

An der amerikanischen Botschaft in Tökyö war man sich 
im Gegensatz zum State Department durchaus bewußt, zu 
welchen Verzweiflungstaten die Japaner fähig waren. Grew 
warnte daher Anfang November davor, "daß Japans Grund­
sätze der Logik und Vernunft nicht mit irgendeinem west­
lichen Maßstab gemessen werden können." Er hielt es daher 
für wahrscheinlich, daß sich das Kaiserreich im Falle 
einer anhaltend harten Haltung der USA wider alle Ver­
nunft in einen Krieg stürzen und nationalen Selbstmord 
begehen werde.12 7) Ganz ähnlich beurteilte der britische
Botschafter Craigie die Mentalität seines Gastlandes.1 2 8)
Als etwa zur gleichen Zeit ein junges Mitglied der ame­
rikanischen Botschaft in Tökyö auf einem Heimaturlaub die 
gleiche Ansicht gegenüber Stanley Hornbeck, Hulls ein­
flußreichem Berater in Fernost-Fragen, vertrat, wurde er 
äußerst barsch und schulmeisterhaft zurechtgewiesen. 
Ein Krieg aus Verzweiflung, so Hornbeck, sei in der 
Geschichte bisher ohne Beispiel.1 29)

Es ist jedoch äußerst fraglich, ob die USA den Krieg 
mit Japan überhaupt ernsthaft verhindern wollten.130)
Bereits im Jahre 1940 war man der Uberzeugung gewesen, 
daß ein Ölembargo das Kaiserreich zum Angriff treiben 
würde. 131) Tögös Vorschläge für eine Ubergangslösung,
die begrenzte Öllieferungen an Tökyö vorsahen, hätten 
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für die Vereinigten Staaten zumindest die Möglichkeit 
geboten, den Kriegsausbruch zu verzögern. Innerhalb des 
State Department gab es daher in der Tat Befürworter 
dieser befristeten Lösung.132) In den ersten Monaten
des Jahres 1942 wäre ein japanischer Angriff wegen des 
Monsuns in Südostasien undurchführbar gewesen, und die 
militärischen Rückschläge Deutschlands in Rußland und 
Nordafrika hätten der Führung in Tökyö sicher zu denken 
gegeben. Es existierten jedoch auch in den USA Kräfte, 
die einen baldigen Kriegsbeginn befürworteten. Dazu ge­
hörte vor allem Stanley Hornbeck, der seit dem Sommer 
mit Nachdruck von einer konzilianten Haltung gegen Japan 
und einem Treffen zwischen Roosevelt und Konoe abgeraten 
hatte, da er das Kaiserreich schon für "halb geschlagen" 
hielt.133) Am 1. Dezember übergab er Außenminister Hull
ein streng vertrauliches Memorandum, in dem er die fol­
genden Wochen, in denen Japan noch nicht nach Thhiland 
und der chinesischen Provinz Yünnan ausgreifen könne, 
als günstigsten Zeitpunkt für die Aufnahme des Krieges 
bezeichnete.134) Schon auf einer Kabinettssitzung am 25.
November 1941 war die Frage aufgeworfen worden, wie man 
Tökyö in eine Situation manövrieren könnte, in der es 
den ersten Schuß abgeben würde.135) Einen Tag später war
Japan in der "Hull-Note" eine Absage für die Ubergangs­
vorschläge erteilt worden. Ein amerikanischer Angriff 
kam nicht in Frage, da die Öffentlichkeit der USA wohl 
kaum gewillt gewesen wäre, zur Rettung des europäischen 
Kolonialbesitzes in einen Krieg einzutreten. Außerdem 
bildete noch immer Deutschland den Hauptgegner, doch 
würde ein Konflikt mit Japan - gewollt oder ungewollt -
mit größter Wahrscheinlichkeit auch zu einem amerikani­
schen Eintritt in den europäischen Krieg führen. 

Inzwischen konnte Japan darauf hoffen, daß die Achsen­
mächte in den Konflikt mit den USA eingreifen würden. 
Unmittelbar nachdem die Kaiserliche Konferenz am 5. 
November einen entsprechenden Beschluß gebilligt hatte,136)
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wurde Ott mitgeteilt, Tökyö wünsche festzustellen, ob 
Deutschland zu einer Rückversicherung bereit sei, Japan 
im Falle eines Krieges mit Amerika nicht allein zu las­
sen und keinen Sonderfrieden abzuschließen. Weiter beab­
sichtige die Kaiserliche Regierung, Berlin den Abschluß 
eines baldigen Friedens mit Moskau nach dem Sturz des 
Stalin-Regimes vorzuschlagen und hierfür gegebenenfalls 
eine Vermittlung anzubieten.137)

Die japanischen Absichten liefen der deutschen Politik 
fast völlig zuwider. Zum einen kam für Hitler ein Kom­
promißfrieden mit der UdSSR überhaupt nicht in Betracht, 
zum anderen wollte er einen militärischen Konflikt mit 
den USA für die Dauer des Rußland-Krieges unbedingt ver­
meiden. Ribbentrop riet daher zwar zu einer harten Hal­
tung Japans gegenüber den Vereinigten Staaten, um einen 
Ausgleich zu verhindern,138) forderte Tökyö aber auf,
amerikanisches Hoheitsgebiet wie die Philippinen mili­
tärisch nicht anzugreifen.139) Statt dessen wies er Bot­
schafter Ott in fast beschwörenden Worten an, auf einen 
japanischen Kriegseintritt gegen die UdSSR und einen 
mit den deutschen Operationen koordinierten anschlie­
ßenden Angriff auf britische Positionen im Mittleren 
Osten und auf Singapur zu drängen. Die noch unzureichend 
gerüsteten Vereinigten Staaten würden nach Ansicht des 
deutschen Außenministers tatenlos zusehen, wenn sie 
selbst nicht direkt angegriffen würden.14O) Ott und die
Waffenattaches benutzten diese Argumente gegenüber ihren 
japanischen Gesprächspartnern, denen es jedoch aus mili­
tärischen Gründen unmöglich schien, bei einem Südstoß 
die Philippinen außeracht zu lassen.141)

Tökyö stand nun vor der schwierigen Aufgabe, binnen kür­
zester Frist mit Berlin und Rom Abmachungen von größter 
Tragweite zu treffen. Außenminister Tögö aber hätte es 
als peinlich oder als unangebracht empfunden, angeßichts 
der noch laufenden Verhandlungen mit Washington gleich-

l 
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zeitig über Öshima Gespräche mit Deutschland aufzunehmen. 

Er bat daher Generalstabschef Sugiyama, durch einen Ver­

treter des Heeres inoffizielle Unterredungen beginnen zu 
142) lassen. Am 18. November sprach deswegen GeneralmaJor

Okamoto, der Chef der Sektion "Aufklärung" im General­

stab, den deutschen Militärattache Kretschmer an, be­

zeichnete den Ausbruch eines Krieges mit den USA als 

fast unvermeidlich und regte eine gegenseitige Verpflich­

tung an, keinen separaten Waffenstillstand oder Frieden 

zu schließen.143) Obwohl nach dem Dreimächtepakt im Falle

eines japanischen Angriffs auf die USA für Deutschland 

keinerlei Bündnispflicht nach Artikel 3 bestanden hätte,144)

sagte Ribbentrop ohne lange Uberlegung den Abschluß einer 

Vereinbarung darüber zu, nur gemeinsam einen Waffenstill­

stand oder Frieden zu schließen, wenn Deutschland oder 

Japan - ganz gleich aus welchem Grunde - in einen Krieg 

mit den USA verwickelt würde.145) Japan nahm diese Stel­

lungnahme mit großer Erleichterung auf, zumal sie nach 

der Interpretation Otts einen deutschen Eintritt in den 

zu erwartenden japanisch-amerikanischen Krieg implizier­

te.146)

Warum stimmte Berlin jetzt einem gemeinsamen Krieg gegen 

die USA zu, den es noch kurz zuvor unbedingt hatte ver­

meiden wollen1 Im Laufe des Monats November hatten sich 

die deutsch-amerikanischen Beziehungen derart rapide ver­

schlechtert, daß beide Länder sich schon am Rande eines 

Krieges gegenüberstanden. Die Spannungen fanden ihren 

deutlichsten Ausdruck am 17.11. in Washingtons Revision 

der "Neutralitätsakte'' aus dem Jahre 1939; dadurch wur­

den z.B. die Bewaffnung von Handelsschiffen ermöglicht 

und die Erlaubnis für amerikanische Schiffe zum Befah­

ren der Kriegszone erteilt.147) Zusätzlich wurde die

Lage der Achsenmächte dadurch immer prekärer, daß Hitlers 

Strategie, die UdSSR in einem Blitzkrieg niederzuwerfen, 

bevor die USA kriegsbereit wären, offensichtlich ge­

scheitert war. Die Rote Armee war zur Gegenoffensive
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angetreten und eroberte Ende November Rostow zurück.148)
Selbst Hitler äußerte am 19. November in kleinem Kreise 

Zweifel an der Möglichkeit, die UdSSR vollständig zu ver­
nichten.149) In dieser Situation wäre natürlich ein ge­
meinsamer deutsch-japanischer Krieg gegen··die angelsäch­
sischen Mächte eine geringere Belastung für das Reich 
gewesen, als allein gegen England, Amerika und die UdSSR 
kämpfen zu müssen. Die Kriegsmarine drängte schon seit 
Monaten aus diesem Grunde darauf, Japan zum Angriff 
gegen die USA zu ermuntern, selbst wenn Deutschland 
dann mit eingreifen müßte.150)

Inzwischen ergab sich eine Gelegenheit, die Solidarität 
der Dreierpaktmächte zu dokumentieren, doch wurden da­
durch in Japan sehr zwiespältige Gefühle hervorgerufen: 
Der am 25.11.1936 abgeschlossene Antikominternpakt stand 
nach Ende seiner fünfjährigen Laufzeit zur Verlängerung 
an. Tökyö konnte nicht daran gelegen sein, durch einen 
großen Propagandaaufwand die UdSSR zu provozieren; an­
dererseits hätte man das Abkommen nicht einfach einen 
stillen Tod erleiden lassen können, der vom Ausland mit 
großer Schadenfreude quittiert worden wäre. Daher wurde 
am 25. November der Antikominternpakt offiziell verlän­
gert,151) doch setzte man auf japanischen Wunsch hin das
geheime Zusatzprotokoll außer Kraft.152) Damit hätte
Tökyö theoretisch das Recht erhalten, die UdSSR im Kampf 
gegen Deutschland zu unterstützen. So verdeutlichte die 
Verlängerung des Antikominternpaktes mehr die Differen­
zen als die Einheit der Vertragspartner. Es verwundert 
daher nicht, daß bei der Feier am 25. November keine 
rechte Stimmung aufkommen wollte.153)

Wenige Tage später, am 28.11., führte Ribbentrop, der 
zu diesem Zeitpunkt bereits durch die deutsche Botschaft 
in Washington über den Inhalt der Hull-Note und das 
Scheitern der amerikanisch-japanischen Gespräche unter­
richtet war,154) eine Unterredung mit Öshima. Er drängte
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nun zum ersten Male offen auf einen japanischen Angriff 

gegen die USA und bezeichnete den Zeitpunkt als einmalig 

günstig.155) Der japanischen Quelle über diese Unterre­

dung zufolge gab Ribbentrop dabei die Garantie, Deutsch­
land werde unverzüglich in einen Krieg zwischen dem Kai­

serreich und Amerika eintreten und keinen Sonderfrieden 

schließen.156)

Am 29. November, vermutlich noch bevor 6shimas Telegramm 

eintraf, fand in Tökyö eine Verbindungskonferenz statt. 

Dabei wurde ein Vorschlag Tögös gebilligt, wonach Rom 

und Berlin durch die jeweiligen japanischen Botschafter 

von dem bevorstehenden Abbruch der Washingtoner Gesprä­

che und der Wahrscheinlichkeit eines japanisch-amerika­

nischen Krieges informiert würden. Deswegen sollten Ab­

machungen vorgeschlagen werden, daß die Achsenmächte un­

mittelbar nach Ausbruch der Feindseligkeiten im Pazifik 

den USA den Krieg erklären und mit den angelsächsischen 

Mächten keinen Separatfrieden schließen würden. Für die 
letztere Vereinbarung befürwortete Tögö bilaterale Ver­

träge mit Rom und Berlin an Stelle einer Abmachung zu 

dritt. Dann würden, so der Außenminister, auch wenn Ita­

lien einen separaten Frieden schließen und damit den 

Vertrag verletzen sollte, Deutschland und Japan weiter­

hin gebunden sein.157) Einen Tag später unterbreitete

Tögö Botschafter Ott diese Vorschläge, forderte einen 
deutschen Kriegsbeitritt "gemäß dem Dreimächtepakt" und 

regte noch einmal einen Friedensschluß mit Rußland nach 
dem zu erwartenden Fall Moskaus und dem Sturz des Stalin­

Regimes an.158 ) 

Am gleichen Tage erteilte Tögö auch seinen Botschaftern 
in Berlin und Rom telegraphisch den Auftrag, unverzüg­

lich die Regierungen der Achsenmächte zu einem Kriegs­

beitritt "gemäß dem Dreimächtepakt" und zum Abschluß 

von Nichtsonderfriedensabkommen aufzufordern. Auf Anfrage 

sollten sie außerdem erklären, daß Japan vorläufig 
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nicht in einen Krieg gegen die UdSSR eintreten werde.159) 

Öshima, der bis dahin von seiner Regierung über die 

Washingtoner Gespräche völlig im Dunkel gelassen worden 

war, befand sich gerade zum Besuch der Mozart-Festspiele 

in Wien. Als Tögös Telegramm eintraf, wurde er daher von 

der Botschaft telefonisch nach Berlin zurückgerufen und 

führte sofort eine Unterredung mit Ribbentrop; 160) einige 

Stunden später folgte ein zweites Gespräch.161) Ribben­

trop machte keinerlei Zusagen für ainen sofortigen 

deutschen Kriegsbeitritt gegen die USA, sondern betonte, 

eine derart wichtige Frage müsse Hitler selbst entschei­

den, der sich jedoch an der Ostfront befinde und vor-

l.. f. . ht . h . 162) au ig nie zu erreic en sei. 

Friedrich Gaus, der Leiter der Rechtsabteilung im Aus­

wärtigen Amt, war bei der zweiten Unterredung mit Öshima 

ebenfalls anwesend. Er stellte die Frage, ob die Zusage 
für einen sofortigen Kriegsbeitritt gegen die USA auf 
Gegenseitigkeit beruhen würde, und erhielt die Zustim­

mung des Botschafters. Bezüglich des Vorschlags für 
Nichtsonderfriedensverträge äußerte Gaus, die von Tökyö 

geplanten bilateralen Abkommen mit den beiden Achsen­

mächten seien "zu juristisch" und würden nicht die er-· 

hoffte politische Wirkung erzielen.163) Deutschland

strebte demnach eine Dreiervereinbarung an, um die Ge­

schlossenheit des Blocks zu dokumentieren. 

Am 3. Dezember führte der japanische Botschafter in Rom, 
Horikiri, eine Unterredung über Tögös Vorschläge mit 
Mussolini, bei der auch Ciano anwesend war. Der "Duce" 

sagte eine italienische Kriegserklärung an die USA zu, 
wenn Japan in einen Konflikt mit den Vereinigten Staaten 

und England eintreten sollte. Auch zum Vorschlag eines 
Nichtsonderfriedensvertrages gab Mussolini seine grund­

sätzliche Zustimmung, behielt sich aber eine Absprache 

mit Berlin vor.164) Das schnelle Einverständnis erklärte

sich vermutlich daraus, daß Italien sich durch Japans 
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Angriff eine Intensivierung des Krieges gegen England 

erhoffte, der in den voraufgegangenen Monaten zugunsten 

der Operationen gegen die UdSSR vernachlässigt worden war. 

Die japanischen Demarchen ka�en für die Achsenmächte, die 

über die Washingtoner Gespräche seit Monaten nicht mehr 

unterrichtet worden waren, offenbar überraschend. Trotz 

der Fühlungnahme in den voraufgegangenen Tagen hatte man 

wohl nicht damit gerechnet, daß der Ausbruch eines Krie­

ges im Pazifik so unmittelbar bevorstünde. Das Auswärtige 

Amt in Berlin zögerte nun, Tokyo in einer so wichtigen 

Angelegenheit überstürzt Zusagen zu machen.165) Inzwi­

schen aber war Hitler von der Front wieder in die "Wolfs­

schanze" zurückgekehrt,166 ) wo ihn offenbar Ribbentrop

telefonisch kontaktierte und die Zustimmung zu einem 

deutschen Gegenvorschlag einholte. Jedenfalls sandte 

der Außenminister seinem Botschafter in Rom in der Nacht 

vom 4. zum 5. Dezember telegra
)

hisch einen Entwurf für 

die italienische Regierung.1 67 Im Gegensatz zu den ja­

panischen Vorschlägen sollte nun - entsprechend den von 

Gaus schon am 2.11. vorgetragenen Forderungen - ein Ab­

kommen auf Gegenseitigkeit und ein Nichtsonderfriedens­

vertrag zu dritt geschlossen werden. Die Verpflichtung, 

keinen Separatfrieden zu schließen, sollte auch gelten, 

falls zwischen Japan und England der Kriegszustand ein­

treten sollte. Damit wurde ein von Tokyo geäußerter 

Wunsch168) erfüllt, der das Gespenst eines deutsch-engli­

schen Friedensschlusses endgültig bannen sollte. 169)

Botschafter Mackensen suchte Ciano mitten in der Nacht 

auf, um ihm Ribbentrops Vorschläge zu präsentieren. 170) 

Der italienische Außenminister gab im Namen seiner Re­
gierung die Zustimmung, noch bevor er sich mit Mussolini 

besprach.171) Unmittelbar darauf, um vier Uhr morgens,

überreichte Ribbentrop die deutschen Vorschläge an Öshi­
ma, 172) der sie unverzüglich nach Tokyö übermittelte. 7 73)

Der deutsche Außenminister unterrichtete auch Ott, er 

- 605 -

stehe mit Öshima in Verhandlungen um eine Präzisierung 

der von den Dreierpaktmächten einzunehmenden Haltung "im 

Sinne einer noch engeren Kooperation". Er sprach jedoch 

nur in verschleiernder Form von dem •gemeinsamen Schick­

salskampf", den die drei Mächte durchfechten müßten.174)

Für Japans Entschluß zum Kriege und den Termin für dessen 

Beginn aber war diese Entwicklung belanglos. Keine einzi­

ge Quelle deutet darauf hin, daß Tokyö im Falle einer 

neutralen Haltung Berlins gegenüber Washi�gton auf einen 

Angriff gegen Amerika verzichtet hätte. Das Kaiserreich, 

besonders die Marine, vertraute in erster Linie auf die 

eigene Kraft. Es fand sich auch nicht einmal bereit, 

als Gegenleistung für einen deutschen Kriegseintritt die 
Zufuhr amerikaniscper Hilfslieferungen nach Wladiwostok 
zu unterbinden.17 5) Außerdem war Deutschlands Haltung 

noch nicht vollständig geklärt, als Trägerflugzeuge der 

Kaiserlichen Marine in den frühen Morgenstunden des -

nach japanischer Zeit - 8. Dezember die amerikanische 

Flotte in Pearl Harbor angriffen und damit den Pazifi­

schen Krieg eröffneten. Als einige Stunden später in 

Töky& der Staatsrat zusammentrat, um seine Zustimmung zu 
einer förmlichen Kriegserklärung zu geben, mußte Premier­

minister Töjö zugeben, daß mit Deutschland noch kein 

konkretes Abkommen über einen Kriegsbeitritt erreicht 

worden sei. Er betonte, Berlin habe zwar zugesagt, Japan 

militärisch zu unterstützen und keinen Sonderfrieden 
zu schließen, doch seien Öshimas Verhandlungen noch 
nicht abgeschlossen. 176)

Auch nach dem Angriff auf Pearl Harbor, der bei Hitler, 1 77 l

Ribbentrop178) und der Marine179) große Freude auslöste, 
erfolgte nicht unmittelbar eine deutsche Kriegserklärung. 

Der "Führer" gab vielmehr nur am folgenden Tage, dem 8. 

Dezember deutscher Zeit, für die Marine den Angriff auf 

amerikanische Schiffe frei. 180) Der Grund für die abwar­

tende Haltung der Achsenmächte lag ganz offensichtlich 
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darin, daß das Abkommen über einen Nichtsonderfrieden 
noch nicht unterzeichnet war. In Berlin fürchtete man 

wohl, Tökyö werde - und das entsprach ja tatsächlich 
der japanischen Konzeption - nach einigen Anfangserfolgen 
einen für sich selbst günstigen Frieden mit Washington 
_aushandeln. Dann könnte Amerika seine ganze Kraft gegen 
das als Hauptgegner angesehene Deutschland konzentrieren. 

Für Hitler kam der japanische Angriff auf Pearl Harbor 
angesichts der wachsenden Gefahr eines deutsch-amerika­
nischen Krieges und der Rückschläge an der Ostfront äu­
ßerst gelegen. Er war froh, daß die Japaner nun einen 
Großteil der amerikanischen Kräfte banden und die Achse 
den USA nicht allein gegenüberstand.181) Daher könnte
der Pazifische Krieg für ihn zumindest eine "Lebensver­
längerung11182) darstellen. Hitler sprach sich daher sofort 
für einen Kriegseintritt aus,183) womit er übrigens der im 
Frühjahr Matsuoka gegebenen Garantie treu blieb.184)

In diesen Tagen hatte der "Führer" selbst eingestehen 
müssen, daß der Krieg für Deutschland kaum noch zu ge­
winnen sei.185) Eine erfolgreiche sowjetische Offensive
und der hereinbrechende harte Winter machten einen wei­
teren Vormarsch der Wehrmacht illusorisch. Am 8. Dezember 
erließ Hitler daher die "Weisung Nr. 39", in der er die 
sofortige Einstellung aller größeren Angriffsoperationen 
und den Ubergang zur Verteidigung bis zum Frühjahr an­
ordnete.186) Der japanische Angriff auf Pearl Harbor,
der die Gefahr bannte, daß Deutschland allein Krieg 
gegen die USA führen müßte, mag ihm dabei den Entschluß 
erleichtert haben. Er war wohl der Ansicht, die Offen­
sive gegen die UdSSR im Frühjahr 1942 unter schwächer 
werdendem angelsächsischen Druck in seinem Rücken wieder 
aufnehmen zu können, da Japan die Kräfte Amerikas und 
Englands weitgehend binden würde. Deutschland selbst 
könnte dann für die Dauer des Rußland-Krieges zu einer 
rein defensiven Kriegführung gegen die Westmächte über-

187)gehen. 
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Ebenfalls am 8.12. übergab Ribbentrop Botschafter Öshima 
einen neuen Entwurf für das Abkommen über einen Nichtson­
derfriedensschluß mit Amerika und England.188) Dabei ging
er bereits von dem Eintritt der Achse in den Krieg gegen 
die USA aus, so daß die entsprechende Pas�age über ein 
Beistandsversprechen aus dem früheren Entwurf fortgefal­
len war. Italien war mit diesem neuen Text sofort einver­
standen, und Ciano teilte seinem deutschen Kollegen die­
se Entscheidung telefonisch mit.189) Daß die Regierung
in Berli� über die Unterzeichnung des Abkommens zur Vor­
bedingung für einen Kriegseintritt machte, ging aus ei­
nem Telegramm an Ott hervor: Der Botschafter möge auf 
eine schnelle Entscheidung der japanischen Regierung 
drängen, da diese selbst an einer Beschleunigung ein 
Interesse habe, denn der Vertrag solle in Berlin "even­
tuell in ein•r besonderen Form bekanntgegeben werden 11 •190l
Darunter war offensichtlich eine deutsche Kriegserklä­
rung an die USA zu verstehen, wie einige Tage später 
noch deutlicher werden sollte. 

Für Japan aber stand nicht das Abkommen über einen Nicht­
sonderfrieden im Vordergrund, sondern die deutsche 
Kriegserklärung an die USA. Diese hatte Öshima unverzüg­
lich nach dem Angriff auf Pearl Harbor gefordert, war 
aber zunächst von Ribbentrop vertröstet worden.191) Es
herrschte daher in Tökyö große Unruhe, als der erhoffte 
deutsche Kriegsbeitritt ausblieb.192) Außenminister Tögö
forderte von Botschafter Ott am 9. Dezember eine Kriegs­
erklärung an die USA und zeigte sich zur Unterzeichnung 
des Nichtsonderfriedensabkommens bereit.193) Noch am
gleichen Tage erhielt Ott den Vertragsentwurf aus Berlin 
und legte ihn dem japanischen Außenminister vor. D�eser 
erklärte sich unter der Bedingung kleinerer Änderungen, 
die vor allem den Bezug des Abkommens zum Dreimächtepakt 
betonten, einverstanden und drängte wiederum auf eine 
deutsche Kriegserklärung.194) Ribbentrop akzeptierte die
japanischen Wünsche unverzüglich, und da inzwischen auch 
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von Öshima ein Telegramm mit dem Entwurf eingetroffen war, 
fand am Vormittag des 10.12. eine Kabinettssitzung statt, 
der wenige Stunden später eine Konferenz des Staatsrates 
folgte. Auf beiden Sitzungen wurde der Vertragsentwurf 
gebilligt, worüber Öshima unverzüglich informiert wurde.195) 

Am folgenden Tage wurde in Berlin das deutsch-italienisch­
japanische Abkommen über die "gemeinsame Kriegführung" 
unterzeichnet, dessen wesentlichste Bestimmung den Ab­
schluß eines Sonderfriedens untersagte.196) Erst danach,
aber noch am gleichen Tage, erklärten die Achsenmächte den 
USA den Krieg.197) Hitler begründete am Nachmittag in
einer Reichstagsrede diese Entscheidung und gab dabei 
auch den wenige Stunden zuvor mit Italien und Japan unter­
zeichneten Vertrag bekannt.198) Hitlers Begründung für
die deutsche Kriegserklärung, Deutschland komme damit 
seinen Verpflichtungen aus dem Dreimächtepakt nach,199)
war falsch, da der casus foederis nur im Falle eines ame­
rikanischen Angriffs eingetreten wäre. Die juristische 
Grundlage hatte vielmehr das Abkommen vom 11. Dezember 
gebildet. Auch Ribbentrops Begründung dürfte nicht die 
wahren Motive offengelegt haben: "Eine Großmacht läßt 
sich �i;ht den Krieg erklären, sie erklärt ihn selbst.• 200) 

In Wirklichkeit war die deutsche Führung erleichtert, 
nicht allein gegen die USA antreten zu müssen, doch hatte 
Hitler nun die letzte - wenn auch geringe - Chance besei­
tigt, sich aus dem japanisch-amerikanischen Krieg heraus­
zuhalten und die USA zur Neutralität im Atlantik zu zwin­
gen. Ob Amerika, wie der deutsche Geschäftsträger in 
Washington annahm, wegen der notwendig gewordenen militä­
rischen Konzentrierung auf den japanischen Gegner tatsäch­
lich am Status quo in den Beziehungen zu den Achsenmächten 
interessiert war, 201) oder ob Roosevelt weiterhin an sei­
nem Programm des "Germany first" festhielt, ist dabei von 
geringer Bedeutung. Auf jeden Fall hätte die Wahrung der 
Neutralität von deutscher Seite es dem Präsidenten er­
schwert, die Öffentlichkeit für einen sofortigen Eintritt 
in den europäischen Krieg zu gewinnen. 

ZUSAMMENFASSUNG UND AUSBLICK 

Der Prozeß zur Entscheidungsfindung mußte in Japan nicht 
unbedingt von der Regierung ausgehen, sondern wurde häufig 
von anderen Personen oder Gruppen außerhalb des Kabinetts 
in Gang gesetzt, wie im Falle des Antikominternpakts, der 
diversen Friedensversuche mit China oder der Ausgleichs­
bemühungen mit den USA. Ausschlaggebend für das Zustande­
kommen eines Beschlusses war, ob die wichtigsten Macht­
gruppen, die in erster Linie durch Außen-, Marine- und 
Kriegsminister sowie die beiden Stabschefs repräsentiert 
wurden, sich auf eine gemeinsame Linie einigen konnten. 
Legte einer von ihnen - de facto als Sprecher der von ihm 
vertretenen Untergebenen - sein Veto ein, wurde eine Ent­
scheidung blockiert. Gelang in einem solchen Falle kein 
Kompromiß, blieb eine Angelegenheit endlos in der Schwebe -
wie z.B. die Bündnisgespräche mit den Achsenmächten 1938/39. 
Ähnlich verhielt es sich mit einer Entscheidung über Krieg 
und Frieden im Jahre 1941. Die innerjapanische Pattsituation 
erlaubte weder einen radikalen Kurswechsel zugunsten eines 
Ausgleichs mit den USA noch einen entschlossenen militäri­
schen Angriff. Statt dessen ging man wieder einen Kompro­
miß ein und beschloß die für ungefährlich gehaltene Beset­
zung Süd-Indochinas. Die unerwartet harte Reaktion der USA 
ließ dann nur noch den Weg in den Krieg offen. Damit war 
wieder einmal in einer wichtigen Frage der Kurs duch äußere 
Umstände statt durch reifliche Uberlegung bestimmt worden. 

In dem innersten Kreis der Entscheidungsträger waren mit 
Armee, Marine und Bürokratie des GaimushÖ die Eliten des 
Kaiserreiches nur unvollständig vertreten. Zeitweise besa­
ßen auch Finanz- oder Innenminister ein Mitspracherecht. 
Andere Machtgruppen wie die Wirtschafts- und Finanzwelt, 
die Beamtenschaft, die Parteien, der Adel und die Hof­
bürokratie verfügten dagegen nur über beschränkte Einwir­
kungsmöglichkeiten auf die Politik. Dadurch war gerade 
den gemäßigteren Kräften bestimmender Einfluß verwehrt. 
Sie wurden in den meisten Fällen zwar gehört, doch konnten 
sie ihre Ziele nur durchsetzen, wenn diese - wie die Säu-
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berung der Einheitsorganisation und die Führung von Aus­

gleichsgesprächen mit Amerika im Jahre 1941 - von den drei 

dominierenden Machtgruppen befürwortet oder zumindest ge­

duldet wurden. 

Der von Japan und den Achsenmächten im Dezember 1941 be­

gonnene Krieg gegen die USA schien nach außen hin das Er­

gebnis einer jahrelang betriebenen gemeinsamen Politik 

zu sein. In Wirklichkeit aber waren die Beziehungen zwi­

schen Tökyö und Berlin keineswegs ungetrübt gewesen. Zeit­

weise dürften sogar die Differenzen in den Zielvorstellun­

gen größer gewesen sein als die Gemeinsamkeiten. Diese 

Diskrepanz fand auch ihre Entsprechung in den jahrelangen 

Auseinandersetzungen, die innerhalb der japanischen Macht­

gruppen um die Politik gegenüber den Achsenmächten geführt 

worden waren. 

Schon zu Beginn der Annäherung an Berlin hatte sich ge­

zeigt, daß die Armee die Politik nicht diktieren konnte. 

Der - im wesentlichen von einer Privatinitiative Öshimas 

inspirierte - Antikominternpakt war nicht allein ein Werk 

des japanischen Heeres gewesen. Vielmehr hatten in Tökyö 

ausgiebige Diskussionen zwischen Armee, Marine und Gai­

mushö stattgefunden, die schließlich zu einem Konsens 

geführt hatten. Besonders Premier Hirota und sein Außen­

minister Arita, deren Politik bis Anfang der vierziger 

Jahre im Außenministerium den beherrschenden Einfluß aus­

üben sollte, hatten die Chance zur Forcierung ihres anti­

kommunistischen und antisowjetischen Kurses genutzt. Ver­

treter des Gaimushö hatten daher in der Anfangsphase der 

Annäherung an Deutschland Kontakte zur Armee über den 

Kopf der Marine hinweg aufgenommen. Botschafter Mushakoji 

in Berlin hatte schließlich bei der Zusammenarbeit mit 

Ribbentrop und Öshima sogar einen Eifer gezeigt, der über 

die Intentionen des Außenministeriums hinausgegangen sein 

dürfte. Hirota und Arita hatten nämlich - ebenso wie die 

Marine - versucht, das Gewicht der Verbindung mit Deutsch-
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land herabzuspielen und ihr vor allem eine antibritische 

Spitze zu nehmen. Die Marine hatte in dem Antikomintern­

pakt die Chance gesehen, die UdSSR zu neutralisieren und 

sich für ihr Fernziel, den "Südstoß", den Rücken freizu­

halten. Auffallend ist außerdem, daß die Vefhandlungen um 

das Abkommen zeitlich mit den Bemühungen der Marine zusam­

mengefallen waren, einen Keil zwischen Deutschland und 

England zu treiben, die Flottenrüstung zu forcieren und 

ein großangelegtes Expansionsprogramm in Angriff zu nehmen. 

Besonders die mittleren Dienstgrade, die bei der Entschluß­

fassung die treibende Kraft bildeten, sollten künftig eng 

mit der Armee zusammenarbeiten. Die Versuche der gemäßig­

teren Marineführung und des Gaimushö, trotz der Annäherung 

an Deutschland eine Herausforderung Englands zu vermeiden, 

waren von vornherein zum Scheitern verurteilt. Es sollte 

sich binnen kurzer Frist zeigen, daß Tökyö - ebenso wie 

Berlin - mit seinem Expansionsprogramm unweigerlich in 

Konfrontation mit London und Washington geraten mußte. 

Die von Arita - und dem Gaimushö allgemein - weitgehend 

im Einklang mit der Marine in den folgenden Jahren verfolg­

te Politik, den Westmächten schrittweise Zugeständnisse 

abzuringen, ohne einen großen Krieg zu riskieren, band 

Japan nahezu automatisch an die zweite revisionistische 

Großmacht, das nationalsozialistische Deutschland. 

Die feindselige Reaktion im In- und Ausland auf den Anti­

kominternpakt zwang die Regierung, die ausgerechnet von 

einem inaktiven General und Wunschkandidaten der Armee, 

Hayashi Senjurö, geführt wurde, zunächst einmal auf Distanz 

zum deutschen Partner zu gehen. Wenig später aber geriet 

das Kaiserreich wegen des im Juli 1937 ausgebrochenen 

China-Krieges in einen starken Gegensatz sowohl zur UdSSR 

als auch zu den Westmächten. Da energische Gegenmaßnahmen 

jedoch ausblieben, schien sich die These von Gaimushö und 

Marine zu bestätigen, daß die anderen Mächte - insbeson­

dere England und die USA - eine stufenweise jurückdrängung 
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aus Ostasien hinnehmen würden. Außenministerium und Marine -

im ersten Kabinett Konoe durch Hirota und Yonai repräsen� 

tiert - sträubten sich daher mit allen Mitteln gegen einen 

Friedensschluß. mit China, der von einflußreichen Kräften 

im Generalstab gefordert wurde. Damit mußt� sich dieser 

Teil der Armee, der in der älteren Fachliteratur für all­

mächtig gehalten worden war, der Mehrheit in den politi­

schen Elitegruppen unterordnen. 

Die Marine nutzte die erzwungene Fortsetzung des Krieges, 

um ihre Stellung gegenüber den Westmächten auszubauen. Wa­

ren die Kampfhandlungen zunächst auf Nordchina begrenzt 

gewesen und hatten damit eine militärische Bedrohung -

neben China selbst - nur für die UdSSR gebildet, so weite­

te die Marine den Konflikt schrittweise nach Süden aus, 

häufig gegen den Widerstand der Armee. Uber Schanghai und 

die Insel Hainan - um nur die wichtigsten Stationen zu 

nennen - griff Japan bis 1939 unter dem Druck der Marine 

bis nach den Spratly-Inseln aus. Das Aufmarschgebiet der 

japanischen Flotte war nun bis vor die Küsten Französisch­

Indochinas, Niederländisch-Indiens, der unter amerikani­

scher Verwaltung stehenden Philippinen und bis in die un­

mittelbare Nähe Britisch-Malayas und Singapurs ausgedehnt. 

Mit dem China-Krieg und einer antisowjetischen Stoßrich­

tung konnten diese Maßnahmen nicht mehr erklärt werden. 

Die Unfähigkeit, den Konflikt mit militärischen Mitteln 

in kurzer Zeit zu beenden, führte dazu, daß Japan sich 

vom Frühjahr 1938 an wieder Deutschland - und nun auch 

Italien - anzunähern versuchte. Diese Politik wurde zwar 

mit dem größten Nachdruck von der Armee verfolgt, aber 

auch Außenministerium und Marine sprachen sich dafür aus. 

Um China zu isolieren und die anderen Mächte von einer -

eventuell sogar militärischen - Unterstützung Chiang 

Kai-sheks abzuschrecken, wurden schon bald Bündnisverhand­

lungen mit Berlin und Rom geführt, die sich bis zum Sommer 

1939 hinzogen. Obwohl dieses Abkommen eindeutig auch als 
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Druckmittel gegen die Westmächte dienen sollte, versuchten 

Gaimush6 und Marine - vertreten durch Arita und Yonai - , 

die Allianz nach außen hin auf die UdSSR als potentiellen 

Gegner zu beschränken. Damit setzten sie ihre Bemühungen 

fort, militärische Risiken weitgehend auszuklammern und 

Japans Expansionsziele mit bloßer Erpressung und einem 

auf China beschränkten Krieg zu verwirklichen. Die Armee, 

welche diese Politik als unrealistisch ansah, forderte 

hingegen eine umfassende Allianz mit Deutschland und Ita­

lien, d.h. unter Einschluß Englands und Frankreichs als 

potentielle Gegner. Damit aber isolierte sich das Heer 

gegenüber allen anderen Machtgruppen und war nicht in der 

Lage, sein Konzept durchzusetzen. Zur Festlegung einer 

bestimmten Politik war zumindest der Konsens mit der Mari­

ne und dem Außenministerium notwendig. Der Druck der Armee 

und die Drohung mit einem Kabinettssturz gerieten - beson­

ders während der Regierung Hiranuma im Jahre 1939 - zur 

bloßen Farce. 

Der Hitler-Stalin-Pakt führte zwar zu einem absoluten 

Tiefpunkt in den japanisch-deutschen Beziehungen, aber es 

zeigte sich sehr schnell, daß die eigentliche Ursache für 

die Spannungen mit den anderen Mächten nicht beseitigt war, 

da das Expansionsprogramm in China weiterverfolgt wurde. 

-Diese Politik änderte sich auch in der Zeit der abgekühl­

ten Beziehungen zu Berlin nicht. Die Armee drängte deshalb

schnell auf eine Wiederannäherung an Deutschland, doch

nahmen Außenministerium und Marine noch eine abwartende

Haltung ein. Admiral Yonai, der im Januar 1940 zum Premier

ernannt wurde, verfolgte gemeinsam mit seinem Außenmini­

ster Arita das alte widersprüchliche Programm, auf Kosten

der angelsächsischen Mächte Japans Machtbereich in Ost­

und Südostasien zu erweitern, ohne es zum völligen Bruch

mit England und Amerika kommen zu lassen. Die mittleren

Marinedienstgrade aber untergruben die Autorität der alten

Marineführung, indem sie sich immer stärker mit der Armee

solidarisierten.
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Bewegung in die erstarrten innerjapanischen Fronten brachte 

erst der deutsche Sieg über Belgien, die Niederlande und 

Frankreich im Frühsommer 1940. Zu verlockend war für alle 

wesentlichen Machtgruppen in Tökyö die Aussicht, die euro­

päischen Kolonialmächte in Südostasien zu beerben und sich 

dabei vor allem Französisch-Indochina sowie Niederländisch­

Indien zu sichern. Der jahrzehntelang von der Marine pro­

pagierte "Südstoß" wurde zur offiziellen Politik erhoben. 

Auch die Armee verfolgte inzwischen dieses Programm, da 

sie in den beiden voraufgegangenen Jahren in zwei verlust­

reichen Grenzkriegen die Stärke der Roten Armee kennenge­

lernt und daher nach einem anderen Gebiet für ihren Expan­

sionsdrang Ausschau gehalten hatte. Die scheinbar unge­

trübten deutsch-sowjetischen Beziehungen schienen außerdem 

die Chance zur Bildung eines Viererblocks Tökyö-Berlin­

Rom-Moskau gegen die angelsächsischen Mächte zu bieten. 

Allein der Konsens der drei wichtigsten Machtgruppen er­

möglichte 1940 im September den Abschluß des Dreimächte­

pakts und im April 1941 die Unterzeichnung des japanisch­

sowjetischen Neutralitätsabkommens. 

Außenminister Matsuoka hatte zunächst die Idee verfolgt, 

eine Verbindung mit der Achse einzugehen, die nicht die 

Form eines Militärbündnisses annähme. Diese Politik schei­

terte schnell an den Forderungen der deutschen Seite und 

der japanischen Armee, die Matsuoka auf ihre Linie einer 

uneingeschränkten Militärallianz festlegten. Diesem Ziel 

stimmte nach einigem Zögern schließlich auch die Marine zu, 

der es aber gelang, Vorbehalte für einen Kriegseintritt 

gegen die USA durchzusetzen. Allgemein aber waren die For­

derungen Matsuokas und des Heeres nach einer harten - und 

das hieß risikoreichen· - Haltung gegenüber Amerika auch 

von der Marine akzeptiert worden. Damit war ein innerjapani­

scher Kompromiß zustandegekommen, der mehr oder weniger 

automatisch die Zustimmung des Thrones zur Folge hatte. 

Weder hatte Matsuoka einen Alleingang unternommen, noch 

hatte die Armee die Politik diktiert. Heer und Marine 
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hatten dem Außenminister soviel politischen Freiraum ge­

lassen, wie er zur Durchsetzung der gemeinsam ausgehandel­

ten Politik benötigte. In allen strittigen Punkten der ja­

panischen Außenpolitik aber mußte sich Matsuoka der Mehr­

heit in den Verbindungskonferenzen fügen� s6 z.B.· bezüglich 

einer harten Haltung gegenüber China, den Ausgleichsversu­

chen mit den USA, eines Verzichts auf militärische Aktionen 

gegen Singapur, der Besetzung Süd-Indochinas und der Ent­

scheidung, im deutsch-sowjetischen Krieg Neutralität zu 

wahren. 

In der japanischen Außenpolitik rivalisierten in dem Jahr­

zehnt vor dem Pazifischen Krieg mehrere Konzeptionen mit­

einander, die im wesentlichen durch Arita, Matsuoka, Shira­

tori und Hiranuma verkörpert waren. Arita, der mit seinem 

Kurs den Hauptstrom des Gaimushö vertrat, fand hauptsäch­

�ich die Unterstützung der Marine. Diese Politik lief 

darauf hinaus, die Westmächte nur in "zumutbarer" Weise 

zu provozieren und ihnen Zugeständnisse abzuringen, ohne 

sie zum Krieg herauszufordern. In den Jahren 1940/41 schloß 

sich auch das Heer weitgehend dieser Politik an. Das Kon­

zept scheiterte jedoch im Sommer 1941 mit der Besetzung 

Süd-Indochinas, als die USA unerwartet hart reagierten und 

mit ihren Embargomaßnahmen nach japanischer Auffassung 

praktisch eine Kriegserklärung aussprachen. 

Zu dieser Zeit war Matsuoka bereits gestürzt worden,-dessen 

Wirken in der japanischen Politik eine bloße Episode blei­

ben sollte. Im Unterschied zu Arita war er bereit gewesen, 

das Risiko gegenüber den USA zu erhöhen, um dadurch die 

Abschreckungskraft zu vergrößern und letztlich mehr Sicher­

heit vor einem amerikanischen Eingreifen in Asien zu errin­

gen. Im Gegensatz zu der klassischen japanischen Außenpo­

litik. lehnte Matsuoka die schrittweise - und oftmals 

planlose - Machterweiterung ab, die zu nicht voraussehbaren 

Reaktionen der Westmächte führen müßte. Daher trat er für 

eine Friedensregelung mit China ein und bekämpfte solange 
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wie möglich eine Besetzung Süd-Indochinas. Für ihn wäre -
entsprechend seiner Theorie der massiven Abschreckung 

gegen die USA - nur eine Gesamtlösung unter Einschluß eines 
Angriffs auf Singapur in Frage gekommen, nicht aber eine 
Verzettelung der Kräfte und ein jahrelangei• Experimentieren 
nach der Art Aritas. 

Beide Konzepte aber, Matsuokas ebenso wie Aritas, mußten 
früher oder später unweigerlich zum Xrieg mit den USA füh­
ren. Das galt natürlich noch viel mehr für die radikale 
Politik Shiratoris, der im Verein mit aggressiven Heeres­
kreisen wie der Gruppe um Mutö Akira, dem inaktiven Admi­
ral Suetsugu sowie zivilen nationalistischen Organisationen 
eine bedingungslose Allianz mit der Achse und ab 1940 einen 
sofortigen Eintritt in den europäischen Krieg befürwortete. 
Nach dem deutschen Sieg im Westen hatten Shiratori und 
sein nationalistischer Anhang durchaus die Chance, über 
Kanoe entscheidenden Einfluß auf die japanische Außenpoli­
tik zu gewinnen. Daß dieser Versuch mißlang, war zum Teil 
Matsuokas Einwirken zu verdanken, noch mehr jedoch war es 
das Verdienst der Koalition um Baron Hiranuma. Obwohl diese 
Kräfte schwer abzugrenzen sind, kann man ihnen im wesent­
lichen folgende Machtgruppen zurechnen: Die zivilen Natio­
nalisten der nipponistischen Richtung, die Ködö-Generali­

.tät, Wirtschafts- und Finanzkreise, die konservative Büro-
kratie und die konservativen Flügel der ehemaligen großen 
Parteien. Außerdem genoß die Hiranuma-Gruppe in zunehmendem 
Maße das Vertrauen und die Unterstützung des Hofes. 

Diese Machtgruppen vertraten seit Jahren eine grundsätz­
lich antisowjetische und antikommunistische Politik, tra­
ten jedoch für gute Beziehungen zu den angelsächsischen 
Mächten ein. Das implizierte eine Friedensregelung mit 
China und einen Verzicht auf Expansion in Südostasien. Die 
wirtschaftliche Durchdringung dieser Gebiete konnte nach 

Auffassung dieser.Gruppierung nur im Einvernehmen mit den 
angelsächsischen Mächten durchgeführt werden. Das entsprach 

617 -

ohnehin der jahrzehntelangen Politik der japanischen Wirt­
schaft und bildete den einzig möglichen Weg zur Verhinderung 
des Krieges. Die Kräfte, die sich ab Ende 1940 um Hiranuma 
scharten, wirkten folglich an dem japanisch-amerikanischen 
Ausgleichsversuch des folgenden Jahres mit �nd bezogen 
Stellung gegen den deutschen Bündnispartner. Teilweise 
folgten auch Marine und Heer diesem Kurs, zumindest um die 
Erfolgschancen auszuloten. Der Versuch scheiterte jedoch 
an der gleichzeitig betriebenen Fort�etzung der jahrelan­
gen Expansionspolitik, die in der Besetzung Süd-Indochinas 
und in dem Festhalten an den Eroberungen in China ihren 
Ausdruck fand. Die Koalition um Hiranuma war an dieser 
Politik nicht beteiligt, hatte sie aber auch nicht verhin­
dern können. 

Der größte Fehler in der japanischen Vorkriegspolitik war 
zweifellos der China-Konflikt. Zwar hätte der Zwischenfall 
a� der Marco-Polo-Brücke von der Regierung und von dem Ge­
neralstab in Tökyö kaum verhindert werden können, aber 
die Chance, den Krieg in den ersten Wochen oder Monaten 
beizulegen, wurde nicht genutzt, sondern von den meisten 
Machtgruppen bewußt hintertrieben. Danach gab es kaum noch 
eine Chance, von dem unheilvollen Weg abzugehen. Der selbst­
auferlegte Zwang, siegreich aus dem Konflikt hervorzugehen, 
_fü_hrte zu einer ständigen Ausweitung des Krieges. Erschwert 
wurde eine Friedensregelung durch die deutschen Siege, die 
für Japan eine zu große Versuchung waren, nicht nur China 

vollständig zu unterwerfen, sondern auch noch ganz Südost­
asien als Beute zu erringen. Nur eine für Deutschland 
negative Entwicklung der militärischen Lage, wie sie sich 
1942 abzuzeichnen begann, hätte Tökyö zu einer besonneneren 
Politik veranlassen können. Zu diesem Zeitpunkt aber befand 
sich das Kaiserreich schon im Krieg mit den USA. 

Erfolgreicher oder zumindest dauerhafter waren die Eingriffe 
der Nipponisten und der Konservativen in die Innenpolitik. 
Die Polarisierung innerhalb des nationalistischen Lagers 
hatte sich seit Mitte der dreißiger Jahre �erstärkt und 
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neue Koalitionsbildungen unter den Eliten hervorgebracht. 

Das reformistische Lager aus radikalen Parteien, Jungen 

Beamten, dem Kanoe-Kreis, Flügeln der konservativen Partei­
en und nationalistischen Organisationen verfolgte in Zusam­

menarbeit mit der Tösei-Fraktion der Armee ein Expansions­
programm zur Schaffung eines unter japanischer Hegemonie 

stehenden Großostasien. Zu diesem Zwecke forderten diese 

Machtgruppen eine enge Verbindung mit den Achsenmächten und -

in zunehmendem Maße - auch eine Anlehnung an die UdSSR. Die­

se außenpolitische Orientierung spiegelte sich auch im in­

nenpolitischen Programm wider. Für die ehrgeizigen Pläne 
zum Aufbau einer gelenkten Wirtschaft und forcierten Auf­

rüstung dienten weitgehend Deutschland und die UdSSR als 

Vorbild. Die radikaleren Gruppierungen forderten auch eine 

Umgestaltung der japanischen Staatsstruktur nach dem Muster 

der Achsenmächte. Der Kommunismus spielte im Feindbild der 

Reformisten kaum eine Rolle, sondern der Kampf galt in er­

ster Linie dem Liberalismus und dem Kapitalismus - und 

damit sogenannten "pro-britischen" Kräften innerhalb Japans: 

dem Hof, der Wirtschaft, der konservativen Bürokratie und 

den alten Parteien. Den Weg zu einer dominierenden Stellung 

in der Politik sollte den Reformisten und der Tösei-Frak­

tion Fürst Kanoe ebnen, der seit 1936 permanent - wenn 

nicht Regierungschef - so doch Premier im Wartestand war. 

Gegen diese als "revolutionär", "kommunistisch" oder "fa­
schistisch" - d.h. in jedem Falle als unvereinbar mit der 

Eigenart des japanischen Staatswesens - angesehenen Bewe­

gung bildeten sich Gegenkräfte, die von den reaktionär­

nationalistischen Nipponisten und der 1936 unterlegenen 
Ködö-Fraktion der Armee geführt wurden. Mit diesen in 

konservativen Kreisen noch wenige Jahre zuvor verfemten 

Machtgruppen verbündeten sich andere Eliten zur Abwehr des 
reformistischen Angriffs auf den wirtschaftlichen und sozia­
len Status qua. Dazu gehörten wiederum die ältere Beamten­

schaft, Wirtschafts- und Finanzkreise sowie konservative 

Parlamentarier. Außerdem genoß diese Koalition die Sympa-
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thie und Rückendeckung durch den Thron. Das dürfte mit 

dazu beigetragen haben, daß Kanoe Ende 1940 für das kon­

servative Lager gewonnen werden konnte. 

Diese Koalition, welche der nun zum Innenmirtister.ernannte 

Hiranuma anführte, unterband zunächst ein6al die radikalen 

wirtschaftspolitischen und sozialen Reformen. Dann wurde 
die Einheitspartei - ebenso wie das Planungsamt des Kabi­
netts - von ihrer extremistischen Füh�ung gesäubert, der 
Kontrolle der Bürokratie unterstellt und jeglicher politi­

scher Funktion beraubt. Diese Maßnahmen verhinderten die 
Entstehung einer neuen radikalen "faschistischen" Elite, 
welche die alten Machtgruppen zu einem Schattendasein ver­

urteilt hätte. Daher hatte die japanische Oligarchie -

einschließlich der Militärs - an der Säuberung der Einheits­

organisation ein fundamentales Interesse, um ihr Monopol 

über die politischen Entscheidungen zu wahren. Da die "fa­

schistischen" Gruppen � z.B. Töhökai, Sozialistische Mas­

senpartei und eine Reihe nationalistischer Organisationen -

eine uneingeschränkte Bindung an die Achsenmächte .und eine 
Ubernahme der Staatsst;uktur nach europäisch-autori�ärem 
Vorbild - einschließlich Massenpartei, Jugendorganisation 
und Planwirtschaft - forderten, gefährdeten sie sowohl die 
innenpolitische als auch die außenpolitische und militäri­
sche Unabhängigkeit des Kaiserreiches. Ihre Ausschaltung 

aber beweist, daß die Bezeichnung "Faschismus" für Japan 
völlig unangebracht ist. Vielmehr wurde bis 1945 die alte 

oligarchische Ordnung im wesentlichen unverändert bewahrt, 
die in der Meiji-Zeit errichtet worden war. Damit nahm die 

Entwicklung in Japan einen ganz anderen Verlauf als in 
Deutschland, wo Industrie, konservativ-nationalistische 

Kräfte und Reichswehr angesichts einer kommunistischen 

Gefahr beabsichtigt hatten, sich "vorübergehend" der Natio­

nalsozialisten zu bedienen, statt dessen aber damit ihre 

eigene Entmachtung eingeleitet hatten. In Japan jedoch 

existierte die Gefahr einer kommunistischen Revolution gar 

nicht, durch die konservative Gruppen zu derart gewagten 

Experimenten hätten verleitet werden können. 

� 
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Mit dem Ausbruch des Krieges aber wurde den Militärs eine 
stärkere Kontrolle über die Politik und die Wirtschaft ein­
geräumt. Nur durch die Bewahrung bzw. Wiederherstellung 
des Friedens hätten die gemäßigten Machtgruppen in Japan 
gestärkt und die in China militärisch gescheiterte Führung 
von Armee und Marine in ihrem Einfluß beschränkt werden 
können. Dann wären auch die patriotischen Aufrufe an die 
Opferbereitschaft als Mittel zur Unterdrückung der eigenen 
Bevölkerung entlarvt worden, und demokratische Einrichtun­
gen hätten gestärkt aus den innerjapanischen Auseinander­
setzungen hervorgehen können. 

Kanoes Hinwendu�g zu den Konservativen und seine Distan­
zierung von den Reformisten sollte für ihn, der jahrelang 
zwischen beiden Lagern geschwankt hatte, endgültig sein. 
Dadurch wurde die von Hiranuma geführte Koalition erheblich 
gestärkt, weil der Fürst nicht nur in der Öffentlichkeit, 
sondern auch in zahlreichen Machtgruppen - nicht zuletzt 
am Hof - noch immer über Prestige und Einfluß verfügte. 
Die um die Jahreswende 1940/41 gebildete lose Gruppierung 
von Eliten mußte zwar den Ausbruch des Pazifischen Krieges 
als Niederlage empfinden, doch hielt ihr Einfluß auch da­
nach noch an. Zu den bereits genannten Gruppen stießen mit 
der Zeit auch noch Vertreter der ehemaligen Marineführung, 
die ab 1940 ihre politische Macht eingebüßt hatte. Diese 
Koalition, deren besondere Merkmale eine gegen Deutschland 
und gegen die UdSSR gerichtete Außenpolitik sowie eine in­
nerjapanische Frontstellung gegen die herrschende Armee­
clique und deren zivile Verbündete in Gestalt der Refor­
misten gebildet hatten, vertrat auch während des Krieges 
weitgehend gemeinsame Interessen. 

Unbestrittener Führer dieser Gruppe wurde Kanoe, der in 
den Wochen nach Pearl Harbor im Gegensatz zu der allgemein 
herrschenden Euphorie einen erstaunlich kühlen Kopf bewahr­
te und Japans Siegeschancen äußerst pessimistisch beurteil­
te.1) Er sprach sich daher schon am 20. Januar 1942 gegen-
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über seinem Freund Kido dafür aus, nach Mitteln zur Been­
digung des Krieges zu suchen.2) Der Diplomat Yoshida Shi­
geru, der sich an.den Friedensbemühungen der kommenden Jah­
re beteiligte, regte daher bereits im Juni 1942 an, Kanoe 
in die Schweiz zu entsenden, um ihn dort Kontakte mit 
Japans Kriegsgegnern anknüpfen zu lassen.3) Der losen
Verbindung, die sich von nun an.um den Fürsten bildete,
um den Sturz Töjös und einen Friedensschluß mit den USA 
zu erreichen, gehörten u.a. folgende Machtgruppen und 
Personen an: 
- Die Ködö-Generale Mazaki Jinzaburö und Obata Toshishirö

sowie - mit wesentlich geringerem Einsatz - Yanagawa
Heisuke und Araki Sadao.

- Bürokraten wie die Diplomaten Yoshida Shigeru, Shigemitsu
Mamoru und später auch Tögö Shigenori.
Vertreter der Finanzwelt wie Ikeda Seihin.

- Hohe Marineoffiziere wie der führende Planer Takagi
Sökichi sowie der ehemalige Gouverneur von Taiwan und
inaktive Admiral Kobayashi Seizö; außerdem Mazaki Katsuji,
der Bruder des Ködö-Generals, und schließlich auch Yonai
Mitsumasa.
Angehörige des Hofkreises wie der ehemalige Lordsiegel­
bewahrer Makino·Nobuaki und Matsudaira Yasumasa, der
Sekretär des 1940 �mannten Lordsiegelbewahrers Kido.
Auch die Jüshin, die ehemaligen Premierminister, sind
als Berater des Thrones zu den Hofkreisen im weiteren
Sinne zu rechnen. Von ihnen bete.iligte sich - neben
Kanoe - vor allem Wakatsuki Reij irö an der Sudle nach
einem Friedensschluß.

- Beteiligt war auch General Ugaki Kazushige, der über
gute Beziehungen zum Hof, zur Wirtschaft und zu den
Parteien verfügte.

- Losen Kontakt unterhielt zu der Gruppe ebenfalls Hatoyama
Ichirö, der sich als Führer der konservativen Seiyükai­
Fraktion bis zuletzt der Parteienauflösung und der Grün­
dung der IRAA widersetzt hatte. Die Abgeordneten d es Un­
terhauses behaupteten .übrigens auch während der Kriegs-



- 622 -

jahre ihre Rechte und ihre Stellung, wenn auch nicht im 
Namen ihrer ehemaligen Parteien. Die Wahlen des Jahres 
1 942 änderten nur unwesentlich die Zusammensetzung des 
Parlaments.4)

Bei den Mitgliedern dieser Gruppierung handelte es sich 
also im wesentlichen um Eliten, die sich vor Kriegsaus-
bruch dem Militarismus der dominierenden Heeresclique und 
den radikalen Programmen der zivilen Reformisten wider-
setzt hatten.5) Geführt wurde diese Koalition jetzt jedoch 
von Konoe und nicht mehr von Hiranuma. Letzterer übernahm 
nach dem Attentat vom August 1941, bei dem er schwer ver­
letzt worden war, jahrelang kein öffentliches Amt mehr, 
abgesehen davon, daß er als Jüshin bei der Nominierung 
eines neuen Premiers befragt wurde. In der Friedensbewegung 
spielte er keine eindeutige Rolle. Im Jahre 1942 wurde er 
nach China entsandt, um einen - allerdings vergeblichen -
Versuch zu einem Friedensschluß zu unternehmen. Außerdem 
propagierte er weiter seine Ideologie, die - möglicherweise 
über die Ködö-Offiziere - weiter auf Konoe eingewirkt zu 
haben scheint. Hiranuma sah das seit dem Mandschurischen 
Zwischenfall verfolgte Expansionsprogramm als Intrige 
radikaler Heereskreise an, um mit Hilfe des Krieges Refor­
men und schließlich sogar eine Revolution durchzuführen. 
Töjö diente nach seiner Ansicht lediglich als Werkzeug 
dazu.6) Vor einer Gefährdung des kokutai durch die "kom­
munistische" Tösei-Fraktion warnten auch die Ködö-Generale,7) 

so daß diese Ansichten in der Friedensbewegung weit ver­
breitet wurden.8) 

Hiranuma spielte eine aktive Rolle beim Sturz Töjös9) im 
Juli 1944. Dieser wurde betrieben durch die Jüshin-Gruppe,10)

der die schlechte militärische Lage, insbesondere der Ver­
lust der Marianen-Insel Saipan, die notwendigen Argumente 
verschaffte.11) Als die Jüshin zusammentraten, um einen
neuen Premier als Nachfolger Töjös zu benennen, warnte 
auch Konoe vor den verkap�ten Kommunisten unter den Büro-
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kraten und Militärs, die mit der von ihnen angestrebten 
Revolution eine größere Gefahr für das "kokutai" darstell­
ten als eine militärische Niederlage. Hiranuma stimmte 
dieser Ansicht uneingeschränkt zu,12) die mit seiner seit 
Jahren propagierten Auffassung identisch war. 

Noch deutlicher beschwor Konoe im Februar 1945 in einem 
berühmt gewordenen Bericht an den Kaiser die durch eine 
Fortsetzung des Krieges drohende Gefahr einer kommunisti­
schen Revolution und riet zu einer baldigen Kapitulation, 
zumal die Alliierten nach seiner Auffassung keine Änderung 
des "kokutai" zu� Bedingung machten. In seinen - völlig 
unausgewogenen - Ausführungen machte er "reformistische" 
Kreise im Militär für den Ausbruch des Mandschurischen 
Zwischenfalls, des China-Konfliktes und des Pazifischen 
Krieges verantwortlich; diese "Reformer" hätten dabei die 
Absicht verfolgt, die innere Umgestaltung Japans und mög­
licherweise eine kommunistische Revolution voranzutreiben, 
und zwar in Verbindung mit den Jungen Beamten und anderen 
Zivilisten. Er, Konoe, _habe als Premier seinerzeit versucht, 
ihre Forderungen zu erfüllen, um dadurch Reibungen inner­
halb des Landes zu vermeiden und die Einheit des Volkes 
zu sichern; ihre geheimen Absichten habe er jedoch damals 
nicht erkannt. Die Entmachtung dieser reformistischen 
Kreise und eine Umbesetzung in der militärischen Führung 
seien die Voraussetzung für eine schnelle Beendigung des 
Krieges und die Verhinderung einer kommunistischen Revolu­
tion.13) 

Nach diesem Vortrag, in dem schwere Vorwürfe gegen die Tösei­
Fraktion und die ihr nahestehenden Zivilisten zum Ausdruck 
kamen, äußerte Konoe sich auf Fragen des Kaisers hin noch 
deutlicher über seine Auffassung: Eine angebliche Forderung 
der USA nach Änderung des japanischen "kokutai" tat er als 
Propaganda des Militärs ab, das dadurch die Kapitulation 
zu vermeiden und den.Krieg zu verlängern suche. Mit seinen 
Vorstellungen über eine Säuberung innerhalb des Heeres 
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wende er sich, so Konoe, gegen die darin in den letzten 

Jahren vorherrschende einheitliche Strömung. Man solle 

durch Personen, die wie Ugaki (Kazushige), Mazaki (Jinza­

burö), 0bata (Toshishirö) und Ishiwara (Kanji) einen ande­

ren Standpunkt verträten, die natürlichen Spannungen inner­

halb der Armee nutzen und einen der Generale Anami (Kore� 

chika) oder Yamashita (Tomoyuki) "gebrauchen 11
•

14) Indirekt 

schlug er damit ihre Ernennung zum Kriegsminister vor. Un­

ter den von Konoe genannten Personen befanden sich mit Ma­

zaki und 0bata zwei führende Vertreter der Ködö-Fraktion, 

während Yamashita deren weiteren Umkreis zuzurechnen ist. 

Ishiwara dagegen hatte sich 1938 wegen der Ausweitung des 

China-Krieges mit der Tösei-Gruppe zerstritten, der er bis 

dahin angehört hatte, und war später aus dem aktiven Dienst 

entlassen worden. 15)

Hiranuma hatte Töjös Nachfolgekabinett unter General Koiso -

und Admiral Yonai als Vizepremier - seine Unterstützung ge­

währt und hatte damit auch Konoe gestärkt. Er war jedoch 

gelegentlich der Resignation - oder der Rückbesinnung auf 

den altjapanischen Geist - verfallen und hatte eine Fort­

führung-des Krieges als einzig gangbaren Weg bezeichnet.16)

Während der Amtszeit von Koiso und Yonai (Juli 1944 - April 

1945)
17) sowie der Regierung unter Admiral Suzuki Kantarö

.(April 1945 - August 1945)18) bildete eine eventuelle Frie­

densregelung nicht mehr das Thema einer unautorisierten. 

Gruppe, sondern wurde zum Gegenstand von Kabinettssitzungen 

und Kaiserlichen Konferenzen. Eine entscheidende Initiative 

aber wurde wieder einmal durch die Langwierigkeit des Ent­

scheidungsprozesses und die Aufsplitterung der Macht ver­

hindert. Besonders die aktiven Militärs drängten auf eine 

Fortsetzung des Krieges, u.a. wegen der amerikanischen 

Forderung nach bedingungsloser Kapitulation .. Erst Ende Juli 

1945 ließ Japan den USA ein vage formuliertes Verhandlungs­

angebot zukommen. 19) Die Vereinigten Staaten aber hielten

eine weitere Demonstration der Stärke für unerläßlich und 

warfen deshalb Atombomben auf Hiroshima und Nagasaki ab. Sie 
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drängten sogar auf einen sowjetischen Kriegseintritt, da 

sie noch mit einer langen Kriegsdauer rechneten. 

Auch.Hiranuma, inzwischen wieder Präsident des Geheimen 

Staatsrates, sprach sich nach dem Abwurf der Atombomben 

für eine Kapitulation aus, jedoch unter der Bedingung, daß 

die Souveränität des Kaiserhauses gewahrt bliebe.20) Die 

Wahrung des "kokutai", oder anders ausgedrückt, den Fort­

bestand der japanischen Monarchie, akzeptierten die Alli­

ierten schließlich als Bedingung für die K�pitulation des 

Kaiserreiches. 

Konoe machte sich nach Beendigung des Krieges Hoffnungen 

auf das Amt des Premierministers. Diese Entwicklung wäre 

eine logische Fortsetzung der konservativen Koalitionsbil­

dung um die Jahreswende 1940/41, der japanisch-amerikani­

schen Ausgleichsversuche im ·Jahre 1941 und der Friedensbe­

wegung während des Pazifischen Krieges gewesen. Die USA 

waren jedoch der Ansicht,mit der Schonung des Kaiserhau-

ses ausreichend für eine Stabilisierung Japans gesDrgt zu 

haben, und klagten Konoe als Kriegsverbrecher an. Der Fürst 

entzog sich einem Prozeß aber durch Selbstmord. Die Lücke, 

die er hinterließ, wurde schnell geschlossen. Konoe wäre 

möglicherweise Vorsitzender einer konservativen Partei 

geworden. In seiner Nachfolge sind vor allem Yoshida Shi­

geru, der zwischen 1946 und 1954 fünf Kabinette bildete, 

und Hatoyama Ichirö zu sehen, der von 1954 bis 1955 das 

Amt des Premierministers bekleidete. Beide hatten der 

Friedensbewegung angehört. Sie schufen sich nach ßem Kriege 

eine Machtbasis als Führer einer konservativen Partei 

bzw. eines Parteiflügels. Eine Kontinuität zur Vorkriegs­

zeit bestand auch darin, daß wieder zwei konservative 

Parteien entstanden, die bezeichnenderweise von Hatoyama 

Ichirö und Machida Chüji gegründet wurden. Beide Politi-

ker hatten sich im Jahre 1940 bis zuletzt - als Führer 

von Fraktionen der Seiyükai bzw. der Minseitö - der Par­

teienauflösung und der Mitarbeit in der Einheitsorganisation 
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widersetzt. Erst im Jahre 1955 wurde eine Vereinigung zur 
"Liberaldemokratischen Partei" als konservatives Sammel-

21 ) becken vorgenommen. 

In den Jahren nach 1945 wurden die Grundlagen der japani­
schen Nachkriegsdemokratie geschaffen, in der so viele 
Ideale und Ziele der Konservativen aus der Vorkriegs- und 
Kriegszeit verwirklicht wurden und in der sie selbst -
Bürokraten, konservative Parteipolitike� und Industrielle22) 

die beherrschenden Funktionen ausüben. Zu der Politik, die 
diese Kreise schon vor dem Kriege angestrebt hatten, ge­
hört ein stark antikommunistischer und antisowjetischer 
Kurs, eine enge Anlehnung an die USA, eine mit friedlichen 
Mitteln errungene wirtschaftliche Vormachtstellung in Ost­
und Südostasien, Vorrang für die Interessen der Industrie, 
eine Unterordnung des Militärs unter die zivile Führung 
und eine starke Begrenzung des Verteidigungsbudgets. Das 
Problem der Kontinuität von der konservativen Bewegung 
der Vorkriegszeit, deren Mitglieder sich gegen die Mili­
tärs und die Reformisten, gegen eine Achsenpolitik und 
für einen antisowjetischen und antikommunistischen Kurs 
eingesetzt hatten, bis zur politischen Struktur des Nach­
kriegsjapan ist von der Geschichtsschreibung bisher kaum 
aufgegriffen worden. Statt dessen wird gern eine - in 
dieser Form nicht vorhandene - Kontinuität von den Expan­
sionisten der dreißiger Jahre bis zur konservativen Füh­
rung der Nachkriegszeit betont. 23) Eine differenziertere
Behandlung in der Historiographie dürfte auch das stereo­
type Urteil von der "oktroyierten Demokratie" revidieren 
helfen. Es würde sich zeigen, daß der japanische Parlamen­
tarismus der Nachkriegszeit und der wirtschaftliche Wie­
deraufstieg zu einem großen Teil in der historischen Ent­
wicklung der unmittelbaren Vorkriegszeit sowie der Kriegs­
periode angelegt waren, aber wegen der innerjapanischen 
Machtverhältnisse und der internationalen Situation nicht 
zum Tragen kommen konnten. Dafür bedurfte es der militärisch­
politischen Kapitulation des Jahres 1945. Diese machte den 
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Weg frei für Reformen, die von den Amerikanern teilweise 
erzwungen wurden, teilweise aber von den Japanern begrüßt 
und aktiv u�terstützt wurden wie die Landreform24) und die 
Umgestaltung des ehemals nationalistisch-militaristischen 
Erziehungssystems. 

Ebenso befürwortete die Koalition der Konservativen die von 
den USA erzwungene Ausschaltung der Militärs aus dem poli­
tischen Entscheidungsprozeß. Das geschah in erster Linie 
durch eine im Jahre 1946 erlassene neue Verfassung, welche 
den Japanern die Unterhaltung von Streitkräften verbot und 
dem Staat das Recht auf Kriegführung absprach. 25) Diese
Bestimmung wurde später abgeschwächt,. indem die Regierung 
"Selbstverteidigungsstreitkräfte" aufstellte und damit eine 
bis heute anhaltende Kontroverse auslöste. 

In einem wesentlichen Punkt aber lief die Verfassungsre­
form den Interessen der Konservativ�n zuwider: Der Einfluß 
des Adels und die Stellung des Kaiserhofes als politisches 
Zentrum wurden beseitigt, so daß der Tennö seither nur noch 
als ein "Symbol des Staates" fungiert. Die Konserva_tiven 
hatten in _ihrem eigenen Verfassungsentwurf vom Januar 1946 

versucht, die Entmachtung des Kaisers zu verhindern26) und 
dadurch ihre Koalition aus der Vorkriegsperiode im wesent­
lichen vollständig in die Nachkriegszeit hinüberzuretten. 

Die USA hatten außerdem das Ziel verfolgt, durch den Tökyö­
ter Kriegsverbrecherprozeß und durch den Ausschluß kompro­
mittierter Politiker und Wirtschaftler von öffentlichen 
Ämtern27) sowie durch die Zwangsauflösung der Z_a_i_ba tsu die 
alten Eliten aus der Politik zu verbannen. Dieser Prozeß 
aber wurde während des Korea-Krieges und nach dem offiziel­
len Ende der Besatzungszeit im Jahre 1952 abgebrochen, als 
Amerika in einem konservativen Japan einen zuverlässigen 
Partner suchte. Dadurch kamen Politiker und Bürokraten,die 
den Säuberungen zum Opfer gefallen waren, 28) sowie die Zai­
batsu erneut zu beherrschendem Einfluß. Durch die amerika-
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nischen Reformen aber, insbesondere durch die Ausschaltung 
des Hofes, wurde die Führungsschicht der Konservativen er­
heblich verbreitert. 

Auch ein "Konvertit" kam im Nachkriegsjapan zu Amt und 
Ehren: Kishi Nobusuke, ein ehemaliges Mitglied des refor­
mistischen Lagers und der "Mandschurischen Fraktion", der 
sich 1944 jedoch mit Töjö überworfen hatte, bekleidete 
von 1957 bis 1960 das Amt des Premierministers, das er 
schließlich wegen der Verlängerung des japanisch-amerikani­
schen Sicherheitsvertrages aufgeben mußte. 

Die reformistische Bewegung fand ebenfalls ihre Fortsetzung 
in der Nachkriegszeit und blieb ihren sozialistischen Ide­
alen treu.291 So nahmen z.B. einige Mitglieder der ehema­
ligen Sozialistischen Massenpartei, die sich �it großem 
Einsatz an d.er "Neuen Struktur" beteiligt hatten, nach dem 
Kriege führende Positionen in der Sozialistischen Partei 
ein, darunter Asanuma Inejirö, der bis zu seiner Ermordung 
durch einen Rechtsextremisten im Jahre 1960 das Amt des 
Generalsekretärs bekleidete.30) Kazami Akira, Konoes ehe­
maliger Kabinettssekretär und Justizminister, trat eben­
falls in die Partei ein und schloß sich dem linken Flügel 
an.311 Dessen Generalsekretär wurde im Jahre 1954 Wada
Hiroo, der 1941 als "Junger Beamter" und angeblicher Kommu­
nist eines der Hauptopfer bei der konservativen Säuberungs­
aktion im "Zwischenfall des Planungsamtes" geworden war.32) 

Die extremsten Vertreter der reformistischen Fraktion, die 
bedingungslosen Parteigänger der Armee, fehlten jedoch in 
der politischen Arena des Nachkriegsjapan ebenso wie die 
Militärs. Da auch ihre entschiedensten Gegner, die Nippe­
nisten und der Hof, keinerlei Rolle mehr spielten, führte 
der grundsätzlich weiterbestehende Gegensatz zwischen Kon­
servativen und Reformisten nicht zu der gleichen Polarisie­
rung wie in der Vorkriegszeit. Zusätzlich waren die Gegen­
sätze durch soziale Reformen und einen ungeahnten wirt­
schaftlichen Aufschwung abgemildert worden, so daß politi-
sche Auseinandersetzungen heute nur selten zu dramatischen
Höhepunkten führen. 
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